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Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers

Nr. 1 Wahl von Landesbischof Ralf Meister

Ha n nover, den 27. Januar 2011 

Herr Generalsuperintendent Ralf Meister, Berlin, 
ist gemäß Artikel 65 der Kirchenverfassung auf Vor-
schlag des Kirchensenates von der Landessynode 
am 25. November 2010 zum Landesbischof gewählt 
worden. 

Der Beginn des Dienstverhältnisses und der Zeit-
punkt des Amtsantritts von Herrn Generalsuperin-
tendent Ralf Meister als Landesbischof sind auf den 
1. April 2011 festgesetzt worden. Die Einführung 
wird am 26. März 2011 in der Marktkirche zu Han-
nover stattfi nden.

Der Kirchensenat
der Evangelisch-lutherischen 

Landeskirche Hannovers

In Vertretung:

Guntau

Nr. 2 Zusammensetzung des Kirchensenates

Ha n nover, den 10. Februar 2011

Die Zusammensetzung des Kirchensenates hat 
sich wegen der Neuwahl der Mitglieder gemäß Ar-
tikel 100 Abs. 1 der Kirchenverfassung verändert. 
Er setzt sich ab 1. Januar 2011 wie folgt zusammen:

a) der Landesbischof der Evangelisch-lutherischen 
Landeskirche Hannovers:

 Herr Landesbischof Ralf Meister, Hannover, ab 
1. April 2011

b) der Präsident des Landeskirchenamtes:
 Herr Präsident Burkhard Guntau, Hannover

 Vertreter: 
 Herr rechtskundiger Vizepräsident Dr. Rolf 

Krämer, Hannover

c) der Präsident der Landessynode:
 Herr Jürgen Schneider, Pädagoge und Coach, 

Hermannsburg

 Vertreter: N.N.

d) der Vorsitzende des Landessynodalausschusses:
 Herr Gymnasiallehrer Jörn Surborg, Wolfsburg

 Vertreter:
 Herr Superintendent Michael Thiel, Gifhorn

e) ein vom Landeskirchenamt gewähltes geist-
liches Mitglied des Landeskirchenamtes:

 Herr geistlicher Vizepräsident Arend de Vries

f) ein von den Landessuperintendentinnen und 
Landessuperintendenten gewähltes Mitglied:

 Herr Landessuperintendent Hans-Hermann 
Jantzen, Lüneburg, bis 31. März 2011

 Herr Landessuperintendent Eckhard Gorka, 
Hildesheim, ab 1. April 2011

 Vertreter:
 Frau Landessuperintendentin Dr. Ingrid Spie-

ckermann, Hannover

g) drei von der Landessynode gewählte Synodale:
 Herr Förderschulkonrektor Oliver Bischoff
 Frau Immobilienkauffrau Gunda Dröge
 Frau Geschäftsführerin Christine v. Klencke

h) vier von der Landessynode gewählte Glieder der 
Landeskirche:

 Herr Ministerialrat Hans-Heinrich Gronau, 
 Nienburg
 Herr Kirchenverwaltungsoberrat Klaus Kast-

mann, Hildesheim
 Herr Kfm. Angestellter Knut Laemmerhirt, 

Syke
 Herr Dipl.-Rel. Päd. / Diakon Henning Schulze-

Drude, Wittingen

Den Vorsitz im Kirchensenat führt ab 1. April 
2011 Herr Landesbischof Ralf Meister, stellvertre-
tende Vorsitzende sind Herr Knut Laemmerhirt an 
erster und Herr Präsident Burkhard Guntau an zwei-
ter Stelle.

Der Kirchensenat
der Evangelisch-lutherischen 

Landeskirche Hannovers

In Vertretung:

Guntau
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III. Direktor oder Direktorin
§ 3

(1) Der Direktor oder die Direktorin ist für die in-
haltliche Ausrichtung der Arbeit verantwortlich 
und beteiligt sich selbst an den Angeboten des 
Zentrums. Er oder sie hat ferner die laufenden 
Geschäfte des Michaelisklosters zu führen, ins-
besondere
 - für die Rahmenbedingungen der Arbeit zu 

sorgen,
 - Dienstbesprechungen mit den Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeitern abzuhalten,
 - Aufträge des Kuratoriums zu erledigen,
 - den Haushaltsplan des Michaelisklosters zu 

überwachen,
 - das Hausrecht im Michaeliskloster auszuü-

ben.
(2) Das Kuratorium bestimmt einen Stellvertreter 

oder eine Stellvertreterin des Direktors oder der 
Direktorin für jeweils drei Jahre.

(3)  In Zusammenarbeit mit dem Obmann oder der 
Obfrau des Posaunenwerks und dem Leiter oder 
der Leiterin der Tagungsstätte koordiniert der 
Direktor oder die Direktorin die Arbeit und 
sorgt dafür, dass gemeinsame Vorhaben, per-
sonelle, fi nanzielle und rechtliche Angelegen-
heiten unter Beteiligung der Mitarbeiter und 
Mitarbeiterinnen der jeweils betroffenen Ar-
beitsbereiche beraten und entschieden werden.

(4) Der Direktor oder die Direktorin führt die 
Dienstaufsicht über die berufl ichen Mitarbeiter 
und Mitarbeiterinnen, soweit sie bei der Lan-
deskirche beschäftigt sind.

(5) Das Kuratorium kann eine Dienstanweisung für 
den Direktor oder die Direktorin erlassen.

IV. Beirat
§ 4

(1)  Das Landeskirchenamt bildet für das Micha-
eliskloster einen Beirat. Ihm gehören als Mit-
glieder bis zu 14 sachkundige Repräsentanten 
der für die Arbeit des Michaelisklosters rele-
vanten Fachgebiete an. Unter den Mitgliedern 
sollen sich ein Mitglied des Bischofsrates, zwei 
Mitglieder der Landessynode sowie ein Mit-
glied des Posaunenrates befi nden. Personen, 
die sich zum Zeitpunkt der Berufung bereits im 
Ruhestand befi nden, dürfen nur im Ausnahme-
fall vorgeschlagen werden.

(2)  Der Beirat wählt einen Vorsitzenden oder eine 
Vorsitzende sowie eine stellvertretende Vorsit-
zende oder einen stellvertretenden Vorsitzen-
den aus seiner Mitte. Der Vorsitzende oder die 

I. Gesetze und Verordnungen

Nr. 3 Bekanntmachung der geänderten Ord-
nung für das Michaeliskloster Hildes-
heim – Evangelisches Zentrum für 
Gottesdienst und Kirchenmusik  

Ha n nover, den 20. Januar 2011 

Nachstehend machen wir die geänderte Ordnung 
für das Michaeliskloster Hildesheim – Evange-
lisches Zentrum für Gottesdienst und Kirchenmusik 
– vom 22.12.2009 bekannt.

Ordnung für das Michaeliskloster 
Hildesheim - Evangelisches Zentrum für 

Gottesdienst und Kirchenmusik vom 
23. März 2004, zuletzt geändert am 

22. Dezember 2009

I. Aufgabe und Struktur
§  1 

(1) Das “Michaeliskloster Hildesheim - Evange-
lisches Zentrum für Gottesdienst und Kirchen-
musik” (Michaeliskloster) hat die Förderung 
und Erneuerung des Gottesdienstes und der 
Kirchenmusik zum Ziel. Das Michaeliskloster 
ist eine rechtlich unselbständige Einrichtung 
der Evangelisch-lutherischen Landeskirche 
Hannovers.

(2) Das Michaeliskloster besteht aus 
 - dem Arbeitsbereich Gottesdienst und Kir-

chenmusik, 
 - dem Posaunenwerk und 
 - der Tagungsstätte. 

 Dem Arbeitsbereich Gottesdienst und Kirchen-
musik sind zugeordnet 
 - der Arbeitsbereich Kindergottesdienst sowie 
 - das mit der EKD errichtete Zentrum für 

Qualitätsentwicklung im Gottesdienst.
 (3) Das Landeskirchenamt regelt die Arbeit des 

Posaunenwerks in einer gesonderten Ordnung.

II. Leitung 
§ 2

(1) Für das Michaeliskloster wird bestellt
a) der Direktor oder die Direktorin,
b) der Beirat,
c) das Kuratorium.

(2) Für einzelne Arbeitsbereiche kann das Kurato-
rium beratende Fachbeiräte berufen.
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§ 8

(1) Das Kuratorium beschließt über personelle, 
fi nanzielle und rechtliche Angelegenheiten, 
soweit das Landeskirchenamt dem Kuratori-
um Aufgaben überträgt. Das Kuratorium stellt 
den Haushaltsplan des Michaelisklosters auf, 
nimmt die Jahresrechnung ab und macht dem 
Landeskirchenamt Vorschläge für den Beirat. 
Das Kuratorium hat ferner die Aufgabe, die 
Arbeit im Michaeliskloster zu begleiten, Anre-
gungen zu geben und ggf. dem Direktor oder 
der Direktorin Aufträge zu erteilen. Die Zustän-
digkeiten des Landeskirchenamtes (u.a. bei der 
Begründung, Änderung und Beendigung von 
Dienstverhältnissen) bleiben unberührt.

(2)  Das Kuratorium berät über Vorschläge des Bei-
rates (§ 5).

(3)  Das Kuratorium führt die Aufsicht über das Mi-
chaeliskloster.

VI. Schlussbestimmung
§ 9

Diese Ordnung tritt am 1. Januar 2010 in Kraft.

Das Landeskirchenamt

Guntau

Nr. 4 Rechtsetzung der Evangelischen Kir-
che in Deutschland (EKD) und der 
Vereinigten Evangelisch-Lutherischen 
Kirche Deutschlands (VELKD); hier: 
Disziplinargesetz 

Ha n nover, den 11. Februar 2011 

Die EKD und die VELKD haben Kirchengesetze 
erlassen, die das in der Landeskirche geltende Recht 
berühren. Im Ergebnis gelten demnach mit Wirkung 
vom 01. Juli 2010 das Disziplinargesetz der EKD 
(DG.EKD) und das Kirchengesetz der VELKD 
zur Neuordnung des Disziplinarrechts (DRNOG 
VELKD) vom 28. Oktober 2009 für Disziplinarver-
fahren gegen Pfarrer, Pfarrerinnen, Kirchenbeamte 
und Kirchenbeamtinnen der Landeskirche und der 
ihrer Aufsicht unterstehenden Körperschaften. 

Folgende Rechtsvorschriften werden unter Bezug-
nahme auf Artikel 126 Abs. 2 der Kirchenverfas-
sung zum Zwecke der Bekanntmachung abgedruckt:
1. Disziplinargesetz der Evangelischen Kirche in 

Deutschland (DG.EKD) vom 28. Oktober 2009 
(ABl. EKD 2009 S. 316, 2010 S. 263),

2. Kirchengesetz der Vereinigten Evangelisch-
Lutherischen Kirche Deutschlands zur Neu-

Vorsitzende wird bei der Geschäftsführung vom 
Direktor oder von der Direktorin unterstützt.

§ 5

Der Beirat hat die Aufgabe, die Arbeit des Micha-
elisklosters beratend zu begleiten. Er soll Impulse 
und Anregungen geben und lässt sich dazu vom Di-
rektor oder der Direktorin über Stand und Planung 
der Arbeit informieren. Der Beirat kann dem Ku-
ratorium Vorschläge für die Gestaltung der Arbeit 
machen und Arbeitsvorhaben anregen.

§ 6

(1)  Die Amtszeit des Beirates beträgt vier Jahre.
(2)  Der Beirat tritt mindestens einmal jährlich zu 

einer Beratung zusammen. Er kann zu seinen 
Beratungen Gäste einladen.

(3) Der oder die Vorsitzende des Kuratoriums und 
der Direktor oder die Direktorin nehmen mit 
beratender Stimme an den Sitzungen des Bei-
rates teil. 

V. Kuratorium
§ 7

(1) Das Landeskirchenamt bildet für das Michae-
liskloster ein Kuratorium. Ihm gehören minde-
stens an
a)  ein geistlicher Vertreter oder eine geistli-

che Vertreterin des Landeskirchenamtes als 
Vorsitzender oder Vorsitzende,

b)  ein rechtskundiger Vertreter oder eine 
rechtskundige Vertreterin des Landeskir-
chenamtes,

c)  der Landesuperintendent oder die Landes-
superintendentin für den Sprengel Hildes-
heim,

d)  ein von der EKD entsandtes Mitglied und
e)  ein Mitglied mit kirchenmusikalischer Aus-

bildung (A-Prüfung), in der Regel der Lan-
deskirchenmusikdirektor oder die Landes-
kirchenmusikdirektorin.

 Der Direktor oder die Direktorin sowie der 
theologische Leiter oder die theologische 
Leiterin des Zentrums für Qualitätsentwick-
lung nehmen an den Sitzungen des Kurato-
riums mit beratender Stimme teil.

(2)  Das Landeskirchenamt beruft die Mitglieder 
des Kuratoriums (Absatz 1 Satz 1) für eine 
Amtszeit von sechs Jahren.

(3) Das Kuratorium tagt nicht öffentlich. Sitzungen 
fi nden nach Bedarf, mindestens jedoch einmal 
jährlich, statt. Das Kuratorium kann zu seinen 
Sitzungen weitere Personen beratend hinzuzie-
hen.
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ordnung des Disziplinarrechts (Disziplinar-
rechtsneuordnungsgesetz VELKD – DRNOG 
VELKD) vom 28. Oktober 2009 in Auszügen 
(ABl. VELKD Band VII S. 426),

3. Verordnung über das Inkrafttreten des Dis-
ziplinargesetzes der Evangelischen Kirche in 
Deutschland vom 28. Oktober 2009 vom 26. 
Februar 2010 (ABl. EKD 2010, S. 126).

Das Landeskirchenamt

Guntau

1. Disziplinargesetz der Evangelischen 
Kirche in Deutschland (DG.EKD) vom 

 28. Oktober 2009 (ABl. EKD 2009 
 S. 316, 2010 S. 263)

Die Synode der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land hat mit Zustimmung der Kirchenkonferenz auf 
Grund des Artikels 10 Abs. 1 und Abs. 2 Buchstabe 
a und des Artikels 10a Abs. 1 und Abs. 2 Buchstabe 
c der Grundordnung der Evangelischen Kirche in 
Deutschland das folgende Kirchengesetz beschlos-
sen:

Inhaltsübersicht

Teil 1 
Allgemeine Bestimmungen
§ 1  Zweck kirchlicher Disziplinarverfahren
§ 2  Geltungsbereich
§ 3  Amtspfl ichten und Abgrenzungen
§ 4  Disziplinaraufsichtführende Stelle
§ 5  Disziplinaraufsichtführende Stelle bei meh-

reren Ämtern
§ 6  Amts- und Rechtshilfe
§ 7  Ergänzende Anwendung des Verwaltungs-

verfahrensrechts und der Verwaltungsge-
richtsordnung Anfechtungsklage

§ 8  Gebot der Beschleunigung

Teil 2 
Disziplinarmaßnahmen
§ 9  Arten der Disziplinarmaßnahmen
§ 10  Verweis
§ 11  Geldbuße
§ 12  Kürzung der Bezüge
§ 13  Zurückstufung
§ 14  Amtsenthebung zur Versetzung auf eine an-

dere Stelle
§ 15  Amtsenthebung unter Versetzung in den 

Wartestand
§ 16  Amtsenthebung unter Versetzung in den Ru-

hestand
§ 17  Entzug der Rechte aus der Ordination
§ 18  Entfernung aus dem Dienst

§ 19  Nebenmaßnahmen
§ 20  Bemessung der Disziplinarmaßnahme
§ 21  Zulässigkeit von Disziplinarmaßnahmen 

nach staatlichen Straf- oder Bußgeldverfah-
ren

§ 22  Disziplinarmaßnahmeverbot wegen Zeitab-
laufs

§ 23  Verwertungsverbot, Entfernung aus der Per-
sonalakte

Teil 3 
Behördliches Disziplinarverfahren

Kapitel 1 Einleitung, Ausdehnung und 
Beschränkung
§ 24  Einleitung eines Disziplinarverfahrens
§ 25  Ausdehnung und Beschränkung

Kapitel 2 Durchführung
§ 26  Unterrichtung, Belehrung und Anhörung
§ 27  Beistände und Bevollmächtigte
§ 28  Pfl icht zur Durchführung von Ermittlungen, 

Ausnahmen
§ 29  Zusammentreffen von Disziplinarverfahren 

mit staatlichen Strafverfahren oder anderen 
Verfahren, Aussetzung

§ 30  Bindung an tatsächliche Feststellungen aus 
staatlichen Strafverfahren oder anderen Ver-
fahren

§ 31  Beweiserhebung
§ 32  Zeuginnen, Zeugen und Sachverständige
§ 33  Zeugenbeistand, Auskunft an Betroffene
§ 34  Herausgabe von Unterlagen
§ 35  Protokoll
§ 36  Innerdienstliche Informationen
§ 37  Abschließende Anhörung

Kapitel 3 Abschlussentscheidung
§ 38  Einstellungsverfügung
§ 39  Einstellung gegen Aufl agen oder Weisungen, 

Spruchverfahren
§ 40  Disziplinarverfügung
§ 41  Erhebung der Disziplinarklage
§ 42  Verfahren bei nachträglicher Entscheidung 

im staatlichen Straf- oder Bußgeldverfahren
§ 43  Kostentragungspfl icht

Kapitel 4 Vorläufi ge Dienstenthebung und 
Einbehaltung von Bezügen
§ 44  Zulässigkeit
§ 45  Rechtswirkungen
§ 46  Verfall und Nachzahlung der einbehaltenen 

Beträge
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§ 49  Geschäftsstellen
§ 50  Berufung der Mitglieder der Disziplinarge-

richte
§ 51  Verpfl ichtung der Mitglieder der Disziplinar-

gerichte
§ 52  Amtszeit, Beendigung und Ruhen des Amtes 

eines Mitglieds des Disziplinargerichts
§ 53  Ausschluss von der Ausübung des Richter-

amts
§ 54  Besetzung der Disziplinargerichte

Kapitel 2 Disziplinarverfahren vor dem 
Disziplinargericht

Abschnitt 1 Klageverfahren
§ 55  Disziplinarklage
§ 56  Nachtragsdisziplinarklage
§ 57  Belehrung, Beistände und Bevollmächtigte
§ 58  Mängel des behördlichen Disziplinarverfah-

rens oder der Klageschrift
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anderen Verfahren
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Teil 1 
Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Zweck kirchlicher Disziplinarverfahren

Kirchlicher Dienst ist durch den Auftrag zur 
Verkündigung des Evangeliums in Wort und Tat 
bestimmt. Das Verhalten der in der Kirche mitar-
beitenden Menschen kann die Glaubwürdigkeit der 
Kirche und ihrer Verkündigung beeinträchtigen. 
Ein kirchliches Disziplinarverfahren soll auf ein 
solches Verhalten reagieren und dazu beitragen, das 
Ansehen der Kirche, die Funktionsfähigkeit ihres 
Dienstes und eine auftragsgemäße Amtsführung zu 
sichern.

§ 2 
Geltungsbereich

(1)  Dieses Kirchengesetz gilt für Amtspfl ichtver-
letzungen von Pfarrerinnen, Pfarrern, Kirchen-
beamtinnen und Kirchenbeamten und anderen 
Personen, die in einem öffentlich-rechtlichen 
Dienst- und Treueverhältnis zu einem kirch-
lichen Dienstherrn stehen. 

(2)  Soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist, 
fi ndet dieses Kirchengesetz auf folgende Per-
sonen entsprechende Anwendung:
1.  Ordinierte, die nicht in einem Dienstverhält-

nis nach Absatz 1 stehen, 
2. Personen im Vorbereitungsdienst, die im 

Dienst eines kirchlichen Dienstherrn, aber 
nicht in einem Dienstverhältnis nach Absatz 
1 stehen. 

(3)  Das Recht der Evangelischen Kirche in 
Deutschland, der Gliedkirchen oder glied-
kirchlichen Zusammenschlüsse kann die An-
wendbarkeit dieses Kirchengesetzes für die in 
Absatz 2 genannten Personen abweichend re-
geln und die Anwendbarkeit auch für sonstige 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, insbesondere 
für Personen, die mit der öffentlichen Verkündi-
gung beauftragt sind, vorsehen.

(4)  Dieses Kirchengesetz gilt auch für Amtspfl icht-
verletzungen, die Personen, auf die dieses Ge-
setz anwendbar ist, in einem früheren kirch-
lichen Dienstverhältnis begangen haben. Ein 
Wechsel des kirchlichen Dienstherrn steht der 
Anwendung dieses Kirchengesetzes nicht ent-
gegen.

(5)  Kirchliche Dienstherren und kirchliche An-
stellungsträger sind die Evangelische Kirche 
in Deutschland, die Gliedkirchen und die 
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse sowie 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts, über die die Evangelische 

Kirche in Deutschland, eine Gliedkirche oder 
ein gliedkirchlicher Zusammenschluss die Auf-
sicht führt. Sie begründen kirchliche Dienstver-
hältnisse.

§ 3
Amtspfl ichten und Abgrenzungen

(1)  Amtspfl ichten ergeben sich aus dem für die 
jeweilige Person geltenden Dienst-, Arbeits- 
oder Auftragsrecht. Personen im Sinne des § 2 
verletzen ihre Amtspfl icht, wenn sie innerhalb 
oder außerhalb des Dienstes schuldhaft gegen 
ihnen obliegende Pfl ichten verstoßen. Pfarre-
rinnen, Pfarrer und andere Ordinierte verletzen 
ihre Amtspfl icht auch, wenn sie schuldhaft ge-
gen die in der Ordination begründeten Pfl ichten 
verstoßen.

(2)  Eine Verletzung der Lehrverpfl ichtung ist kei-
ne Amtspfl ichtverletzung im Sinne dieses Kir-
chengesetzes. Dies schließt die Durchführung 
eines Disziplinarverfahrens nicht aus, wenn 
eine Amtspfl ichtverletzung im Zusammenhang 
mit einer Verletzung der Lehrverpfl ichtung be-
gangen wurde. 

(3)  Seelsorge und Maßnahmen der Dienstaufsicht 
bleiben von der Einleitung eines Disziplinar-
verfahrens unberührt. Seelsorgliches Handeln 
ist von Maßnahmen der Dienstaufsicht und des 
Disziplinarrechts zu trennen.

§ 4
Disziplinaraufsichtführende Stelle

(1)  Disziplinaraufsichtführende Stelle für Personen 
in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis 
ist die nach dem Recht des jeweiligen Dienst-
herrn zuständige oberste Dienstbehörde.

(2) Disziplinaraufsichtführende Stelle für Ordi-
nierte, denen bei Einleitung des Disziplinar-
verfahrens ein Auftrag zur regelmäßigen öf-
fentlichen Wortverkündigung obliegt, ohne in 
einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis 
zu stehen, ist die Behörde, die in der Gliedkir-
che, zu deren Bereich der Anstellungsträger 
gehört, als oberste Dienstbehörde für Pfarre-
rinnen und Pfarrer bestimmt wurde. 

(3) Disziplinaraufsichtführende Stelle für Ordi-
nierte, denen bei Einleitung des Disziplinar-
verfahrens kein Auftrag zur regelmäßigen öf-
fentlichen Wortverkündigung eines kirchlichen 
Dienstherrn oder Anstellungsträgers obliegt, 
ist die oberste Dienstbehörde für Pfarrerinnen 
und Pfarrer der Gliedkirche, in deren Bereich 
sie zuletzt einen Auftrag zur regelmäßigen öf-
fentlichen Wortverkündigung wahrgenommen 
haben. Ist nie ein Auftrag zur regelmäßigen öf-
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fentlichen Wortverkündigung übertragen wor-
den, ist disziplinaraufsichtführende Stelle die 
oberste Dienstbehörde für Pfarrerinnen und 
Pfarrer der Gliedkirche, in deren Bereich sie 
ordiniert wurden. 

(4)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die 
Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse können je für ihren Bereich ande-
re Zuständigkeitsregelungen treffen. 

§ 5
Disziplinaraufsichtführende Stelle bei 

mehreren Ämtern

(1) Gegen eine Person, die zwei oder mehrere 
Ämter inne hat, die zueinander im Verhältnis 
von Haupt- zu Nebenamt stehen, kann nur die 
disziplinaraufsichtführende Stelle ein Diszipli-
narverfahren einleiten, die für das Hauptamt 
zuständig ist. 

(2)  Hat eine Person zwei oder mehrere Ämter oder 
Dienstaufträge inne, die nicht im Verhältnis 
von Haupt- und Nebenamt stehen, so bestim-
men die disziplinaraufsichtführenden Stellen 
der Ämter und Dienstaufträge, welche von ih-
nen die Funktion der disziplinaraufsichtführen-
den Stelle wahrnehmen soll.

(3)  Die Zuständigkeiten nach § 4 und nach den 
Absätzen 1 und 2 werden durch eine Beurlau-
bung, eine Freistellung, eine Abordnung oder 
eine Zuweisung nicht berührt. 

§ 6
Amts- und Rechtshilfe

(1)  Die Dienststellen und Kirchengerichte der 
Evangelischen Kirche in Deutschland, der 
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse leisten in Disziplinarverfahren einan-
der Amts- und Rechtshilfe. 

(2) Alle vorgesetzten und aufsichtführenden Per-
sonen, Organe und Stellen einer Person im 
Geltungsbereich dieses Kirchengesetzes sind 
verpfl ichtet, der disziplinaraufsichtführenden 
Stelle Anhaltspunkte, die den Verdacht einer 
Amtspfl ichtverletzung rechtfertigen, mitzutei-
len und sie in Disziplinarangelegenheiten zu 
unterstützen. Dasselbe gilt für 
1. die disziplinaraufsichtführende Stelle der 

Gliedkirche, in deren Bereich eine ordi-
nierte Person ohne regelmäßigen Dienstauf-
trag im Sinne des § 4 Abs. 3 wohnt, 

2. die disziplinaraufsichtführende Stelle eines 
Nebenamtes gemäß § 5 sowie für Personen, 
Organe und Stellen, die im Rahmen des Ne-
benamtes Vorgesetzte oder Aufsichtführen-
de sind, und 

3. die vorgesetzten und aufsichtführenden 
Personen, Organe und Stellen einer beur-
laubten, freigestellten, abgeordneten oder 
zugewiesenen Person im Sinne des § 5 Abs. 
3. 

(3)  Staatliche Amts- und Rechtshilfe, insbesonde-
re im Rahmen der Beweiserhebung, kann nach 
Maßgabe der jeweils anwendbaren staatskir-
chenrechtlichen Bestimmungen in Anspruch 
genommen werden. Das behördliche und ge-
richtliche Verfahren nach der Eröffnung des 
Disziplinarverfahrens nach diesem Kirchenge-
setz steht dem förmlichen Verfahren nach bis-
herigem Recht gleich. Verweigern Zeuginnen 
oder Zeugen ohne Vorliegen eines der in § 32 
bezeichneten Gründe die Aussage, kann ein 
staatliches Gericht um die Vernehmung ersucht 
werden, soweit die jeweils anwendbaren staats-
kirchenrechtlichen Bestimmungen dies vorse-
hen. In dem Ersuchen sind der Gegenstand der 
Vernehmung darzulegen sowie die Namen und 
Anschriften der Beteiligten anzugeben. 

§ 7
Ergänzende Anwendung des 

Verwaltungsverfahrensrechts und 
der Verwaltungsgerichtsordnung, 

Anfechtungsklage

(1)  Zur Ergänzung dieses Kirchengesetzes sind 
die Bestimmungen des Verwaltungsverfahrens- 
und -zustellungsgesetzes der Evangelischen 
Kirche in Deutschland und der staatlichen Ver-
waltungsgerichtsordnung entsprechend anzu-
wenden, soweit sie nicht zu den Bestimmungen 
dieses Kirchengesetzes in Widerspruch stehen 
oder soweit nicht in diesem Kirchengesetz oder 
anderen Kirchengesetzen der Gliedkirchen 
oder gliedkirchlichen Zusammenschlüsse et-
was anderes bestimmt ist. 

(2)  Eines Vorverfahrens vor Erhebung der Klage 
gegen einen Verwaltungsakt nach Teil 3 Kapitel 
3 und 4 dieses Kirchengesetzes bedarf es nicht.

§ 8
Gebot der Beschleunigung

Disziplinarverfahren sind beschleunigt durchzu-
führen.

Teil 2 
Disziplinarmaßnahmen

§ 9
Arten der Disziplinarmaßnahmen

(1)  Disziplinarmaßnahmen sind:
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1. Verweis (§ 10),
2. Geldbuße (§ 11),
3. Kürzung der Bezüge (§ 12),
4. Zurückstufung (§ 13),
5. Amtsenthebung zur Versetzung auf eine an-

dere Stelle (§ 14 ),
6. Amtsenthebung unter Versetzung in den 

Wartestand (§ 15),
7. Amtsenthebung unter Versetzung in den 

Ruhestand (§ 16),
8. Entzug der Rechte aus der Ordination (§ 17), 
9. Entfernung aus dem Dienst (§ 18).

(2) Disziplinarmaßnahmen gegen Personen ge-
mäß § 2 Abs. 1, die sich im Wartestand oder 
Ruhestand befi nden, sind Verweis, Geldbuße, 
Kürzung der Bezüge und Entfernung aus dem 
Dienst. Disziplinarmaßnahme gegen Personen 
im Wartestand ist auch die Versetzung in den 
Ruhestand.

(3) Disziplinarmaßnahmen gegen Personen im 
Dienstverhältnis auf Probe oder auf Wider-
ruf oder im Vorbereitungsdienst sind Verweis, 
Geldbuße und Kürzung der Bezüge. Ihre Ent-
lassung wegen einer Amtspfl ichtverletzung re-
geln die Evangelische Kirche in Deutschland, 
die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zu-
sammenschlüsse durch ihre Dienst- und An-
stellungsgesetze.

(4)  Disziplinarmaßnahmen gegen Ordinierte, die 
in einem privatrechtlichen Arbeitsverhältnis 
stehen, sind Verweis, Geldbuße, Amtsenthe-
bung zur Versetzung auf eine andere Stelle 
und Entzug der Rechte aus der Ordination. Die 
Möglichkeit, arbeitsrechtliche Maßnahmen zu 
ergreifen, bleibt unberührt. 

(5) Disziplinarmaßnahmen gegen Ordinierte, die 
weder in einem besoldeten öffentlich-recht-
lichen Dienst- und Treueverhältnis noch in 
einem privatrechtlichen Arbeitsverhältnis ste-
hen, sind Verweis, Geldbuße, Entzug der Rech-
te aus der Ordination und Entfernung aus dem 
Dienst. 

§ 10
Verweis

Der Verweis ist der schriftliche Tadel eines be-
stimmten Verhaltens. Missbilligende Äußerungen 
im Rahmen der Dienstaufsicht sind keine Diszipli-
narmaßnahmen.

§ 11
Geldbuße

Die Geldbuße kann bis zur Höhe der monatli-
chen Bezüge im Sinne des § 12 Abs. 1 zugunsten 
des Dienstherrn auferlegt werden. Wird keine der 

genannten Leistungen bezogen, darf die Geldbuße 
bis zu dem Betrag von 500 Euro auferlegt werden. 
Die Geldbuße kann - auch in Teilbeträgen - durch 
Aufrechnung von den Bezügen einbehalten werden.

§ 12
Kürzung der Bezüge

(1) Die Kürzung der Bezüge ist die bruchteilmäßige 
Verminderung der monatlichen Dienstbezüge, 
der Anwärterbezüge, des Wartegeldes oder des 
Ruhegehaltes (Bezüge) um höchstens ein Fünf-
tel auf längstens fünf Jahre. Sie erstreckt sich 
auf alle Ämter, die die beschuldigte Person bei 
Eintritt der Unanfechtbarkeit der Entscheidung 
inne hat. Versorgungsansprüche aus früheren 
kirchlichen oder öffentlich-rechtlichen Dienst-
verhältnissen bleiben von der Kürzung der Be-
züge unberührt.

(2) Die Kürzung der Bezüge beginnt mit dem Ka-
lendermonat, der auf den Eintritt der Unan-
fechtbarkeit der Entscheidung folgt. Im Falle 
des Wechsels zwischen aktivem Dienst, Warte- 
oder Ruhestand vor Eintritt der Unanfechtbar-
keit oder während der Dauer der Kürzung wer-
den die hieraus jeweils zustehenden Bezüge für 
den restlichen Zeitraum entsprechend gekürzt. 
Sterbegeld sowie Witwen- und Waisengeld wer-
den nicht gekürzt. 

(3) Die Kürzung der Bezüge wird während einer 
Beurlaubung ohne Bezüge gehemmt. Der Kür-
zungsbetrag kann jedoch für die Dauer der Be-
urlaubung an den Dienstherrn entrichtet wer-
den; die Dauer der Kürzung der Bezüge nach 
der Beendigung der Beurlaubung verringert 
sich entsprechend.

(4) Solange die Bezüge gekürzt werden, ist eine Be-
förderung unzulässig. Der Zeitraum kann in der 
Entscheidung abgekürzt werden, sofern dies im 
Hinblick auf die Dauer des Disziplinarverfah-
rens angezeigt ist.

(5) Die Rechtsfolgen der Kürzung der Bezüge er-
strecken sich auch auf ein neues öffentlich-
rechtliches Dienstverhältnis bei einem anderen 
kirchlichen Dienstherrn. Hierbei steht bei An-
wendung des Absatzes 4 die Einstellung oder 
Anstellung in einem höheren als dem bishe-
rigen Amt der Beförderung gleich.

§ 13
Zurückstufung

(1)  Die Zurückstufung ist die Versetzung in ein 
Amt derselben Laufbahn mit geringerem End-
grundgehalt. Sie hat den Verlust aller Rechte 
aus dem bisherigen Amt einschließlich der da-
mit verbundenen Bezüge und der Befugnis, die 
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bisherige Amtsbezeichnung zu führen, zur Fol-
ge. Soweit in der Entscheidung nichts anderes 
bestimmt ist, enden mit der Zurückstufung 
auch die Ehrenämter und die Nebentätigkeiten, 
die im Zusammenhang mit dem bisherigen Amt 
oder auf Verlangen, Vorschlag oder Veranlas-
sung einer vorgesetzten oder aufsichtführenden 
Person oder der obersten Dienstbehörde über-
nommen wurden. 

(2)  Die Bezüge aus dem neuen Amt werden von 
dem Kalendermonat an gezahlt, der dem Ein-
tritt der Unanfechtbarkeit der Entscheidung 
folgt. Im Falle des Ruhestandes vor Unanfecht-
barkeit der Entscheidung bestimmen sich die 
Versorgungsbezüge nach der in der Entschei-
dung festgesetzten Besoldungsgruppe.

(3)  Eine Beförderung ist frühestens fünf Jahre nach 
Eintritt der Unanfechtbarkeit der Entscheidung 
zulässig. Der Zeitraum kann in der Entschei-
dung verkürzt werden, sofern dies im Hinblick 
auf die Dauer des Disziplinarverfahrens ange-
zeigt ist.

(4)  Die Rechtsfolgen der Zurückstufung erstrecken 
sich auch auf ein neues kirchliches Dienstver-
hältnis auch bei einem anderen kirchlichen 
Dienstherrn. Hierbei steht bei Anwendung des 
Absatzes 3 die Einstellung oder Anstellung in 
einem höheren Amt als dem, in welches zurück-
gestuft wurde, der Beförderung gleich.

§ 14
Amtsenthebung zur Versetzung auf eine 

andere Stelle

(1)  Die Amtsenthebung zur Versetzung auf eine 
andere Stelle bewirkt den Verlust der über-
tragenen Stelle. In der Entscheidung wird be-
stimmt, ob mit der Amtsenthebung der Verlust 
eines Aufsichtsamtes oder kirchenleitenden 
Amtes verbunden ist. § 13 Abs. 1 Satz 3 gilt 
entsprechend. Der Dienstherr kann aufgrund 
der Amtsenthebung auch eine Stelle bei einem 
anderen kirchlichen Dienstherrn derselben 
obersten Dienstbehörde übertragen, ohne dass 
es der Zustimmung der amtsenthobenen Person 
bedarf. Bei Pfarrerinnen und Pfarrern ist die 
Übertragung einer Pfarrstelle in der bisherigen 
Kirchengemeinde ausgeschlossen.

(2)  In der Entscheidung über die Amtsenthebung 
zur Versetzung auf eine andere Stelle kann 
festgestellt werden, dass die ausgesprochene 
Versetzung bereits durch einen zuvor erfolgten 
Stellenwechsel als vollzogen gilt. 

(3)  Ist die Versetzung auf eine andere Stelle nach 
Eintritt der Unanfechtbarkeit der Entscheidung 
nicht möglich, so tritt die amtsenthobene Person 
nach Ablauf von sechs Monaten in den Warte-

stand. Die disziplinaraufsichtführende Stelle 
stellt diese Rechtsfolge fest. Der Beschluss ist 
unanfechtbar. Der Dienstherr bleibt verpfl ich-
tet, der amtsenthobenen Person eine andere 
Stelle zu übertragen.

(4)  Hat die Entscheidung den Verlust eines Auf-
sichtsamtes oder kirchenleitenden Amtes be-
stimmt, so sind der Berechnung des Warte-
geldes entsprechend verringerte Bezüge zu 
Grunde zu legen.

(5)  Das Recht der Evangelischen Kirche in 
Deutschland, der Gliedkirchen und gliedkirch-
lichen Zusammenschlüsse kann die Diszipli-
narmaßnahme der Amtsenthebung zur Verset-
zung auf eine andere Stelle ausschließen.

§ 15
Amtsenthebung unter Versetzung in den 

Wartestand

(1) Die Amtsenthebung unter Versetzung in den 
Wartestand bewirkt den Verlust der übertra-
genen Stelle einschließlich eines etwa beklei-
deten Aufsichtsamtes oder kirchenleitenden 
Amtes und die Versetzung in den Wartestand. 
§ 13 Abs. 1 Satz 3 und § 14 Abs. 2 gelten ent-
sprechend. 

(2)  Die Entscheidung kann bestimmen, dass vor 
Ablauf einer Frist von höchstens fünf Jahren 
nach Eintritt der Unanfechtbarkeit der Ent-
scheidung eine neue Stelle nicht übertragen 
werden darf. 

(3)  Mit Beginn des Kalendermonats, der dem Ein-
tritt der Rechtskraft der Entscheidung folgt, er-
hält die amtsenthobene Person ein Wartegeld in 
Höhe von achtzig vom Hundert des gesetzlichen 
Wartegeldes. Mit der erneuten Übertragung ei-
ner Stelle, spätestens jedoch nach Ablauf von 
fünf Jahren nach Rechtskraft der Entschei-
dung, erhält sie die üblichen Bezüge. 

(4)  Wird die amtsenthobene Person aus dem War-
testand in den Ruhestand versetzt, darf ihr Ru-
hegehalt bis zum Ablauf von fünf Jahren nach 
Rechtskraft der Entscheidung, längstens aber 
bis zur Vollendung des für sie maßgeblichen 
gesetzlichen Ruhestandsalters den Betrag nach 
Absatz 3 nicht übersteigen. Satz 1 gilt entspre-
chend bei Versetzung in den Ruhestand vor 
Rechtskraft der Entscheidung. Sterbegeld sowie 
Witwen- und Waisengeld werden nicht gekürzt.

(5)  Das Recht der Evangelischen Kirche in 
Deutschland, der Gliedkirchen und gliedkirch-
lichen Zusammenschlüsse kann die Diszipli-
narmaßnahme der Amtsenthebung unter Ver-
setzung in den Wartestand ausschließen.
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§ 16
Amtsenthebung unter Versetzung in den 

Ruhestand

(1)  Die Amtsenthebung unter Versetzung in den 
Ruhestand bewirkt den Verlust der übertra-
genen Stelle einschließlich eines etwa beklei-
deten Aufsichtsamtes oder kirchenleitenden 
Amtes und die Versetzung in den Ruhestand. 
§ 13 Abs. 1 Satz 3 und § 14 Abs. 2 gelten ent-
sprechend. 

(2)  Mit Beginn des Kalendermonats, der dem Ein-
tritt der Rechtskraft der Entscheidung folgt, er-
hält die amtsenthobene Person ein Ruhegehalt 
in Höhe von achtzig vom Hundert des gesetz-
lichen Ruhegehaltes unter Berücksichtigung 
des gesetzlichen Versorgungsabschlages bei 
Eintritt in den Ruhestand vor Erreichen der Re-
gelaltersgrenze, mindestens aber in Höhe des 
Mindestruhegehaltes. Sterbegeld sowie Wit-
wen- und Waisengeld werden nicht gekürzt.

(3) Wird die beschuldigte Person vor Rechtskraft 
der Entscheidung in den Ruhestand versetzt, so 
gelten die Bestimmungen des Absatzes 2 ent-
sprechend.

§ 17
Entzug der Rechte aus der Ordination

(1) Der Entzug der Rechte aus der Ordination be-
wirkt den Verlust des Auftrags und des Rechts 
zur öffentlichen Wortverkündigung und Sakra-
mentsverwaltung sowie des Rechts, die Amts-
kleidung zu tragen und kirchliche Amtsbe-
zeichnungen oder Titel zu führen. 

(2)  Der Entzug der Rechte aus der Ordination kann 
gegen Personen in einem öffentlich-rechtlichen 
Dienstverhältnis nicht als selbständige Diszi-
plinarmaßnahme verhängt werden. 

(3)  Ein privatrechtliches Dienst- oder Auftragsver-
hältnis, für dessen Begründung die Ordination 
Voraussetzung war, ist nach dem Entzug der 
Rechte aus der Ordination unverzüglich zu 
beenden. Der Entzug der Rechte aus der Ordi-
nation ist ein wichtiger Grund zur außerordent-
lichen Kündigung. 

(4)  Die Vorschriften des Pfarrdienstrechts über 
den Umgang mit den Rechten aus der Ordinati-
on bleiben unberührt.

§ 18
Entfernung aus dem Dienst

(1) Mit der Entfernung aus dem Dienst enden das 
Dienst- oder Auftragsverhältnis und alle da-
mit verbundenen Nebentätigkeiten im kirch-
lichen Dienst. Die Entfernung aus dem Dienst 

hat den Entzug der Rechte aus der Ordination 
und den Verlust sämtlicher Ansprüche aus dem 
Dienstverhältnis einschließlich des Anspruchs 
auf Versorgung zur Folge. § 13 Abs. 1 Satz 3 
gilt entsprechend. Wer aus dem Dienst ent-
fernt wurde, kann einen Unterhaltsbeitrag nach 
Maßgabe der §§ 81 und 82 erhalten. 

(2)  Die Zahlung der Bezüge wird mit dem Ende des 
Kalendermonats eingestellt, in dem die Ent-
scheidung unanfechtbar wird. 

(3)  Wer aus dem Dienst entfernt wurde, darf nicht 
wieder in ein öffentlich-rechtliches oder privat-
rechtliches Dienst- oder Auftragsverhältnis bei 
einem kirchlichen Dienstherrn oder Anstel-
lungsträger berufen werden.

§ 19
Nebenmaßnahmen

(1)  Neben einer Disziplinarmaßnahme kann, vor-
behaltlich entgegenstehender Bestimmungen 
der Evangelischen Kirche in Deutschland, der 
Gliedkirchen oder gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse für die Dauer von bis zu fünf Jah-
ren, in Fällen besonderer Wiederholungsgefahr 
auch länger, ganz oder teilweise untersagt wer-
den,
1. eine Nebentätigkeit (Nebenamt, Nebenbe-

schäftigung oder ein öffentliches oder kirch-
liches Ehrenamt) auszuüben und

2. in bestimmten Teilbereichen des Dienstes 
tätig zu sein, insbesondere im Rahmen der 
dienstlichen Tätigkeit fremde Gelder zu ver-
walten oder den Vorsitz und die Geschäfts-
führung in Organen und Leitungsgremien 
wahrzunehmen. 

 In Fällen besonderer Wiederholungsgefahr 
kann das Disziplinargericht abweichend von 
§ 23 Abs. 1 eine längere Frist bis zum Ein-
tritt des Verwertungsverbots bestimmen.

(2) Ordinierten Personen ohne öffentlich-recht-
liches Dienstverhältnis oder im Warte- oder 
Ruhestand können neben einer Disziplinar-
maßnahme vorbehaltlich entgegenstehender 
Bestimmungen der Evangelischen Kirche in 
Deutschland, der Gliedkirchen oder gliedkirch-
lichen Zusammenschlüsse für die Dauer von bis 
zu fünf Jahren, in Fällen besonderer Wieder-
holungsgefahr auch länger, ganz oder teilweise 
Beschränkungen in der Ausübung von Auftrag 
und Recht zur öffentlichen Wortverkündigung 
und Sakramentsverwaltung, zum Führen der 
Amtsbezeichnung und etwaiger kirchlicher Ti-
tel und zum Tragen der Amtskleidung auferlegt 
werden.
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§ 20
Bemessung der Disziplinarmaßnahme

(1) Die Entscheidung über eine Disziplinarmaß-
nahme ergeht unter Berücksichtigung des 
Zwecks eines kirchlichen Disziplinarverfah-
rens nach pfl ichtgemäßem Ermessen. Sie ist 
nach der Schwere der Amtspfl ichtverletzung zu 
bemessen. 

(2)  Bei der Bemessung einer Disziplinarmaßnahme 
sollen insbesondere angemessen berücksichtigt 
werden:
1. das Persönlichkeitsbild der beschuldigten 

Person und ihr Verhalten während des Dis-
ziplinarverfahrens, 

2. ihr bisheriges dienstliches und außerdienst-
liches Verhalten,

3. der Umfang, in dem die beschuldigte Person 
das Vertrauen des Dienstherrn in die Amts-
führung, die Glaubwürdigkeit der Wahrneh-
mung des kirchlichen Auftrags und das An-
sehen der Kirche beeinträchtigt hat,

4. die besonderen dienstrechtlichen Verhält-
nisse einer Beurlaubung oder Freistellung, 
sowie des Warte- oder Ruhestandes.

(3) Wer durch eine schwere Amtspfl ichtverletzung 
das Vertrauen des Dienstherrn in die Amts-
führung endgültig verloren hat oder wessen 
Verbleiben im Dienst geeignet wäre, der Glaub-
würdigkeit der Wahrnehmung des kirchlichen 
Auftrages oder dem Ansehen der Kirche erheb-
lich zu schaden, ist aus dem Dienst zu entfer-
nen.

§ 21
Zulässigkeit von Disziplinarmaßnahmen 

nach staatlichen Straf- oder 
Bußgeldverfahren

(1) Ist in einem staatlichen Straf- oder Bußgeld-
verfahren unanfechtbar eine Strafe, Geldbu-
ße oder Ordnungsmaßnahme verhängt worden 
oder kann eine Tat nach den Bestimmungen der 
Strafprozessordnung nach der Erfüllung von 
Aufl agen und Weisungen nicht mehr als Ver-
gehen verfolgt werden, darf wegen desselben 
Sachverhalts ein Verweis, eine Geldbuße oder 
eine Kürzung der Bezüge nur ausgesprochen 
werden, wenn dies zusätzlich erforderlich ist, 
um die beschuldigte Person zur Pfl ichterfüllung 
anzuhalten.

(2)  Nach einem rechtskräftigen Freispruch in einem 
staatlichen Straf- oder Bußgeldverfahren darf 
wegen des Sachverhalts, der Gegenstand dieser 
Entscheidung war, eine Disziplinarmaßnahme 
nur ausgesprochen werden, wenn der Sachver-
halt eine Amtspfl ichtverletzung darstellt, ohne 

den Tatbestand einer Straf- oder Bußgeldvor-
schrift zu erfüllen.

§ 22
Disziplinarmaßnahmeverbot wegen 

Zeitablaufs

(1)  Sind seit der Vollendung einer Amtspfl ichtver-
letzung mehr als vier Jahre vergangen, darf ein 
Verweis, eine Geldbuße oder eine Kürzung der 
Bezüge nicht mehr ausgesprochen werden.

(2) Die Frist des Absatzes 1 beginnt erneut, wenn 
1.  ein Disziplinarverfahren eingeleitet oder 

ausgedehnt oder
2.  eine Disziplinarklage oder Nachtragsdiszi-

plinarklage erhoben wird oder 
3.  Ermittlungen gegen eine Person im Dienst-

verhältnis auf Probe, auf Widerruf oder im 
Vorbereitungsdienst angeordnet oder ausge-
dehnt werden wegen eines Verhaltens, das 
im Dienstverhältnis auf Lebenszeit minde-
stens eine Zurückstufung oder Amtsenthe-
bung zur Versetzung auf eine andere Stelle 
zur Folge hätte.

(3)  Die Frist des Absatzes 1 ist für die Dauer des 
gerichtlichen Disziplinarverfahrens, für die 
Dauer einer Aussetzung des Disziplinarverfah-
rens nach § 29 oder für die Dauer einer gesetz-
lich vorgesehenen Beteiligung der Mitarbeiter- 
oder Pfarrvertretung gehemmt. Ist vor Ablauf 
der Frist wegen desselben Sachverhalts ein 
Lehrbeanstandungsverfahren, ein Verfahren 
wegen mangelnder Gedeihlichkeit des Wirkens 
oder ein staatliches Straf- oder Bußgeldverfah-
ren eingeleitet oder eine Klage aus dem Dienst-
verhältnis erhoben worden, ist die Frist für die 
Dauer dieses Verfahrens gehemmt.

§ 23
Verwertungsverbot, Entfernung aus der 

Personalakte

(1) Ein Verweis, eine Geldbuße, eine Kürzung der 
Bezüge und eine Zurückstufung dürfen, unbe-
schadet des § 19 Abs. 1 Satz 2, nach vier Jahren 
bei weiteren Disziplinarmaßnahmen und bei 
sonstigen Personalmaßnahmen nicht mehr be-
rücksichtigt werden (Verwertungsverbot). Die 
Person, gegen die sich das Disziplinarverfahren 
gerichtet hat, gilt nach dem Eintritt des Verwer-
tungsverbots als von der Disziplinarmaßnahme 
nicht betroffen.

(2) Die Frist für das Verwertungsverbot beginnt, 
sobald die Entscheidung über die Disziplinar-
maßnahme unanfechtbar ist. Sie endet nicht, 
solange gegen die Person, gegen die sich das 
Disziplinarverfahren gerichtet hat, 
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1. ein staatliches Strafverfahren oder ein Dis-
ziplinarverfahren nicht unanfechtbar abge-
schlossen ist, 

2. eine andere Disziplinarmaßnahme berück-
sichtigt werden darf,

3. eine Entscheidung über die Kürzung der Be-
züge noch nicht vollstreckt ist, 

4. ein gerichtliches Verfahren über die Been-
digung des Dienstverhältnisses, die Verset-
zung in den Ruhestand oder über die Gel-
tendmachung von Schadenersatz anhängig 
ist oder

5. eine Nebenmaßnahme nach § 19 Abs. 1 
wirksam ist. 

(3) Eintragungen in der Personalakte über die Dis-
ziplinarmaßnahme sind nach Eintritt des Ver-
wertungsverbots auf Antrag der Person, gegen 
die sich das Disziplinarverfahren gerichtet hat, 
zu entfernen und zu vernichten. 

(4)  Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für 
Disziplinarvorgänge, die nicht zu einer Diszi-
plinarmaßnahme geführt haben. Die Frist für 
das Verwertungsverbot beträgt vier Jahre. Die 
Frist beginnt mit dem Eintritt der Unanfecht-
barkeit der Entscheidung, die das Disziplinar-
verfahren abschließt, im Übrigen mit dem Tag, 
an dem die disziplinaraufsichtführende Stelle 
zureichende tatsächliche Anhaltspunkte erhält, 
die den Verdacht einer Amtspfl ichtverletzung 
rechtfertigen.

Teil 3
Behördliches Disziplinarverfahren

Kapitel 1
Einleitung, Ausdehnung und Beschränkung

§ 24
Einleitung eines Disziplinarverfahrens

(1) Liegen zureichende tatsächliche Anhaltspunkte 
vor, die den Verdacht einer Amtspfl ichtver-
letzung begründen, so ist die disziplinarauf-
sichtführende Stelle verpfl ichtet, ein Diszipli-
narverfahren einzuleiten. Die Einleitung ist 
aktenkundig zu machen.

(2) Die Person, gegen die sich ein Disziplinarver-
fahren richten kann, kann bei der obersten 
kirchlichen Dienstbehörde die Einleitung eines 
Disziplinarverfahrens gegen sich selbst bean-
tragen, um sich von dem Verdacht einer Amts-
pfl ichtverletzung zu entlasten. Der Antrag darf 
nur abgelehnt werden, wenn keine zureichenden 
tatsächlichen Anhaltspunkte vorliegen, die den 
Verdacht einer Amtspfl ichtverletzung rechtfer-
tigen. Die Entscheidung ist der betroffenen Per-
son mitzuteilen.

(3)  Ist zu erwarten, dass nach den §§ 21 und 22 
eine Disziplinarmaßnahme nicht in Betracht 
kommt, wird ein Disziplinarverfahren nicht 
eingeleitet. Die Gründe sind aktenkundig zu 
machen und der Person, gegen die sich das Dis-
ziplinarverfahren gerichtet hätte, bekannt zu 
geben.

§ 25
Ausdehnung und Beschränkung

(1)  Das Disziplinarverfahren kann bis zum Erlass 
einer Entscheidung nach den §§ 38 bis 41 auf 
neue Handlungen ausgedehnt werden, die den 
Verdacht einer Amtspfl ichtverletzung begrün-
den. Die Ausdehnung ist aktenkundig zu ma-
chen und der beschuldigten Person mitzuteilen.

(2)  Das Disziplinarverfahren kann bis zum Erlass 
einer Entscheidung nach den §§ 38 bis 41 be-
schränkt werden, indem solche Handlungen 
ausgeschieden werden, die für die Art und 
Höhe der zu erwartenden Disziplinarmaßnah-
me voraussichtlich nicht ins Gewicht fallen. Die 
Beschränkung ist aktenkundig zu machen und 
der beschuldigten Person mitzuteilen. Die aus-
geschiedenen Handlungen können nicht wieder 
in das Disziplinarverfahren einbezogen werden, 
es sei denn, die Voraussetzungen für die Be-
schränkung entfallen nachträglich. Werden die 
ausgeschiedenen Handlungen nicht wieder ein-
bezogen, können sie nach dem unanfechtbaren 
Abschluss des Disziplinarverfahrens nicht Ge-
genstand eines neuen Disziplinarverfahrens 
sein.

Kapitel 2
Durchführung

§ 26
Unterrichtung, Belehrung und Anhörung

(1)  Die Person, gegen die sich das Disziplinarver-
fahren richtet, ist über die Einleitung des Diszi-
plinarverfahrens unverzüglich zu unterrichten, 
sobald dies ohne Gefährdung der Aufklärung 
des Sachverhalts möglich ist. Hierbei ist ihr zu 
eröffnen, welche Amtspfl ichtverletzung ihr zur 
Last gelegt wird. Es ist gleichzeitig darauf hin-
zuweisen, dass es ihr freisteht, sich zu äußern 
oder nicht zur Sache auszusagen und sich jeder-
zeit einer beistehenden oder bevollmächtigten 
Person gemäß § 27 zu bedienen. 

(2) Die beschuldigte Person und die beistehenden 
oder bevollmächtigten Personen haben ein 
Recht auf Einsicht in die Akten des Diszipli-
narverfahrens und die beigezogenen Schrift-
stücke sowie ein Recht auf Unterrichtung über 
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die Erhebung und Speicherung personenbezo-
gener Daten für diese Akten, soweit dies ohne 
Gefährdung des Ermittlungszwecks möglich ist. 

(3)  Für die Abgabe einer schriftlichen Äußerung 
wird eine Frist von einem Monat und für die 
Abgabe der Erklärung, sich mündlich äußern 
zu wollen, eine Frist von zwei Wochen gesetzt. 
Ist die beschuldigte Person aus zwingenden 
Gründen gehindert, eine Frist nach Satz 1 
einzuhalten oder einer Ladung zur mündlichen 
Verhandlung Folge zu leisten, und hat sie dies 
unverzüglich mitgeteilt, ist die maßgebliche 
Frist zu verlängern oder erneut zu laden. Zur 
Feststellung, ob zwingende Gründe vorliegen, 
kann ein amts- oder vertrauensärztliches Gut-
achten angefordert werden. Die Fristsetzungen 
und Ladungen sind zuzustellen.

(4)  Ist die nach Absatz 1 Satz 2 und 3 vorgeschrie-
bene Belehrung unterblieben oder unrichtig er-
folgt, darf die Aussage der beschuldigten Per-
son nicht zu ihrem Nachteil verwertet werden.

§ 27
Beistände und Bevollmächtigte

(1)  Die Person, gegen die sich das Disziplinarver-
fahren richtet, kann sich im Disziplinarver-
fahren beistehender und bevollmächtigter Per-
sonen bedienen. 

(2)  Als beistehende und bevollmächtigte Personen 
kann die disziplinaraufsichtführende Stelle 
höchstens insgesamt zwei Personen zulassen. 
Beide müssen einer Gliedkirche der Evange-
lischen Kirche in Deutschland angehören und 
zu kirchlichen Ämtern wählbar sein. Wer die 
Dienstaufsicht über die beschuldigte Person 
führt oder geführt hat, darf nicht Beistand oder 
bevollmächtigte Person sein.

(3)  Gegen die Nichtzulassung als Beistand oder 
bevollmächtigte Person durch die disziplinar-
aufsichtführende Stelle ist die Beschwerde zum 
Disziplinargericht zulässig, über die das vorsit-
zende Mitglied abschließend entscheidet.

(4)  Beistände und Bevollmächtigte sind verpfl ich-
tet, über Kenntnisse, die sie bei Wahrnehmung 
dieser Tätigkeit erlangen, Verschwiegenheit zu 
bewahren.

§ 28
Pfl icht zur Durchführung von 

Ermittlungen, Ausnahmen

(1)  Zur Aufklärung des Sachverhalts sind die erfor-
derlichen Ermittlungen durchzuführen. Dabei 
sind die belastenden, die entlastenden und die 
Umstände zu ermitteln, die für die Bemessung 
einer Disziplinarmaßnahme bedeutsam sind.

(2) Von Ermittlungen ist abzusehen, soweit der 
Sachverhalt auf Grund der tatsächlichen Fest-
stellungen eines rechtskräftigen Urteils in 
einem staatlichen Straf- oder Bußgeldverfahren 
oder in einem verwaltungsgerichtlichen Ver-
fahren, durch das über den Verlust der Besol-
dung bei schuldhaftem Fernbleiben vom Dienst 
entschieden worden ist, feststeht. Von Ermitt-
lungen kann auch abgesehen werden, soweit der 
Sachverhalt auf Grund eines anderen gesetzlich 
geordneten Verfahrens oder auf sonstige Weise 
aufgeklärt ist.

§ 29
Zusammentreffen von Disziplinarverfahren 
mit staatlichen Strafverfahren oder anderen 

Verfahren, Aussetzung

(1)  Ist gegen die beschuldigte Person wegen des 
Sachverhalts, der dem Disziplinarverfahren 
zugrunde liegt, das Ermittlungsverfahren ei-
ner staatlichen Strafverfolgungsbehörde eröff-
net oder die öffentliche Klage im staatlichen 
Strafverfahren erhoben worden, kann das Dis-
ziplinarverfahren ausgesetzt werden. Das Diszi-
plinarverfahren kann auch ausgesetzt werden, 
wenn in einem anderen gesetzlich geordneten 
Verfahren über eine Frage zu entscheiden ist, 
deren Beurteilung für die Entscheidung im Dis-
ziplinarverfahren von wesentlicher Bedeutung 
ist.

(2)  Ein ausgesetztes Disziplinarverfahren kann je-
derzeit von Amts wegen fortgesetzt werden.

§ 30
Bindung an tatsächliche Feststellungen aus 

staatlichen Strafverfahren oder anderen 
Verfahren

(1)  Die tatsächlichen Feststellungen eines rechts-
kräftigen Urteils im staatlichen Straf- oder Buß-
geldverfahren sind im Disziplinarverfahren, das 
denselben Sachverhalt zum Gegenstand hat, 
bindend. Dasselbe gilt für tatsächliche Fest-
stellungen in verwaltungsgerichtlichen Verfah-
ren, in denen über den Verlust der Bezüge bei 
schuldhaftem Fernbleiben vom Dienst entschie-
den worden ist.

(2)  Die in einem anderen gesetzlich geordneten 
Verfahren getroffenen tatsächlichen Feststel-
lungen sind nicht bindend, können aber der 
Entscheidung im Disziplinarverfahren ohne 
nochmalige Prüfung zugrunde gelegt werden.
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§ 31
Beweiserhebung

(1)  Die erforderlichen Beweise sind zu erheben. 
Hierbei können insbesondere 
1. schriftliche dienstliche Auskünfte eingeholt 

werden,
2. Zeuginnen, Zeugen und Sachverständige 

vernommen oder ihre schriftliche Äußerung 
eingeholt werden,

3.  Urkunden und Akten beigezogen werden so-
wie

4.  der Augenschein eingenommen werden.
(2)  Niederschriften oder Aufzeichnungen über 

Aussagen von Personen, die schon in einem an-
deren gesetzlich geordneten Verfahren vernom-
men worden sind, sowie Niederschriften über 
einen richterlichen Augenschein können ohne 
erneute Beweiserhebung verwertet werden.

(3)  Über einen Beweisantrag der beschuldigten 
Person ist nach pfl ichtgemäßem Ermessen ge-
mäß seiner Bedeutung für die Tat- oder Schuld-
frage oder für die Bemessung der Art und Höhe 
einer Disziplinarmaßnahme zu entscheiden. Er 
kann insbesondere abgelehnt werden, wenn ein 
Ablehnungsgrund nach den Bestimmungen der 
Strafprozessordnung vorliegt.

(4)  Beteiligte und befragte Personen sind vor einer 
Vernehmung darauf hinzuweisen, dass die Nie-
derschriften oder Aufzeichnungen im gericht-
lichen Disziplinarverfahren verwertet werden 
können.

(5)  Der beschuldigten Person und ihrer beistehen-
den oder bevollmächtigten Person ist Gelegen-
heit zu geben, an der Vernehmung von Zeu-
ginnen, Zeugen und Sachverständigen sowie an 
der Einnahme des Augenscheins teilzunehmen 
und hierbei sachdienliche Fragen zu stellen. 
Zur Wahrung schutzwürdiger Interessen von 
Zeuginnen und Zeugen oder zur Sicherung des 
Untersuchungszwecks kann die beschuldigte 
Person für die Dauer der Vernehmung von der 
Teilnahme an der Vernehmung ausgeschlossen 
oder die Vernehmung an einem anderen Ort 
angeordnet werden. Die Entscheidung ist unan-
fechtbar. Der ausgeschlossenen beschuldigten 
Person ist das Ergebnis der Vernehmung mit-
zuteilen. Die Vernehmung an einem anderen 
Ort wird den übrigen an der Vernehmung Be-
teiligten zeitgleich in Bild und Ton übertragen. 
Ihr Recht, Fragen zu stellen, bleibt unberührt. 
Eine beistehende oder bevollmächtigte Person 
kann nur aus zwingenden Gründen, insbeson-
dere wegen ungebührlichen Verhaltens, ausge-
schlossen werden.

(6)  Ein schriftliches Gutachten ist der beschul-
digten Person und ihrer beistehenden oder be-

vollmächtigten Person zugänglich zu machen, 
soweit nicht zwingende Gründe dem entgegen-
stehen.

(7)  Mit Rücksicht auf die zu erwartende Bedeutung 
einer Aussage kann die disziplinaraufsichtfüh-
rende Stelle die zuständige Disziplinarkammer 
um die Vernehmung einer Zeugin, eines Zeu-
gen oder von Sachverständigen ersuchen. Die 
Vernehmung kann durch das vorsitzende Mit-
glied als Einzelrichterin oder Einzelrichter er-
folgen.

§ 32
Zeuginnen, Zeugen und Sachverständige

(1)  Zeuginnen und Zeugen sind zur Aussage und 
Sachverständige zur Erstattung von Gutach-
ten verpfl ichtet. Die Bestimmungen der Straf-
prozessordnung über Zeuginnen, Zeugen und 
Sachverständige, insbesondere über Zeugnis-
verweigerungsrechte, gelten entsprechend. 

(2)  Zur Verweigerung des Zeugnisses sind ferner 
berechtigt 
1.  Personen, die einen bestimmten kirchlichen 

Seelsorgeauftrag erhalten haben, über das, 
was ihnen in der Eigenschaft als Seelsorge-
rin oder Seelsorger anvertraut worden oder 
bekannt geworden ist,

2.  Beraterinnen und Berater in einer Stelle für 
besondere Beratungsaufgaben, die von einer 
Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öf-
fentlichen Rechts anerkannt ist, über das, 
was ihnen in der Eigenschaft als Beraterin 
oder Berater anvertraut worden oder be-
kannt geworden ist,

3. Zeugenbeistände, Beistände und Bevoll-
mächtigte nach diesem Kirchengesetz über 
das, was ihnen in dieser Eigenschaft anver-
traut worden oder bekannt geworden ist.

(3)  Den in Absatz 2 Genannten stehen ihre Gehil-
fi nnen und Gehilfen und die Personen gleich, 
die zur Vorbereitung auf den Beruf an der be-
rufsmäßigen Tätigkeit teilnehmen. Über die 
Ausübung des Rechts dieser Hilfspersonen, 
das Zeugnis zu verweigern, entscheiden die in 
Absatz 2 Genannten, es sei denn, dass diese 
Entscheidung in absehbarer Zeit nicht herbei-
geführt werden kann.

(4)  Die in den Absätzen 2 und 3 Genannten dürfen 
das Zeugnis nicht verweigern, wenn sie von der 
Verpfl ichtung zur Verschwiegenheit entbunden 
sind. Die Bestimmungen der Evangelischen 
Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und 
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse über das 
Beicht- und Seelsorgegeheimnis bleiben unbe-
rührt.
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(5)  Die in den Absätzen 2 und 3 bezeichneten 
Personen sind vor jeder Vernehmung über ihr 
Recht zur Verweigerung des Zeugnisses zu be-
lehren.

§ 33
Zeugenbeistand, Auskunft an Betroffene

(1)  Zeuginnen und Zeugen können sich bei ihrer 
Vernehmung von einem Zeugenbeistand beglei-
ten lassen. Der Zeugenbeistand kann für sie 
Fragen beanstanden oder gemäß § 31 Abs. 5 
den Ausschluss einer Person beantragen.

(2)  Der Zeugenbeistand ist verpfl ichtet, über die 
Kenntnisse, die er bei Wahrnehmung seiner 
Tätigkeit als Zeugenbeistand erlangt, Ver-
schwiegenheit zu bewahren.

(3)  Die disziplinaraufsichtführende Stelle kann den 
von einer Amtspfl ichtverletzung betroffenen 
Personen und kirchlichen Dienststellen auf An-
trag Auskunft über den Stand und das Ergebnis 
eines Disziplinarverfahrens geben, soweit dies 
ohne Gefährdung des Ermittlungszwecks mög-
lich ist und schutzwürdige Interessen der be-
schuldigten Person nicht entgegenstehen.

§ 34
Herausgabe von Unterlagen

Die beschuldigte Person hat Schriftstücke, Zeich-
nungen, bildliche Darstellungen und Aufzeich-
nungen einschließlich technischer Aufzeichnungen, 
die einen dienstlichen Bezug aufweisen, auf Ver-
langen für das Disziplinarverfahren zur Verfügung 
zu stellen. Die Disziplinarkammer kann auf Antrag 
der disziplinaraufsichtführenden Stelle die Heraus-
gabe durch Beschluss anordnen und zur Durchset-
zung der Herausgabe ein Zwangsgeld zugunsten 
des Dienstherrn festsetzen. Der Beschluss ist un-
anfechtbar. Der Dienstherr kann das festgesetzte 
Zwangsgeld durch Aufrechnung von den Bezügen 
einbehalten.

§ 35
Protokoll

(1)  Bei allen Anhörungen und Beweiserhebungen 
ist eine Niederschrift anzufertigen, die alle 
rechtserheblichen Tatsachen enthalten muss.

(2)  Die Niederschrift kann entweder durch Wort-
protokoll oder unmittelbare Aufnahme sowie 
vorläufi g durch eine Tonbandaufnahme erstellt 
werden. Ein Wortprotokoll ist von den betei-
ligten Personen gegenzuzeichnen. Ein Diktat 
ist den beteiligten Personen vorzulesen; eine 
Tonbandaufnahme ist ihnen vorzuspielen. Die 
beteiligten Personen können darauf verzichten. 

Eine vorläufi ge Tonbandaufnahme ist unver-
züglich in eine Niederschrift zu übertragen; 
dazu kann eine Hilfsperson herangezogen wer-
den.

(3)  Bei der Einholung von dienstlichen Auskünften 
sowie der Beiziehung von Urkunden und Akten 
genügt die Aufnahme eines Aktenvermerks.

§ 36
Innerdienstliche Informationen

(1)  Die Vorlage von Personalakten und anderen 
Behördenunterlagen mit personenbezogenen 
Daten sowie die Erteilung von Auskünften aus 
diesen Akten und Unterlagen an die mit Diszi-
plinarvorgängen befassten Stellen und die Ver-
arbeitung oder Nutzung der so erhobenen per-
sonenbezogenen Daten im Disziplinarverfahren 
sind, soweit nicht andere Rechtsvorschriften 
dem entgegenstehen, auch gegen den Willen 
der beschuldigten Person oder anderer Betrof-
fener zulässig, wenn und soweit die Durchfüh-
rung des Disziplinarverfahrens dies erfordert 
und überwiegende Belange der beschuldigten 
Person, anderer Betroffener oder der ersuchten 
Stellen nicht entgegenstehen.

(2)  Zwischen den Dienststellen eines oder ver-
schiedener Dienstherren sowie zwischen den 
Teilen einer Dienststelle sind Mitteilungen über 
Disziplinarverfahren, über Tatsachen aus Dis-
ziplinarverfahren und über Entscheidungen der 
Disziplinarorgane sowie die Vorlage hierüber 
geführter Akten zulässig, wenn und soweit dies 
zur Durchführung des Disziplinarverfahrens, 
im Hinblick auf die künftige Übertragung von 
Aufgaben oder Ämtern an die beschuldigte Per-
son oder im Einzelfall aus besonderen dienst-
lichen Gründen erforderlich ist. Die Belange 
der beschuldigten Person oder anderer Betrof-
fener sind zu berücksichtigen.

§ 37
Abschließende Anhörung

Nach der Beendigung der Ermittlungen ist der 
beschuldigten Person Gelegenheit zu geben, sich 
abschließend zu äußern; § 26 Abs. 3 gilt entspre-
chend. Die Anhörung kann unterbleiben, wenn das 
Disziplinarverfahren nach § 38 Abs. 2 Nr. 2 oder 
3 eingestellt werden soll. Einleitende und abschlie-
ßende Anhörung können zusammenfallen, wenn 
keine neuen Ermittlungen in der Sache stattgefun-
den haben.
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Kapitel 3
Abschlussentscheidung

§ 38
Einstellungsverfügung

(1)  Das Disziplinarverfahren wird eingestellt, wenn
1. eine Amtspfl ichtverletzung nicht erwiesen 

ist,
2.  eine Amtspfl ichtverletzung zwar erwiesen 

ist, eine Disziplinarmaßnahme jedoch nicht 
angezeigt erscheint,

3. nach den §§ 21 oder 22 eine Disziplinar-
maßnahme nicht ausgesprochen werden darf 
oder

4.  das Disziplinarverfahren oder eine Diszipli-
narmaßnahme aus sonstigen Gründen unzu-
lässig ist.

 Die Einstellungsverfügung ist zu begründen 
und zuzustellen.

(2) Das Disziplinarverfahren ist ferner eingestellt, 
wenn
1.  die beschuldigte Person stirbt,
2.  das Dienstverhältnis der beschuldigten Per-

son endet oder
3.  eine ordinierte Person die Rechte aus der 

Ordination aus einem anderen Grund dau-
erhaft verliert.

§ 39
Einstellung gegen Aufl agen oder Weisungen, 

Spruchverfahren

(1)  Mit Zustimmung der beschuldigten Person 
kann die disziplinaraufsichtführende Stelle 
das Disziplinarverfahren vorläufi g einstellen 
und der beschuldigten Person Aufl agen oder 
Weisungen erteilen, die der Schwere der Amts-
pfl ichtverletzung, dem Persönlichkeitsbild und 
dem bisherigen dienstlichen und außerdienst-
lichen Verhalten entsprechen und geeignet 
sind, die Zwecke eines kirchlichen Disziplinar-
verfahrens ohne Verhängung einer Disziplinar-
maßnahme zu erreichen.

(2)  Zur Erfüllung der Aufl agen oder Weisungen ist 
eine angemessene Frist zu setzen, die höchstens 
sechs Monate betragen soll. Werden die Aufl a-
gen nicht erfüllt, so werden Leistungen, die zu 
ihrer Erfüllung erbracht wurden, nicht erstattet. 

(3) Bei Erfüllung der Aufl agen oder Weisungen 
stellt die disziplinaraufsichtführende Stelle das 
Disziplinarverfahren endgültig ein. § 38 Abs. 1 
Satz 2 gilt entsprechend. Die Amtspfl ichtverlet-
zung kann dann nicht mehr Gegenstand eines 
neuen Disziplinarverfahrens sein.

(4)  Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusam-

menschlüsse können bestimmen, dass über die 
Einstellung gegen Aufl agen durch ein unab-
hängiges Gremium in einem Spruchverfahren 
entschieden wird, in dem auch ein Rat oder 
eine Empfehlung ausgesprochen werden kön-
nen.

§ 40
Disziplinarverfügung

(1) Die disziplinaraufsichtführende Stelle kann 
durch Disziplinarverfügung einen Verweis er-
teilen, eine Geldbuße auferlegen oder eine Kür-
zung der Bezüge vornehmen.

(2)  Die Disziplinarverfügung ist zu begründen und 
zuzustellen.

(3)  Die disziplinaraufsichtführende Stelle kann die 
von ihr erlassene Disziplinarverfügung oder 
eine Nebenmaßnahme jederzeit aufheben und 
die Sache neu entscheiden. Eine Verschärfung 
der Disziplinarmaßnahme nach Art und Höhe 
oder die Erhebung der Disziplinarklage ist nur 
zulässig, wenn nach Erlass der Disziplinar-
verfügung wegen desselben Sachverhalts ein 
rechtskräftiges Urteil auf Grund von tatsäch-
lichen Feststellungen ergeht, die von den der 
Disziplinarverfügung zugrunde liegenden tat-
sächlichen Feststellungen abweichen.

§ 41
Erhebung der Disziplinarklage

Die Disziplinarmaßnahmen Zurückstufung, Amts-
enthebung zur Versetzung auf eine andere Stelle, 
Amtsenthebung unter Versetzung in den Warte-
stand, Amtsenthebung unter Versetzung in den Ru-
hestand, Entzug der Rechte aus der Ordination und 
Entfernung aus dem Dienst können nur durch das 
Disziplinargericht verhängt werden. Sie setzen eine 
Disziplinarklage der disziplinaraufsichtführenden 
Stelle voraus.

§ 42
Verfahren bei nachträglicher Entscheidung 
im staatlichen Straf- oder Bußgeldverfahren

(1)  Ergeht nach dem Eintritt der Unanfechtbarkeit 
der Disziplinarverfügung in einem staatlichen 
Straf- oder Bußgeldverfahren, das wegen des-
selben Sachverhalts eingeleitet worden ist, un-
anfechtbar eine Entscheidung, nach der gemäß 
§ 21 die Disziplinarmaßnahme nicht zulässig 
wäre, ist auf Antrag der Person, gegen die sich 
die Disziplinarverfügung gerichtet hat, die Dis-
ziplinarverfügung aufzuheben und das Diszipli-
narverfahren einzustellen.

(2)  Die Antragsfrist beträgt drei Monate. Sie be-
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ginnt mit dem Tag, an dem die Person, gegen 
die sich die Disziplinarverfügung gerichtet hat, 
von der in Absatz 1 bezeichneten Entscheidung 
Kenntnis erhalten hat.

§ 43
Kostentragungspfl icht

(1)  Der Person, gegen die eine Disziplinarmaßnah-
me verhängt wird, können die entstandenen 
Auslagen auferlegt werden. Bildet die zur Last 
gelegte Amtspfl ichtverletzung nur zum Teil die 
Grundlage für die Disziplinarverfügung werden 
die Auslagen in verhältnismäßigem Umfang 
auferlegt; dasselbe gilt, wenn durch Ermitt-
lungen besondere Kosten entstanden sind, de-
ren Ergebnis zugunsten der Person, gegen die 
sich das Disziplinarverfahren gerichtet hat, 
ausgefallen ist.

(2)  Wird das Disziplinarverfahren eingestellt, trägt 
der Dienstherr die entstandenen Auslagen. 
Erfolgt die Einstellung trotz Vorliegens einer 
Amtspfl ichtverletzung, können die Auslagen 
der Person, gegen die sich das Disziplinarver-
fahren gerichtet hat, ganz oder teilweise aufer-
legt werden.

(3)  Bei einem Antrag nach § 42 gilt im Falle der 
Ablehnung des Antrags Absatz 1 und im Falle 
seiner Stattgabe Absatz 2 entsprechend.

(4)  Soweit der Dienstherr die entstandenen Aus-
lagen trägt, hat er der Person, gegen die sich 
das Disziplinarverfahren gerichtet hat, auch die 
Aufwendungen zu erstatten, die zu ihrer zweck-
entsprechenden Rechtsverfolgung notwendig 
waren. Hat sich die Person einer bevollmächtig-
ten Person bedient, sind auch deren Gebühren 
und Auslagen erstattungsfähig. Aufwendungen, 
die durch das Verschulden der Person, gegen 
die sich das Disziplinarverfahren gerichtet hat, 
entstanden sind, hat diese selbst zu tragen; das 
Verschulden einer Vertreterin oder eines Ver-
treters ist ihr zuzurechnen.

(5)  Das behördliche Disziplinarverfahren ist ge-
bührenfrei. Auslagen werden, vorbehaltlich 
abweichender Bestimmungen der Gliedkirchen 
und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse, nach 
den Bestimmungen des Verwaltungskostenge-
setzes des Bundes erhoben.

(6)  Die Kosten, die der Person, gegen die sich das 
Disziplinarverfahren gerichtet hat, auferlegt 
sind, können durch Aufrechnung von ihren Be-
zügen einbehalten werden.

Kapitel 4
Vorläufi ge Dienstenthebung und 

Einbehaltung von Bezügen

§ 44
Zulässigkeit

(1)  Die disziplinaraufsichtführende Stelle kann die 
beschuldigte Person gleichzeitig mit oder nach 
der Einleitung des Disziplinarverfahrens vor-
läufi g des Dienstes entheben, wenn im Diszi-
plinarverfahren voraussichtlich auf Entfernung 
aus dem Dienst erkannt werden wird oder wenn 
im Falle des Vorbereitungsdienstes oder eines 
Dienstverhältnisses auf Probe oder auf Wider-
ruf voraussichtlich eine Entlassung erfolgen 
wird. Sie kann die beschuldigte Person außer-
dem vorläufi g ganz oder zum Teil des Dienstes 
entheben, wenn ihr Verbleiben im Dienst ge-
eignet ist, die Glaubwürdigkeit der Wahrneh-
mung des kirchlichen Auftrages, das Ansehen 
der Kirche, den Dienstbetrieb oder die Ermitt-
lungen wesentlich zu beeinträchtigen; sie kann 
ihr insbesondere ganz oder teilweise 
1.  die öffentliche Wortverkündigung und Sa-

kramentsverwaltung sowie die Vornahme 
von Amtshandlungen untersagen,

2. vorbehaltlich entgegenstehender Bestim-
mungen der Evangelischen Kirche in 
Deutschland, der Gliedkirchen oder glied-
kirchlichen Zusammenschlüsse
a)  den Vorsitz und die Geschäftsführung im 

Kirchenvorstand sowie die Geschäftsfüh-
rung des Pfarramts entziehen,

b)  die Wahrnehmung von Mitgliedschaften 
in kirchlichen Organen und Leitungsgre-
mien solcher Körperschaften, Anstalten 
und Stiftungen untersagen, die der Auf-
sicht der obersten kirchlichen Verwal-
tungsbehörde unterstehen und

c)  die Verwaltung fremder Gelder verbieten.
(2) Die disziplinaraufsichtführende Stelle kann 

gleichzeitig mit oder nach der vorläufi gen 
Dienstenthebung anordnen, dass der beschul-
digten Person bis zu 50 vom Hundert der mo-
natlichen Bezüge einbehalten werden, wenn im 
Disziplinarverfahren voraussichtlich auf Ent-
fernung aus dem Dienst erkannt werden wird 
oder im Falle des Vorbereitungsdienstes oder 
eines Dienstverhältnisses auf Probe oder auf 
Widerruf voraussichtlich eine Entlassung erfol-
gen wird. In den übrigen Fällen der vorläufi gen 
Dienstenthebung können die Bezüge bis auf 
den Betrag des Wartegeldes herabgesetzt wer-
den, das zustehen würde, wenn die beschuldig-



Kirchl. Amtsbl. Hannover Nr. 1/2011

20

te Person zum Zeitpunkt der vorläufi gen Dienst-
enthebung in den Wartestand versetzt worden 
wäre.

(3)  Richtet sich das Disziplinarverfahren gegen 
eine Person im Ruhestand oder Wartestand, 
kann die disziplinaraufsichtführende Stelle 
gleichzeitig mit oder nach der Einleitung des 
Disziplinarverfahrens anordnen, dass bis zu 30 
vom Hundert der Bezüge einbehalten werden, 
wenn voraussichtlich auf Entfernung aus dem 
Dienst erkannt werden wird.

(4)  Die disziplinaraufsichtführende Stelle kann die 
vorläufi ge Dienstenthebung sowie die Einbe-
haltung von Bezügen jederzeit ganz oder teil-
weise aufheben.

(5) Die Anfechtungsklage gegen die Anordnung 
der vorläufi gen Dienstenthebung hat keine auf-
schiebende Wirkung.

§ 45
Rechtswirkungen

(1)  Die vorläufi ge Dienstenthebung wird mit der 
Zustellung, die Einbehaltung von Bezügen mit 
dem auf die Zustellung folgenden Fälligkeitstag 
wirksam und vollziehbar. Sie erstrecken sich 
auf alle Ämter, die die vorläufi g dienstentho-
bene Person inne hat.

(2)  Für die Dauer der vorläufi gen Dienstenthebung 
ruhen die im Zusammenhang mit dem Amt ent-
standenen Ansprüche auf Aufwandsentschädi-
gung.

(3) Im Falle einer vorläufi gen Dienstenthebung 
während eines schuldhaften Fernbleibens vom 
Dienst dauert der durch das Fernbleiben be-
gründete Verlust der Bezüge fort. Er endet mit 
dem Zeitpunkt, zu dem die dienstenthobene 
Person ihren Dienst aufgenommen hätte, wenn 
sie hieran nicht durch die vorläufi ge Dienstent-
hebung gehindert worden wäre. Der Zeitpunkt 
ist von der disziplinaraufsichtführenden Stelle 
festzustellen und der dienstenthobenen Person 
mitzuteilen.

(4)  Die vorläufi ge Dienstenthebung und die Einbe-
haltung von Bezügen enden mit dem rechtskräf-
tigen Abschluss des Disziplinarverfahrens.

§ 46
Verfall und Nachzahlung der einbehaltenen 

Beträge

(1)  Die nach § 44 Abs. 2 und 3 einbehaltenen Be-
züge verfallen, wenn
1.  im Disziplinarverfahren auf Entfernung aus 

dem Dienst erkannt worden oder im Falle des 
Vorbereitungsdienstes oder eines Dienstver-
hältnisses auf Probe oder auf Widerruf eine 

Entlassung erfolgt ist,
2.  in einem wegen desselben Sachverhalts ein-

geleiteten staatlichen Strafverfahren eine 
Strafe verhängt worden ist, die die Entlas-
sung aus dem Dienstverhältnis zur Folge 
hat,

3. das Disziplinarverfahren auf Grund des 
§ 38 Abs. 1 Nr. 3 eingestellt worden ist und 
ein neues Disziplinarverfahren, das inner-
halb von drei Monaten nach der Einstellung 
wegen desselben Sachverhalts eingeleitet 
worden ist, zur Entfernung aus dem Dienst 
geführt hat oder

4. das Disziplinarverfahren aus den Gründen 
des § 38 Abs. 2 Nr. 2 oder 3 eingestellt wor-
den ist und die disziplinaraufsichtführende 
Stelle festgestellt hat, dass die Entfernung 
aus dem Dienst gerechtfertigt gewesen wäre.

(2)  Wird das Disziplinarverfahren auf andere Wei-
se als in den Fällen des Absatzes 1 unanfecht-
bar abgeschlossen, sind die nach § 44 Abs. 2 
und 3 einbehaltenen Bezüge nachzuzahlen. Auf 
die nachzuzahlenden Bezüge können Einkünfte 
aus genehmigungspfl ichtigen Nebentätigkeiten 
angerechnet werden, die aus Anlass der vorläu-
fi gen Dienstenthebung ausgeübt wurden, wenn 
eine Disziplinarmaßnahme verhängt worden ist 
oder die disziplinaraufsichtführende Stelle fest-
stellt, dass eine Amtspfl ichtverletzung erwiesen 
ist. Die dienstenthobene Person ist verpfl ichtet, 
über die Höhe solcher Einkünfte Auskunft zu 
geben.

Teil 4
Gerichtliches Disziplinarverfahren

Kapitel 1
Disziplinargerichtsbarkeit

 
§ 47

Disziplinargerichte

(1)  Disziplinargerichte des ersten Rechtszuges 
sind die Disziplinarkammern. Die Disziplinar-
kammer der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land wird bei dem Kirchengericht der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland gebildet. Die 
Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse bilden eigene oder gemeinsame 
Disziplinarkammern, sofern sie nicht die Zu-
ständigkeit der Disziplinarkammer der Evange-
lischen Kirche in Deutschland bestimmen.

(2) Das Disziplinargericht für den Berufungs-
rechtszug ist für alle Disziplinarkammern der 
Disziplinarhof der Evangelischen Kirche in 
Deutschland. Der Rat der Evangelischen Kir-
che in Deutschland errichtet die erforderliche 
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Zahl an Senaten und beschließt unter Berück-
sichtigung der Stellungnahmen der Gliedkir-
chen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse, 
inwieweit sich die Zuständigkeit der Senate am 
Bekenntnis der beschuldigten Person orientiert. 
Die Aufgaben des Disziplinarhofes der Evange-
lischen Kirche in Deutschland nimmt der Kir-
chengerichtshof der Evangelischen Kirche in 
Deutschland wahr.

§ 48
Zuständigkeit

Örtlich zuständig ist auch im Falle eines zwi-
schenzeitlichen Dienstherrnwechsels die Diszipli-
narkammer der disziplinaraufsichtführenden Stelle, 
die das Disziplinarverfahren eingeleitet hat.

§ 49
Geschäftsstellen

(1)  Bei den Disziplinargerichten werden Geschäfts-
stellen gebildet, zu deren Aufgaben auch die 
Protokollführung gehört. Das Nähere regeln 
die Evangelische Kirche in Deutschland, die 
Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse je für ihren Bereich.

(2)  Die mit der Protokollführung beauftragte Per-
son wird vor Beginn ihrer Tätigkeit durch das 
vorsitzende Mitglied wie folgt verpfl ichtet: „Ich 
gelobe vor Gott, das mir anvertraute Amt treu, 
unparteiisch und gewissenhaft zu erfüllen und 
Verschwiegenheit über alles zu wahren, was 
mir in ihm bekannt geworden ist.“

§ 50
Berufung der Mitglieder der 

Disziplinargerichte

(1)  Die Mitglieder der Disziplinargerichte müssen 
einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche 
in Deutschland angehören und zu kirchlichen 
Ämtern wählbar sein. Zu Mitgliedern der Dis-
ziplinargerichte können nur Personen berufen 
werden, die bei Beginn der Amtszeit das 66. 
Lebensjahr noch nicht vollendet haben. Ihre 
Tätigkeit ist ein kirchliches Ehrenamt. Bei der 
Berufung der Mitglieder sollen Frauen und 
Männer in gleicher Weise berücksichtigt wer-
den.

(2)  Für die Mitglieder der Disziplinargerichte sind 
mindestens je ein erstes und ein zweites stell-
vertretendes Mitglied zu berufen. Ist das vor-
sitzende Mitglied in einem laufenden Verfah-
ren verhindert, wird es von dem beisitzenden 
rechtskundigen Mitglied vertreten. Dieses wird 
durch sein stellvertretendes Mitglied nach Satz 

1 vertreten.
(3)  Die Mitglieder der Disziplinarkammer der 

Evangelischen Kirche in Deutschland werden 
vom Rat der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land berufen. Das Recht der Gliedkirchen und 
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse regelt die 
Berufung der Mitglieder ihrer Disziplinarkam-
mern.

(4)  Die Mitglieder des Disziplinarhofes der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland werden vom 
Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland 
unter Berücksichtigung von Vorschlagslisten 
der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse berufen, in denen das Bekenntnis 
der Vorgeschlagenen angegeben ist.

§ 51
Verpfl ichtung der Mitglieder der 

Disziplinargerichte

(1)  Die Mitglieder sind an Schrift und Bekenntnis 
sowie an das in der Kirche geltende Recht ge-
bunden. In diesem Rahmen üben sie ihr Amt 
unparteiisch und in richterlicher Unabhängig-
keit aus. Sie haben über den ihnen bekannt 
gewordenen Inhalt der anhängigen Verfahren 
auch nach Beendigung ihres Amtes zu schwei-
gen.

(2)  Vor Beginn ihrer Tätigkeit werden die Mit-
glieder der Disziplinargerichte durch die Stel-
len, die sie berufen haben, wie folgt verpfl ich-
tet: 

 „Ich gelobe vor Gott, mein Amt in Bindung an 
die Heilige Schrift und das Bekenntnis meiner 
Kirche und getreu dem in der Evangelischen 
Kirche in Deutschland, in den Gliedkirchen 
und in den gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
sen geltenden Recht auszuüben, nach bestem 
Wissen und Gewissen ohne Ansehen der Per-
son zu urteilen und Verschwiegenheit über al-
les zu wahren, was mir in meinem Amt bekannt 
geworden ist.“

§ 52
Amtszeit, Beendigung und Ruhen des Amtes 

eines Mitglieds des Disziplinargerichts

(1) Die Amtszeit des Disziplinargerichts beträgt 
sechs Jahre. Die Mitglieder des Disziplinarge-
richts können nach Ablauf der Amtszeit wie-
derberufen werden. Solange eine Neuberufung 
nicht erfolgt ist, bleiben die bisherigen Mit-
glieder im Amt.

(2)  Scheidet ein Mitglied während der Amtszeit 
aus, erfolgt eine Nachberufung bis zum Ablauf 
der regelmäßigen Amtszeit. 

(3)  Ein Mitglied kann jederzeit sein Amt nieder-
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8.  gegen das Mitglied ein straf-, disziplinar- oder 
berufsgerichtliches Verfahren eingeleitet wurde 
oder es vorläufi g des Dienstes enthoben ist oder

9.  es beistehende oder bevollmächtigte Person der 
beschuldigten Person war.

§ 54
Besetzung der Disziplinargerichte

(1)  Die Disziplinargerichte entscheiden in der Be-
setzung mit einem rechtskundigen vorsitzenden 
Mitglied, einem beisitzenden rechtskundigen 
und einem beisitzenden ordinierten Mitglied, 
wenn nicht das vorsitzende Mitglied als Einzel-
richterin oder Einzelrichter entscheidet. An Be-
schlüssen außerhalb der mündlichen Verhand-
lung und an Gerichtsbescheiden wirken die 
beisitzenden Mitglieder nicht mit. Das Recht 
der Gliedkirchen und der gliedkirchlichen 
Zusammenschlüsse kann eine Besetzung mit 
einem rechtskundigen vorsitzenden, zwei ordi-
nierten beisitzenden und zwei nichtordinierten 
beisitzenden Mitgliedern, davon mindestens 
einem rechtskundigen Mitglied, vorsehen. In 
Verfahren vor dem Disziplinarhof sollen die 
Mitglieder jeweils demselben Bekenntnis ange-
hören wie die beschuldigte Person, sofern der 
Disziplinarhof in mehrere Senate gegliedert ist, 
die sich am Bekenntnis der beschuldigten Per-
son orientieren. 

(2) In Verfahren gegen nicht ordinierte Personen 
tritt an die Stelle des ordinierten beisitzenden 
Mitglieds ein beisitzendes Mitglied aus der 
Laufbahngruppe der beschuldigten Person. Bei 
einer Besetzung nach Absatz 1 Satz 3 treten 
an die Stelle der ordinierten beisitzenden Mit-
glieder zwei beisitzende Mitglieder.

(3)  Für die Übertragung des Rechtsstreits auf die 
Einzelrichterin oder den Einzelrichter gilt § 6 
der Verwaltungsgerichtsordnung. In dem Ver-
fahren der Disziplinarklage, der Anfechtungs-
klage gegen eine Disziplinarverfügung und im 
Verfahren vor dem Disziplinarhof ist eine Über-
tragung auf das vorsitzende Mitglied als Einzel-
richterin oder Einzelrichter ausgeschlossen. 

(4)  Das vorsitzende Mitglied der Disziplinarkam-
mer entscheidet, wenn die Entscheidung im 
vorbereitenden Verfahren ergeht,
1. bei Zurücknahme der Klage, des Antrags 

oder eines Rechtsmittels,
2. bei Erledigung des gerichtlichen Diszipli-

narverfahrens in der Hauptsache und
3. über die Kosten.

 Ist ein Mitglied der Disziplinarkammer mit 
der Berichterstattung beauftragt, entschei-

legen. Das Amt endet mit Zugang der schrift-
lichen Mitteilung bei dem Organ, das das Mit-
glied nach § 50 berufen hat. 

(4)  Das Amt eines Mitglieds ist von der Stelle, die 
das Mitglied berufen hat, für beendet zu erklä-
ren, wenn 
1. die rechtlichen Voraussetzungen der Beru-

fung weggefallen sind, 
2. es infolge gesundheitlicher Beeinträchti-

gungen oder infolge Verlegung seines stän-
digen Wohnsitzes in das Ausland zur Ausü-
bung seines Amtes nicht mehr in der Lage 
ist, 

3.  es seine Pfl ichten gröblich verletzt hat, 
4. das Ergebnis eines straf-, disziplinar- oder 

berufsgerichtlichen Verfahrens eine weitere 
Ausübung des Amtes nicht mehr zulässt. 

(5)  Die Stelle, die das Mitglied berufen hat, kann 
bis zu ihrer Entscheidung nach Absatz 4 das 
vorläufi ge Ruhen des Amtes anordnen. Die 
Entscheidung ist unanfechtbar.

(6)  Vor den Entscheidungen nach den Absätzen 4 
und 5 ist das Mitglied zu hören.

§ 53
Ausschluss von der Ausübung des 

Richteramts

Ein Mitglied des Disziplinargerichts ist von der 
Ausübung des Richteramts kraft Gesetzes ausge-
schlossen, wenn 
1.  es durch die Amtspfl ichtverletzung verletzt ist,
2.  es gesetzliche Vertretung oder angehörige Per-

son im Sinne des § 41 Abs. 1 Nr. 2 bis 3 der 
Zivilprozessordnung einer durch die Amts-
pfl ichtverletzung verletzten Person oder der be-
schuldigten Person ist oder war,

3.  es als Zeugin oder Zeuge gehört wurde, als 
sachverständige Person ein Gutachten erstattet 
hat oder sonst in dem Disziplinarverfahren be-
reits tätig war, soweit es nicht als Mitglied der 
Disziplinarkammer eine Zeugenvernehmung 
gemäß § 31 Abs. 7 durchgeführt hat, 

4.  es in einem wegen desselben Sachverhalts ein-
geleiteten staatlichen Straf- oder Bußgeldverfah-
ren gegen die beschuldigte Person beteiligt war,

5.  es ein Leitungs- oder Aufsichtsamt gegenüber 
der beschuldigten Person ausübt oder ausgeübt 
hat oder mit der Bearbeitung von Personalange-
legenheiten dieser Person befasst ist, 

6.  es als Mitglied einer Mitarbeiter- oder Pfarr-
vertretung oder sonstigen Personalvertretung 
in dem Disziplinarverfahren gegen die beschul-
digte Person mitgewirkt hat,

7. es auf der mittleren kirchlichen Ebene dem-
selben Pfarrkonvent wie die beschuldigte Per-
son angehört, 
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den Stelle verlängert werden, wenn sie diese 
aus Gründen, die sie nicht zu vertreten hat, 
voraussichtlich nicht einhalten kann. Die Frist-
setzung und ihre Verlängerung erfolgen durch 
Beschluss. Der Beschluss ist unanfechtbar.

(3)  Das Disziplinargericht kann von einer Ausset-
zung des Disziplinarverfahrens nach Absatz 2 
absehen, wenn die neuen Handlungen für die 
Art und Höhe der zu erwartenden Disziplinar-
maßnahme voraussichtlich nicht ins Gewicht 
fallen oder ihre Einbeziehung das Disziplinar-
verfahren erheblich verzögern würde; Absatz 
2 Satz 4 und 5 gilt entsprechend. Ungeachtet 
einer Fortsetzung des Disziplinarverfahrens 
nach Satz 1 kann wegen der neuen Handlungen 
bis zur Zustellung der Ladung zur mündlichen 
Verhandlung oder bis zur Zustellung eines Be-
schlusses nach § 63 Nachtragsdisziplinarklage 
erhoben werden. Die neuen Handlungen kön-
nen auch Gegenstand eines neuen Disziplinar-
verfahrens sein.

(4)  Wird nicht innerhalb der nach Absatz 2 be-
stimmten Frist Nachtragsdisziplinarklage er-
hoben, setzt das Disziplinargericht das Diszi-
plinarverfahren ohne Einbeziehung der neuen 
Handlungen fort; Absatz 3 Satz 2 und 3 gilt 
entsprechend.

§ 57
Belehrung, Beistände und Bevollmächtigte

(1) Die beschuldigte Person wird gleichzeitig mit 
der Zustellung der Disziplinarklage oder der 
Nachtragsdisziplinarklage auf die Fristen des 
§ 58 Abs. 1 und des § 62 Abs. 2 sowie auf die 
Folgen der Fristversäumung hingewiesen. Sie 
wird ferner darauf hingewiesen, dass vor der 
Disziplinarkammer als beistehende oder be-
vollmächtigte Person auftreten kann, wer die 
Voraussetzungen des § 27 Abs. 2 erfüllt und 
zum sachgemäßen Vortrag und zur Begleitung 
der beschuldigten Person in der Lage ist. 

(2)  Der beschuldigten Person ist mit der Ladung 
die Besetzung des Disziplinargerichts mit dem 
Hinweis bekannt zu geben, dass die etwaige 
Ablehnung eines Mitglieds des Disziplinarge-
richts unverzüglich zu erfolgen hat.

(3)  § 26 Abs. 2 und § 27 gelten entsprechend.
(4)  Zeuginnen und Zeugen können sich bei ihrer 

Vernehmung von einem Zeugenbeistand beglei-
ten lassen. Der Zeugenbeistand kann für sie 
Fragen beanstanden oder gemäß § 62 Abs. 4 
den Ausschluss der beschuldigten Person oder 
die Vernehmung an einem anderen Ort bean-
tragen. § 33 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend.

det dieses anstelle des vorsitzenden Mit-
glieds.

(5) Rechtskundige Mitglieder sind, vorbehaltlich 
abweichender Bestimmungen der Gliedkirchen 
und der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse, 
Personen mit Befähigung zum Richteramt nach 
dem deutschen Richtergesetz.

Kapitel 2
Disziplinarverfahren vor dem 

Disziplinargericht

Abschnitt 1
Klageverfahren

§ 55
Disziplinarklage

(1) Die Disziplinarklage ist schriftlich zu erheben. 
Die Klageschrift muss den persönlichen und 
berufl ichen Werdegang und das Bekenntnis der 
Person, gegen die sich das Disziplinarverfahren 
richtet, den bisherigen Gang des Disziplinar-
verfahrens, die Tatsachen, in denen eine Amts-
pfl ichtverletzung gesehen wird, und die anderen 
Tatsachen und Beweismittel, die für die Ent-
scheidung bedeutsam sind, geordnet darstellen. 
Liegen die Voraussetzungen des § 30 Abs. 1 
vor, kann wegen der Tatsachen, in denen eine 
Amtspfl ichtverletzung gesehen wird, auf die 
bindenden Feststellungen der ihnen zugrunde 
liegenden Urteile verwiesen werden.

(2) Die Disziplinarklage muss den Antrag enthal-
ten, den die disziplinaraufsichtführende Stelle 
in der mündlichen Verhandlung zu stellen be-
absichtigt. Die Disziplinarkammer ist an diesen 
Antrag nicht gebunden.

§ 56
Nachtragsdisziplinarklage

(1)  Neue Handlungen, die nicht Gegenstand einer 
anhängigen Disziplinarklage sind, können nur 
durch Erhebung einer Nachtragsdisziplinarkla-
ge in das Disziplinarverfahren einbezogen wer-
den.

(2)  Hält die disziplinaraufsichtführende Stelle die 
Einbeziehung neuer Handlungen für angezeigt, 
teilt sie dies dem Disziplinargericht unter An-
gabe der konkreten Anhaltspunkte mit, die den 
Verdacht einer Amtspfl ichtverletzung rechtfer-
tigen. Das Disziplinargericht setzt das Diszipli-
narverfahren vorbehaltlich des Absatzes 3 aus 
und bestimmt eine Frist, bis zu der die Nach-
tragsdisziplinarklage erhoben werden kann. 
Die Frist kann auf einen vor ihrem Ablauf ge-
stellten Antrag der disziplinaraufsichtführen-
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lichen Verfahren, durch das über den Verlust 
der Bezüge bei schuldhaftem Fernbleiben vom 
Dienst entschieden worden ist, sind im Diszipli-
narverfahren, das denselben Sachverhalt zum 
Gegenstand hat, für das Disziplinargericht bin-
dend. Es hat jedoch die erneute Prüfung solcher 
Feststellungen zu beschließen, die offenkundig 
unrichtig sind. 

(2)  Die in einem anderen gesetzlich geordneten 
Verfahren getroffenen tatsächlichen Feststel-
lungen sind nicht bindend, können aber der 
Entscheidung ohne erneute Prüfung zugrunde 
gelegt werden.

§ 61
Mündliche Verhandlung

(1)  Die mündliche Verhandlung vor dem Diszipli-
nargericht ist nicht öffentlich. Sie soll mit ei-
ner geistlichen Besinnung eröffnet werden. Das 
vorsitzende Mitglied kann Vertreterinnen und 
Vertreter kirchlicher Stellen, insbesondere der 
disziplinaraufsichtführenden Stelle, die ein be-
rechtigtes Interesse an der Verhandlung haben, 
zulassen. 

(2)  Dem vorsitzenden Mitglied obliegt die Auf-
rechterhaltung der Ordnung in der Sitzung.

(3)  Durch Beschluss des Disziplinargerichts kön-
nen die beschuldigte Person, Zeuginnen und 
Zeugen, Beistände oder Bevollmächtigte, Zeu-
genbeistände, Sachverständige und bei der 
Verhandlung nicht beteiligte Personen aus dem 
Verhandlungsraum verwiesen werden, wenn sie 
den zur Aufrechterhaltung der Ordnung erlas-
senen Weisungen nicht Folge leisten.

§ 62
Beweisaufnahme

(1)  Das Disziplinargericht erhebt die erforderlichen 
Beweise. Die Regelungen der § 31 Abs. 3, § 32 
und § 33 Abs. 1 und 2 gelten entsprechend. 
Niederschriften oder Aufzeichnungen von Be-
weiserhebungen des behördlichen Diszipli-
narverfahrens können in der mündlichen Ver-
handlung wiedergegeben und verwertet werden, 
wenn die beteiligten und befragten Personen 
vor der Anhörung darauf hingewiesen wurden, 
dass die Niederschriften oder Aufzeichnungen 
verwertet werden können.

(2) Bei einer Disziplinarklage sind Beweisanträ-
ge von der disziplinaraufsichtführenden Stelle 
in der Klageschrift und von der beschuldigten 
Person innerhalb zweier Monate nach Zustel-
lung der Klage oder der Nachtragsdisziplinar-
klage zu stellen. Ein verspäteter Antrag kann 
abgelehnt werden, wenn seine Berücksichti-

§ 58
Mängel des behördlichen 

Disziplinarverfahrens oder der Klageschrift

(1)  Bei einer Disziplinarklage hat die beschuldigte 
Person wesentliche Mängel des behördlichen 
Disziplinarverfahrens oder der Klageschrift 
innerhalb zweier Monate nach Zustellung der 
Klage oder der Nachtragsdisziplinarklage gel-
tend zu machen.

(2)  Wesentliche Mängel, die nicht oder nicht inner-
halb der Frist des Absatzes 1 geltend gemacht 
werden, kann das Disziplinargericht unberück-
sichtigt lassen, wenn ihre Berücksichtigung 
nach seiner freien Überzeugung die Erledigung 
des Disziplinarverfahrens verzögern würde und 
die beschuldigte Person über die Folgen der 
Fristversäumung belehrt worden ist; dies gilt 
nicht, wenn zwingende Gründe für die Verspä-
tung glaubhaft gemacht werden.

(3)  Das Disziplinargericht kann der disziplinar-
aufsichtführenden Stelle zur Beseitigung eines 
wesentlichen Mangels, den die beschuldigte 
Person rechtzeitig geltend gemacht hat oder 
dessen Berücksichtigung es unabhängig davon 
für angezeigt hält, eine Frist setzen. § 56 Abs. 
2 Satz 3 bis 5 gilt entsprechend. Wird der Man-
gel innerhalb der Frist nicht beseitigt, wird das 
Disziplinarverfahren durch Beschluss des Dis-
ziplinargerichts eingestellt.

(4) Die rechtskräftige Einstellung nach Absatz 3 
steht einem rechtskräftigen Urteil gleich.

§ 59
Beschränkung des Disziplinarverfahrens

Das Disziplinargericht kann das Disziplinar-
verfahren beschränken, indem es solche Hand-
lungen ausscheidet, die für die Art und Höhe der 
zu erwartenden Disziplinarmaßnahme nicht oder 
voraussichtlich nicht ins Gewicht fallen. Die aus-
geschiedenen Handlungen können nicht wieder in 
das Disziplinarverfahren einbezogen werden, es sei 
denn, die Voraussetzungen für die Beschränkung 
entfallen nachträglich. Werden die ausgeschiedenen 
Handlungen nicht wieder einbezogen, können sie 
nach dem unanfechtbaren Abschluss des Diszipli-
narverfahrens nicht Gegenstand eines neuen Diszi-
plinarverfahrens sein.

§ 60
Bindung an tatsächliche Feststellungen aus 

anderen Verfahren

(1)  Die tatsächlichen Feststellungen eines rechts-
kräftigen Urteils im staatlichen Straf- oder 
Bußgeldverfahren oder im verwaltungsgericht-
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2. die Disziplinarklage abweisen.
 Zur Erklärung der Zustimmung kann den 

Beteiligten von dem Disziplinargericht oder 
dem vorsitzenden Mitglied eine Frist gesetzt 
werden, nach deren Ablauf die Zustimmung 
als erteilt gilt, wenn nicht widersprochen 
wurde.

(2)  Der rechtskräftige Beschluss nach Absatz 1 
steht einem rechtskräftigen Urteil gleich.

(3)  Über Maßnahmen der disziplinaraufsichtfüh-
renden Stelle nach § 44 entscheidet die Diszi-
plinarkammer endgültig durch Beschluss.

§ 64
Entscheidung durch Urteil

(1)  Das Disziplinargericht entscheidet über die 
Klage, wenn das Disziplinarverfahren nicht auf 
andere Weise abgeschlossen wird, auf Grund 
mündlicher Verhandlung durch Urteil. 

(2)  Bei einer Disziplinarklage dürfen nur die Hand-
lungen zum Gegenstand der Urteilsfi ndung ge-
macht werden, die der beschuldigten Person in 
der Klage oder der Nachtragsdisziplinarklage 
als Amtspfl ichtverletzung zur Last gelegt wer-
den. Das Disziplinargericht kann in dem Urteil
1. auf die erforderliche Disziplinarmaßnahme 

(§ 9) und Nebenmaßnahmen erkennen oder 
2. die Disziplinarklage abweisen.

(3)  Bei der Klage gegen eine Disziplinarverfügung 
prüft das Disziplinargericht neben der Recht-
mäßigkeit auch die Zweckmäßigkeit der ange-
fochtenen Entscheidung. 

§ 65
Grenzen der erneuten Ausübung der 

Disziplinarbefugnisse

(1)  Soweit die disziplinaraufsichtführende Stel-
le die Disziplinarklage zurückgenommen hat, 
können die ihr zugrunde liegenden Handlungen 
nicht mehr Gegenstand eines Disziplinarver-
fahrens sein.

(2)  Hat das Disziplinargericht unanfechtbar über 
die Klage gegen eine Disziplinarverfügung ent-
schieden, ist hinsichtlich der dieser Entschei-
dung zugrunde liegenden Handlungen eine 
erneute Ausübung der Disziplinarbefugnisse 
nur wegen solcher erheblicher Tatsachen und 
Beweismittel zulässig, die keinen Eingang in 
das gerichtliche Disziplinarverfahren gefunden 
haben.

gung nach der freien Überzeugung des Diszipli-
nargerichts die Erledigung des Disziplinarver-
fahrens verzögern würde und die beschuldigte 
Person über die Folgen der Fristversäumung 
belehrt worden ist; dies gilt nicht, wenn zwin-
gende Gründe für die Verspätung glaubhaft ge-
macht werden.

(3) Das Disziplinargericht kann eine schriftliche 
Beantwortung der Beweisfrage anordnen, wenn 
es dies im Hinblick auf den Inhalt der Beweis-
frage und die Person der Zeugin oder des Zeu-
gen für ausreichend erachtet. Die Zeugin oder 
der Zeuge sind darauf hinzuweisen, dass sie zur 
Vernehmung geladen werden können. Das Dis-
ziplinargericht ordnet die Ladung an, wenn es 
dies zur weiteren Klärung der Beweisfrage für 
notwendig erachtet.

(4) Zur Wahrung schutzwürdiger Interessen von 
Zeuginnen und Zeugen oder zur Sicherung des 
Untersuchungszwecks kann die beschuldigte 
Person für die Dauer der Vernehmung von der 
Teilnahme an der Verhandlung ausgeschlossen 
oder die Vernehmung an einem anderen Ort 
angeordnet werden. Die Entscheidung ist unan-
fechtbar. Der ausgeschlossenen beschuldigten 
Person ist das Ergebnis der Vernehmung mitzu-
teilen. Die Vernehmung an einem anderen Ort 
wird den übrigen an der Verhandlung Beteili-
gten zeitgleich in Bild und Ton übertragen. Ihr 
Recht, Fragen zu stellen, bleibt unberührt.

(5)  Zeuginnen und Zeugen sowie Sachverständige 
können vereidigt werden, soweit das Recht der 
Gliedkirche oder des gliedkirchlichen Zusam-
menschlusses der disziplinaraufsichtführenden 
Stelle eine Vereidigung zulässt. § 6 Abs. 3 Satz 
2 fi ndet entsprechende Anwendung.

(6)  Vor der Vernehmung werden die Zeuginnen 
und Zeugen zur Wahrheit ermahnt. Wenn sie 
nach Absatz 5 vereidigt werden können, werden 
sie auf die Möglichkeit der Vereidigung hinge-
wiesen und über die strafrechtlichen Folgen ei-
ner unrichtigen oder unvollständigen Aussage 
belehrt.

§ 63
Entscheidung durch Beschluss

(1)  Bei einer Disziplinarklage kann das Diszipli-
nargericht, auch nach der Eröffnung der münd-
lichen Verhandlung, mit Zustimmung der Be-
teiligten durch Beschluss
1. auf die erforderliche Disziplinarmaßnahme 

(§ 9) erkennen, wenn nur ein Verweis, eine 
Geldbuße oder eine Kürzung der Bezüge 
verwirkt ist, oder
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Kapitel 3
Disziplinarverfahren vor dem Disziplinarhof

Abschnitt 1
Berufung

§ 68
Statthaftigkeit, Form und Frist der 

Berufung, Vertretung

(1)  Gegen das Urteil der Disziplinarkammer über 
eine Disziplinarklage steht den Beteiligten die 
Berufung zum Disziplinarhof zu. Die Berufung 
ist bei der Disziplinarkammer innerhalb eines 
Monats nach Zustellung des vollständigen Ur-
teils schriftlich einzulegen und zu begründen. 
Die Begründungsfrist kann auf einen vor ihrem 
Ablauf gestellten Antrag von dem vorsitzenden 
Mitglied verlängert werden. Die Begründung 
muss einen bestimmten Antrag sowie die im 
Einzelnen anzuführenden Gründe der Anfech-
tung (Berufungsgründe) enthalten. Mangelt es 
an einem dieser Erfordernisse, ist die Berufung 
unzulässig. 

(2)  Im Übrigen steht den Beteiligten die Berufung 
gegen das Urteil der Disziplinarkammer nur 
zu, wenn sie von der Disziplinarkammer oder 
dem Disziplinarhof zugelassen wird. Die Vor-
schriften der Verwaltungsgerichtsordnung über 
die Zulassung zur Berufung gelten entspre-
chend.

(3)  Vor dem Disziplinarhof müssen sich die Beteili-
gten, soweit sie einen Antrag stellen, durch eine 
Person mit Befähigung zum Richteramt oder 
vergleichbarer juristischer Qualifi kation vertre-
ten lassen. Dies gilt auch für die Einlegung der 
Berufung und für den Antrag auf Zulassung der 
Berufung sowie für Beschwerden und sonstige 
Nebenverfahren, bei denen in der Hauptsache 
Vertretungszwang besteht. § 26 Abs. 2 und 
§ 27 Abs. 2 bis 4 gelten entsprechend. 

§ 69
Berufungsverfahren

(1)  Für das Berufungsverfahren gelten die Bestim-
mungen über das Disziplinarverfahren vor der 
Disziplinarkammer entsprechend, soweit sich 
aus diesem Kirchengesetz nichts anderes er-
gibt. Die §§ 56 und 57 Abs. 1 werden nicht 
angewandt. Zeuginnen und Zeugen sowie Sach-
verständige können vereidigt werden, soweit 
das Recht der Gliedkirche oder des gliedkirch-
lichen Zusammenschlusses der disziplinarauf-
sichtführenden Stelle eine Vereidigung zulässt. 
§ 6 Abs. 3 Satz 2 fi ndet entsprechende Anwen-
dung.

Abschnitt 2
Besondere Verfahren

§ 66
Antrag auf gerichtliche Fristsetzung

(1)  Ist ein behördliches Disziplinarverfahren nicht 
innerhalb von zwölf Monaten seit der Einleitung 
durch Einstellung oder vorläufi ge Einstellung 
gegen Aufl agen, durch Erlass einer Diszipli-
narverfügung oder durch Erhebung der Diszi-
plinarklage abgeschlossen worden, kann die 
beschuldigte Person bei dem Disziplinargericht 
die gerichtliche Bestimmung einer Frist zum 
Abschluss des Disziplinarverfahrens beantra-
gen. Die Frist des Satzes 1 ist gehemmt, solange 
das Disziplinarverfahren nach § 29 ausgesetzt 
ist.

(2)  Liegt ein zureichender Grund für den fehlenden 
Abschluss des behördlichen Disziplinarverfah-
rens innerhalb von zwölf Monaten nicht vor, be-
stimmt das Disziplinargericht eine Frist, in der 
es abzuschließen ist. Anderenfalls lehnt es den 
Antrag ab. § 56 Abs. 2 Satz 3 bis 5 gilt entspre-
chend.

(3)  Wird das behördliche Disziplinarverfahren in-
nerhalb der nach Absatz 2 bestimmten Frist 
nicht abgeschlossen, ist es durch Beschluss des 
Disziplinargerichts einzustellen. 

(4)  Der rechtskräftige Beschluss nach Absatz 3 
steht einem rechtskräftigen Urteil gleich.

§ 67
Antrag auf Aussetzung der vorläufi gen 

Dienstenthebung und der Einbehaltung von 
Bezügen

(1)  Die beschuldigte Person kann die Aussetzung 
der vorläufi gen Dienstenthebung und der Ein-
behaltung von Bezügen beim Disziplinargericht 
beantragen. Der Antrag ist beim Disziplinarhof 
zu stellen, wenn bei ihm in derselben Sache ein 
Disziplinarverfahren anhängig ist.

(2)  Die vorläufi ge Dienstenthebung und die Einbe-
haltung von Bezügen sind auszusetzen, wenn 
ernstliche Zweifel an ihrer Rechtmäßigkeit be-
stehen.

(3) Für die Änderung oder Aufhebung von Be-
schlüssen über Anträge nach Absatz 1 gelten 
die Bestimmungen der Verwaltungsgerichts-
ordnung zur Änderung und Aufhebung von 
Beschlüssen über Anträge zur Anordnung der 
aufschiebenden Wirkung entsprechend.
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§ 72
Entscheidung des Disziplinarhofes

Der Disziplinarhof entscheidet über die Beschwer-
de durch Beschluss. 

Kapitel 4
Wiederaufnahme des gerichtlichen 

Disziplinarverfahrens

§ 73
Wiederaufnahmegründe

(1)  Wiederaufnahme des durch rechtskräftiges Ur-
teil abgeschlossenen Disziplinarverfahrens ist 
zulässig, wenn
1. in dem Urteil eine Disziplinarmaßnahme 

ausgesprochen worden ist, die nach Art oder 
Höhe im Gesetz nicht vorgesehen ist,

2. Tatsachen oder Beweismittel beigebracht 
werden, die erheblich und neu sind,

3. das Urteil auf dem Inhalt einer unechten 
oder verfälschten Urkunde oder auf einem 
vorsätzlich oder fahrlässig falsch abgege-
benen Zeugnis oder Gutachten beruht,

4.  ein Urteil, auf dessen tatsächlichen Feststel-
lungen das Urteil im Disziplinarverfahren 
beruht, durch ein anderes rechtskräftiges 
Urteil aufgehoben worden ist,

5.  an dem Urteil ein Mitglied des Diszipli-
nargerichts mitgewirkt hat, das sich in die-
ser Sache einer schweren Verletzung sei-
ner Pfl ichten als kirchliche Richterin oder 
kirchlicher Richter schuldig gemacht hat,

6.  an dem Urteil ein Mitglied des Disziplinar-
gerichts mitgewirkt hat, das von der Ausü-
bung des Richteramts kraft Gesetzes ausge-
schlossen war, es sei denn, dass die Gründe 
für den gesetzlichen Ausschluss bereits er-
folglos geltend gemacht worden waren,

7.  die Person, gegen die sich das Disziplinar-
verfahren richtet, nachträglich glaubhaft 
eine Amtspfl ichtverletzung eingesteht, die 
in dem Disziplinarverfahren nicht hat fest-
gestellt werden können, oder

8.  im Verfahren der Disziplinarklage nach 
dessen rechtskräftigem Abschluss in einem 
wegen desselben Sachverhalts eingeleiteten 
staatlichen Straf- oder Bußgeldverfahren 
unanfechtbar eine Entscheidung ergeht, 
nach der gemäß § 21 die Disziplinarmaß-
nahme nicht zulässig wäre.

(2)  Erheblich im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 sind 
Tatsachen und Beweismittel, wenn sie allein 
oder in Verbindung mit den früher getroffenen 
Feststellungen geeignet sind, eine andere Ent-
scheidung zu begründen, die Ziel der Wieder-

(2)  Wesentliche Mängel des behördlichen Diszipli-
narverfahrens, die nach § 58 Abs. 2 unberück-
sichtigt bleiben durften, bleiben auch im Beru-
fungsverfahren unberücksichtigt.

(3)  Ein Beweisantrag, der vor der Disziplinarkam-
mer nicht innerhalb der Frist des § 62 Abs. 
2 gestellt worden ist, kann abgelehnt werden, 
wenn seine Berücksichtigung nach der freien 
Überzeugung des Disziplinarhofes die Erle-
digung des Disziplinarverfahrens verzögern 
würde und die beschuldigte Person im ersten 
Rechtszug über die Folgen der Fristversäumung 
belehrt worden ist; dies gilt nicht, wenn zwin-
gende Gründe für die Verspätung glaubhaft 
gemacht werden. Beweisanträge, die die Diszi-
plinarkammer zu Recht abgelehnt hat, bleiben 
auch im Berufungsverfahren ausgeschlossen.

(4) Die durch die Disziplinarkammer erhobenen 
Beweise können der Entscheidung ohne erneute 
Beweisaufnahme zugrunde gelegt werden.

§ 70
Mündliche Verhandlung, Entscheidung 

durch Urteil

Der Disziplinarhof entscheidet über die Berufung, 
wenn das Disziplinarverfahren nicht auf andere 
Weise abgeschlossen wird, auf Grund mündlicher 
Verhandlung durch Urteil.

Abschnitt 2
Beschwerde

§ 71
Statthaftigkeit, Form und Frist der 

Beschwerde

(1)  Für die Statthaftigkeit, Form und Frist der Be-
schwerde gelten die Vorschriften der Verwal-
tungsgerichtsordnung entsprechend. 

(2)  Gegen Beschlüsse der Disziplinarkammer, 
durch die nach § 63 Abs. 1 über eine Diszipli-
narklage entschieden wird, kann die Beschwer-
de nur auf das Fehlen der Zustimmung der Be-
teiligten gestützt werden.

(3)  Für das Beschwerdeverfahren gegen Beschlüs-
se der Disziplinarkammer, mit denen über einen 
Antrag auf Aussetzung nach § 67 entschieden 
wurde, gelten die Vorschriften der Verwal-
tungsgerichtsordnung über die Beschwerde ge-
gen Beschlüsse im Verfahren des vorläufi gen 
Rechtsschutzes entsprechend.
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Die Frist beginnt mit dem Tag, an dem die oder 
der Antragsberechtigte von dem Grund für die 
Wiederaufnahme Kenntnis erhalten hat. In dem 
Antrag ist das angefochtene Urteil zu bezeich-
nen und anzugeben, inwieweit es angefochten 
wird und welche Änderungen beantragt wer-
den; die Anträge sind unter Bezeichnung der 
Beweismittel zu begründen. 

(2) Für das weitere Verfahren gelten die Bestim-
mungen über das gerichtliche Disziplinarver-
fahren entsprechend, soweit sich aus diesem 
Kirchengesetz nichts anderes ergibt.

§ 76
Entscheidung durch Beschluss

(1)  Das Disziplinargericht kann den Antrag, auch 
nach der Eröffnung der mündlichen Verhand-
lung, durch Beschluss verwerfen, wenn es die 
gesetzlichen Voraussetzungen für seine Zulas-
sung nicht für gegeben oder ihn für offensicht-
lich unbegründet hält.

(2)  Das Disziplinargericht kann vor der Eröffnung 
der mündlichen Verhandlung mit Zustimmung 
der disziplinaraufsichtführenden Stelle durch 
Beschluss das angefochtene Urteil aufheben 
und die Disziplinarklage abweisen oder die 
Disziplinarverfügung aufheben. Der Beschluss 
ist unanfechtbar.

(3)  Der rechtskräftige Beschluss nach Absatz 1 so-
wie der Beschluss nach Absatz 2 stehen einem 
rechtskräftigen Urteil gleich.

§ 77
Mündliche Verhandlung, Entscheidung des 

Disziplinargerichts

(1)  Das Disziplinargericht entscheidet, wenn das 
Wiederaufnahmeverfahren nicht auf andere 
Weise abgeschlossen wird, auf Grund münd-
licher Verhandlung durch Urteil.

(2)  Gegen das Urteil der Disziplinarkammer kann 
Berufung nach den §§ 68 bis 70 dieses Kir-
chengesetzes eingelegt werden.

§ 78
Rechtswirkungen, Entschädigung

(1)  Wird in einem Wiederaufnahmeverfahren das 
angefochtene Urteil zugunsten der Person, ge-
gen die sich das Disziplinarverfahren gerichtet 
hat, aufgehoben, erhält diese von dem Eintritt 
der Rechtskraft des aufgehobenen Urteils an 
die Rechtsstellung, die sie erhalten hätte, wenn 
das aufgehobene Urteil der Entscheidung ent-
sprochen hätte, die im Wiederaufnahmeverfah-
ren ergangen ist. Wurde in dem aufgehobenen 

aufnahme des Disziplinarverfahrens sein kann. 
Neu im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 sind Tat-
sachen und Beweismittel, die dem Disziplinar-
gericht bei seiner Entscheidung nicht bekannt 
gewesen sind. Ergeht nach Eintritt der Rechts-
kraft des Urteils im Disziplinarverfahren in 
einem wegen desselben Sachverhalts einge-
leiteten staatlichen Straf- oder Bußgeldverfah-
ren ein rechtskräftiges Urteil auf Grund von 
tatsächlichen Feststellungen, die von denjeni-
gen tatsächlichen Feststellungen des Urteils im 
Disziplinarverfahren abweichen, auf denen es 
beruht, gelten die abweichenden Feststellungen 
des Urteils im staatlichen Straf- oder Bußgeld-
verfahren als neue Tatsachen im Sinne des Ab-
satzes 1 Nr. 2.

(3)  In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 3 und 5 ist die 
Wiederaufnahme des Disziplinarverfahrens nur 
zulässig, wenn wegen der behaupteten Hand-
lung eine rechtskräftige Verurteilung durch ein 
staatliches Strafgericht erfolgt ist oder wenn ein 
staatliches strafgerichtliches Verfahren aus an-
deren Gründen als wegen Mangels an Beweisen 
nicht eingeleitet oder nicht durchgeführt wer-
den kann.

§ 74
Unzulässigkeit der Wiederaufnahme

(1)  Die Wiederaufnahme des durch rechtskräftiges 
Urteil abgeschlossenen Disziplinarverfahrens 
ist unzulässig, wenn nach dem Eintritt der 
Rechtskraft 
1.  ein Urteil im staatlichen Straf- oder Buß-

geldverfahren ergangen ist, das sich auf 
denselben Sachverhalt gründet und diesen 
ebenso würdigt, solange dieses Urteil nicht 
rechtskräftig aufgehoben worden ist, oder

2.  ein Urteil in einem staatlichen Strafverfah-
ren ergangen ist, das zu einer Entlassung 
aufgrund einer Straftat geführt hat oder bei 
Fortbestehen des Dienstverhältnisses ge-
führt hätte.

(2) Die Wiederaufnahme des Disziplinarverfah-
rens zuungunsten der Person, gegen die sich 
das Disziplinarverfahren gerichtet hat, ist au-
ßerdem unzulässig, wenn seit dem Eintritt der 
Rechtskraft des Urteils drei Jahre vergangen 
sind.

§ 75
Frist und Verfahren

(1)  Der Antrag auf Wiederaufnahme des Diszipli-
narverfahrens muss bei dem Disziplinargericht, 
dessen Entscheidung angefochten wird, binnen 
drei Monaten schriftlich eingereicht werden. 



Kirchl. Amtsbl. Hannover Nr. 1/2011

29

§ 80
Erstattungsfähige Kosten

(1)  Gerichtliche Disziplinarverfahren sind gebüh-
renfrei. Auslagen werden nach den Bestim-
mungen des Gerichtskostengesetzes erhoben.

(2)  Kosten im Sinne des § 79 sind auch die zur 
zweckentsprechenden Rechtsverfolgung oder 
Rechtsverteidigung notwendigen Aufwen-
dungen der Beteiligten einschließlich der Ko-
sten des behördlichen Disziplinarverfahrens.

(3)  Die gesetzlichen Gebühren und Auslagen einer 
Rechtsanwältin oder eines Rechtsanwalts sind 
stets erstattungsfähig.

Teil 5
Unterhaltsbeitrag, Begnadigung

§ 81
Unterhaltsbeitrag

(1)  Wird auf Entfernung aus dem Dienst erkannt, so 
kann die Entscheidung des Disziplinargerichts 
bestimmen, dass der aus dem Dienstverhältnis 
entfernten Person, soweit sie dessen würdig 
erscheint und bedürftig ist, für die Dauer von 
sechs Monaten ein Unterhaltsbeitrag in Höhe 
von höchstens 70 vom Hundert der Bezüge, die 
ihr bei Eintritt der Unanfechtbarkeit der Ent-
scheidung zustanden, gewährt wird. Eine Ein-
behaltung von Bezügen im Zusammenhang mit 
einer vorläufi gen Dienstenthebung nach § 44 
Abs. 2 bleibt unberücksichtigt. Personen, die 
sich bei Eintritt der Rechtskraft der Entschei-
dung im Ruhestand befi nden, erhalten keinen 
Unterhaltsbeitrag, soweit sie aufgrund ihrer Be-
schäftigung im kirchlichen Dienstverhältnis in 
der gesetzlichen Rentenversicherung versichert 
waren. 

(2)  Die Entscheidung kann die Gewährung des Un-
terhaltsbeitrags über sechs Monate hinaus auf 
längstens ein Jahr verlängern, soweit dies not-
wendig ist, um eine unbillige Härte zu vermei-
den; die Umstände sind durch die Empfängerin 
oder den Empfänger glaubhaft zu machen. 

(3)  Der Dienstherr kann der aus dem Dienstver-
hältnis entfernten Person zur Vermeidung einer 
Nachversicherung in der gesetzlichen Renten-
versicherung unwiderrufl ich einen Unterhalts-
beitrag in Höhe der gesetzlichen Rente ge-
währen, die aufgrund einer Nachversicherung 
zustehen würde.

(4)  Der Anspruch auf den Unterhaltsbeitrag er-
lischt, wenn die aus dem Dienstverhältnis ent-
fernte Person wieder in ein öffentlich-recht-
liches Amts- oder Dienstverhältnis berufen 
wird.

Urteil auf Entfernung aus dem Dienst erkannt, 
gilt § 78 des Kirchenbeamtengesetzes der EKD 
entsprechend. 

(2)  Die Person, gegen die sich das Disziplinarver-
fahren gerichtet hat, und die Personen, denen 
sie kraft Gesetzes unterhaltspfl ichtig ist, kön-
nen im Falle des Absatzes 1 neben den hier-
nach nachträglich zu gewährenden Bezügen in 
entsprechender Anwendung des Gesetzes über 
die Entschädigung für Strafverfolgungsmaß-
nahmen in der jeweils geltenden Fassung Er-
satz des sonstigen Schadens vom Dienstherrn 
verlangen. Der Anspruch ist innerhalb von drei 
Monaten nach dem rechtskräftigen Abschluss 
des Wiederaufnahmeverfahrens bei der diszi-
plinaraufsichtführenden Stelle geltend zu ma-
chen.

Kapitel 5
Kostenentscheidung im gerichtlichen 

Disziplinarverfahren

§ 79
Kostentragungspfl icht

(1)  Die Person, gegen die im Verfahren der Dis-
ziplinarklage auf eine Disziplinarmaßnahme 
erkannt wird, trägt die Kosten des Verfahrens. 
Bildet eine zur Last gelegte Amtspfl ichtverlet-
zung nur zum Teil die Grundlage für die Ent-
scheidung, können der beschuldigten Person 
die Kosten nur in verhältnismäßigem Umfang 
auferlegt werden. Dasselbe gilt, wenn durch 
besondere Ermittlungen im behördlichen Dis-
ziplinarverfahren, deren Ergebnis zu Gunsten 
der beschuldigten Person ausgefallen ist, be-
sondere Kosten entstanden sind. 

(2)  Wird eine Disziplinarverfügung trotz Vorlie-
gens einer Amtspfl ichtverletzung aufgehoben, 
können die Kosten ganz oder teilweise der Per-
son, gegen die sich das Disziplinarverfahren 
gerichtet hat, auferlegt werden.

(3)  Wird das Disziplinarverfahren nach § 66 Abs. 
3 eingestellt, trägt der Dienstherr die Kosten 
des Verfahrens.

(4)  Im Übrigen gelten für die Kostentragungspfl icht 
der Beteiligten die Bestimmungen der Verwal-
tungsgerichtsordnung.

(5)  Die Kosten, die der Person, gegen die sich das 
Disziplinarverfahren gerichtet hat, auferlegt 
sind, können durch Aufrechnung von ihren Be-
zügen einbehalten werden. 
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und 79 Abs. 3 des Kirchenbeamtengesetzes der 
EKD. Der hinterbliebene Ehegatte erhält 55 
vom Hundert der Unterhaltsleistung, wenn zum 
Zeitpunkt der Entfernung aus dem Dienst die 
Ehe bereits bestanden hatte. Die Zusage einer 
Unterhaltsleistung an andere unterhaltsberech-
tigte, bedürftige Personen steht im Ermessen 
der obersten Dienstbehörde.

§ 84
Begnadigung

Durch Begnadigung können getroffene Diszipli-
narmaßnahmen gemildert oder erlassen werden. Die 
Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkir-
chen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse 
bestimmen je für ihren Bereich, wer das Begnadi-
gungsrecht ausübt.

Teil 6
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 85
Anwendung der Vorschriften über den 

Wartestand

Bestehen in einer Gliedkirche keine Vorschriften 
über Pfarrerinnen und Pfarrer oder Kirchenbeam-
tinnen und Kirchenbeamte im Wartestand, so sind 
in Anwendung dieses Kirchengesetzes die Bestim-
mungen des Kirchenbeamtengesetzes der Evange-
lischen Kirche in Deutschland über den Wartestand 
entsprechend anzuwenden.

§ 86
Übergangsbestimmungen

(1)  Die nach bisherigem Recht eingeleiteten Diszi-
plinarverfahren und Wiederaufnahmeverfahren 
werden bis zur Vollstreckung nach bisherigem 
Recht fortgeführt. Eine nach diesem Kirchen-
gesetz zulässige Disziplinarmaßnahme darf we-
gen einer vor dem Inkrafttreten dieses Kirchen-
gesetzes begangenen Amtspfl ichtverletzung nur 
verhängt werden, wenn sie auch nach dem zur 
Zeit ihrer Begehung geltenden Recht zulässig 
war.

(2) Für die Wiederaufnahme von Disziplinarver-
fahren nach dem Inkrafttreten dieses Kirchen-
gesetzes, gelten die Bestimmungen dieses Ge-
setzes.

(3)  Die Frist für das Verwertungsverbot nach § 23 
und ihre Berechnung für die Disziplinarmaß-
nahmen, die vor dem Inkrafttreten dieses Kir-
chengesetzes verhängt worden sind, bestimmen 
sich nach diesem Gesetz.

(4) Bestehende Disziplinargerichte, die vor dem 

§ 82
Zahlung des Unterhaltsbeitrags

(1)  Die Zahlung des Unterhaltsbeitrags nach § 81 
beginnt, soweit in der Entscheidung nichts an-
deres bestimmt ist, zum Zeitpunkt des Verlustes 
der Bezüge.

(2)  Die Zahlung des Unterhaltsbeitrags an Per-
sonen im Ruhestand steht unter dem Vorbehalt 
der Rückforderung, soweit für denselben Zeit-
raum eine Rente auf Grund der Nachversiche-
rung gewährt wird. Zur Sicherung des Rück-
forderungsanspruchs ist eine entsprechende 
Abtretungserklärung abzugeben.

(3)  In der Entscheidung kann bestimmt werden, 
dass ein Unterhaltsbeitrag ganz oder teilweise 
an Personen gezahlt wird, zu deren Unterhalt 
die aus dem Dienstverhältnis entfernte Person 
verpfl ichtet ist. Nach Rechtskraft der Entschei-
dung kann dies die disziplinaraufsichtführen-
de Stelle bestimmen. § 81 Abs. 2 gilt entspre-
chend.

(4)  Auf den Unterhaltsbeitrag werden Erwerbs- 
und Erwerbsersatzeinkommen im Sinne der ge-
meinsamen Vorschriften für die Sozialversiche-
rung angerechnet. Die aus dem Dienst entfernte 
Person ist verpfl ichtet, der obersten Dienstbe-
hörde alle Änderungen in ihren Verhältnissen, 
die für die Zahlung des Unterhaltsbeitrags be-
deutsam sein können, unverzüglich anzuzeigen. 
Wird gegen diese Pfl icht schuldhaft verstoßen, 
soll der Unterhaltsbeitrag ganz oder teilweise 
mit Wirkung für die Vergangenheit entzogen 
werden. Die Entscheidung trifft die oberste 
Dienstbehörde.

§ 83
Unterhaltsleistung bei Mithilfe zur 

Aufdeckung von Amtspfl ichtverletzungen 
oder Straftaten

(1) Die zuletzt disziplinaraufsichtführende Stelle 
kann einer aus dem Dienstverhältnis entfernten 
Person die Gewährung einer monatlichen Un-
terhaltsleistung zusagen, wenn die Person ge-
gen das Verbot der Annahme von Belohnungen 
und Geschenken verstoßen und ihr Wissen 
über Tatsachen offenbart hat, deren Kenntnis 
dazu beigetragen hat, Amtspfl ichtverletzungen 
oder Straftaten zu verhindern oder über ihren 
eigenen Tatbeitrag hinaus aufzuklären. Die 
Nachversicherung ist durchzuführen, sofern 
nicht § 81 Abs. 3 eingreift.

(2)  Der Anspruch auf die Unterhaltsleistung er-
lischt bei erneutem Eintritt in den öffentlichen 
oder kirchlichen Dienst sowie bei späterer Ver-
wirklichung eines Tatbestandes der §§ 76, 77 
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2. Kirchengesetz der Vereinigten 
Evangelisch-Lutherischen Kirche 
Deutschlands zur Neuordnung des 

 Disziplinarrechts (Disziplinarrechtsneu-
ordnungsgesetz VELKD) (DRNOG 
VELKD) vom 28. Oktober 2009 in 
Auszügen (ABl. VELKD Bd. VII S. 426)

Artikel 1

Aufhebung des Disziplinargesetzes
der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen 

Kirche Deutschlands

Das Kirchengesetz der Vereinigten Evangelisch-
Lutherischen Kirche Deutschlands über das Ver-
fahren und die Rechtsfolgen bei Amtspfl ichtverlet-
zungen (Disziplinargesetz - DiszG) vom 4. Mai 2001 
(ABl. VELKD Bd. VII, S. 150), zuletzt geändert 
durch Kirchengesetz vom 17. Oktober 2006 (ABl. 
VELKD Bd. VII, S. 333), wird mit Wirkung für die 
Vereinigte Kirche und ihre Gliedkirchen aufgeho-
ben.

Artikel 2

Zustimmung zum Kirchengesetz zur 
Regelung des Disziplinarrechts

der Evangelischen Kirche in Deutschland

§ 1

Dem Kirchengesetz zur Regelung des Diszipli-
narrechts der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land (DG.EKD) vom 28. Oktober 2009 wird auf 
Grund von Art. 24 a i. V. m. Art. 24 der Verfassung 
der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche 
Deutschlands mit Wirkung für die Vereinigte Kir-
che und ihre Gliedkirchen zugestimmt.

§ 2

Die Kirchenleitung der Vereinigten Evangelisch-
Lutherischen Kirche Deutschlands wird ermächti-
gt, die Zustimmung gemäß Artikel 10 a Absatz 2 
Buchst. c der Grundordnung der Evangelischen Kir-
che in Deutschland gegenüber dem Rat der Evange-
lischen Kirche in Deutschland zu erklären.

Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes besetzt 
wurden, bleiben bis zum Ablauf ihrer Amtszeit 
unverändert im Amt. Für sie gelten die bishe-
rigen Vorschriften für die Besetzung, Zustän-
digkeiten und Abstimmungsverhältnisse fort. 
Wird die Zuständigkeit der Disziplinarkammer 
der Evangelischen Kirche in Deutschland er-
klärt oder zusammen mit anderen Gliedkirchen 
oder gliedkirchlichen Zusammenschlüssen die 
Zuständigkeit einer gemeinsamen Disziplinar-
kammer begründet, so gelten die Sätze 1 und 
2 nur für solche Verfahren, die bei Änderung 
der Zuständigkeit bereits gerichtshängig waren.

§ 87
Inkrafttreten

(1)  Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Juli 2010 in 
Kraft.

(2)  Gleichzeitig tritt das Disziplinargesetz der 
Evangelischen Kirche in Deutschland vom 9. 
November 1995 (ABl.EKD S. 561, 1996 S. 82), 
zuletzt geändert durch Kirchengesetz vom 6. 
November 2003 (ABl.EKD S. 408) außer Kraft. 
Soweit in weiter geltenden Bestimmungen auf 
nach Satz 1 aufgehobene Bestimmungen ver-
wiesen ist, treten die Vorschriften dieses Kir-
chengesetzes an deren Stelle.

(3) Dieses Kirchengesetz tritt für die Vereinigte 
Evangelisch-Lutherische Kirche Deutschlands 
und ihre Gliedkirchen in Kraft, nachdem die 
Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche 
Deutschlands ihre Zustimmung erklärt hat. 
Den Zeitpunkt, zu dem dieses Kirchengesetz in 
Kraft tritt, bestimmt der Rat der Evangelischen 
Kirche in Deutschland durch Verordnung.

§ 88
Außerkrafttreten

Die Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche 
Deutschlands kann dieses Kirchengesetz jederzeit 
für sich und ihre Gliedkirchen außer Kraft setzen. 
Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland 
stellt durch Verordnung fest, dass und zu welchem 
Zeitpunkt das Kirchengesetz außer Kraft getreten 
ist.
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Artikel 5

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

§ 1

(1)  Art. 2 tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft.

(2)  Die Artikel 1, 3 und 4 dieses Kirchengesetzes 
treten an dem Tage in Kraft, zu dem auf Be-
schluss der Kirchenleitung der Vereinigten 
Kirche der Rat der Evangelischen Kirche in 
Deutschland durch Verordnung das Inkraft-
treten des Disziplinargesetzes der EKD für 
die Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche 
Deutschlands und ihre Gliedkirchen bestimmt. 
Der Zeitpunkt des Inkrafttretens ist im Amts-
blatt der Vereinigten Kirche bekannt zu ma-
chen.

(3)  Gleichzeitig tritt die Rechtsverordnung zur Aus-
führung des Disziplinargesetzes der VELKD 
vom 17. November 2006 (ABl. VELKD Bd. 
VII, S. 338) außer Kraft.

3. Verordnung über das Inkrafttreten des 
Disziplinargesetzes der Evangelischen 
Kirche in Deutschland vom 28. Oktober 
2009 vom 26. Februar 2010 (ABl. EKD 
2010, S. 126)

Aufgrund des Artikels 26 a Absatz 7 Satz 3 
der Grundordnung der Evangelischen Kirche in 
Deutschland verordnet der Rat der Evangelischen 
Kirche in Deutschland:

§ 1

Das Disziplinargesetz der Evangelischen Kirche 
in Deutschland vom 28. Oktober 2009 (ABl. EKD 
2009 S. 316) tritt in der Vereinigten Evangelisch-
Lutherischen Kirche Deutschlands und ihren Glied-
kirchen (Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern, 
Evangelisch-lutherische Landeskirche in Braun-
schweig, Evangelisch-lutherische Landeskirche 
Hannovers, Evangelisch-Lutherische Landeskir-
che Mecklenburgs, Evangelische Kirche in Mittel-
deutschland, Nordelbische Evangelisch-Lutherische 
Kirche, Evangelisch-Lutherische Landeskirche 
Sachsens, Evangelisch-Lutherische Landeskirche 
Schaumburg-Lippe) am 1. Juli 2010 in Kraft.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 16. März 2010 in Kraft.

Artikel 3

Kirchengesetz der Vereinigten Evangelisch-
Lutherischen Kirche Deutschlands

zur Ergänzung des Disziplinargesetzes der 
Evangelischen Kirche in Deutschland

(DG.EKD ErgG VELKD)

…

Artikel 4

Kirchengesetz der Vereinigten Evangelisch-
Lutherischen Kirche Deutschlands
über die Disziplinargerichtsbarkeit 

(DisziplinargerichtsG VELKD)

§ 1

Dieses Kirchengesetz gilt für Disziplinarverfahren 
gegen
1.  Pfarrer, Pfarrerinnen, Kirchenbeamte und Kir-

chenbeamtinnen und andere Personen, die in 
einem öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treu-
everhältnis der Vereinigten Evangelisch-Luthe-
rischen Kirche Deutschlands (VELKD) oder 
einer Gliedkirche der VELKD stehen,

2.  in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhält-
nis stehende Personen der Körperschaften, An-
stalten oder Stiftungen des öffentlichen Rechts, 
über die die VELKD oder eine Gliedkirche die 
Aufsicht führt.

§ 2
(zu § 51 Abs. 2 DG.EKD)

Mit der Verpfl ichtung auf das Bekenntnis ihrer 
Kirche sind die Mitglieder der Disziplinargerichte 
im Bereich der Vereinigten Kirche und ihrer Glied-
kirchen auf das evangelisch-lutherische Bekennt-
nis, die Mitglieder der Disziplinarkammer in der 
Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland mit re-
formiertem Bekenntnisstand auf das reformierte Be-
kenntnis verpfl ichtet.

§ 3

Verfahren, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes bereits beim Disziplinarsenat der 
VELKD gerichtshängig sind, werden durch diesen 
nach den Bestimmungen des Disziplinargesetzes 
der VELKD vom 4. Mai 2001 (ABl. VELKD Bd. 
VII, S. 150), zuletzt geändert durch Kirchengesetz 
vom 17. Oktober 2006 (ABl. VELKD Bd. VII, S. 
333), fortgeführt.
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2. Dritte Verordnung über das Inkrafttreten des 
Kirchengesetzes zum Schutz des Seelsorgege-
heimnisses vom 3. Dezember 2010 (ABl. EKD 
S. 351/2010).

Das Landeskirchenamt

Guntau

1. Kirchengesetz zum Schutz des Seelsorge-
geheimnisses (Seelsorgegeheimnisgesetz 
– SeelGG)

Vom 28. Oktober 2009

Die Synode der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land hat mit Zustimmung der Kirchenkonferenz auf-
grund des Artikels 10 Absatz 1 und des Artikels 
10 a Absatz 2 der Grundordnung der Evangelischen 
Kirche in Deutschland das folgende Kirchengesetz 
beschlossen:

I. Grundsätze

§ 1
Regelungsbereich

Dieses Kirchengesetz dient dem Schutz der in 
der Evangelischen Kirche in Deutschland, deren 
Gliedkirchen sowie den gliedkirchlichen Zusam-
menschlüssen ausgeübten Seelsorge. Dieses Kir-
chengesetz soll damit auch zur Klärung des Begriffs 
der Seelsorge im staatlichen Recht beitragen, insbe-
sondere in den Prozessordnungen und im Recht der 
Gefahrenabwehr. 

§ 2
Schutz des Seelsorgegeheimnisses

(1) Seelsorge im Sinne dieses Gesetzes ist aus 
dem christlichen Glauben motivierte und im 
Bewusstsein der Gegenwart Gottes vollzogene 
Zuwendung. Sie gilt dem einzelnen Menschen, 
der Rat, Beistand und Trost in Lebens- und 
Glaubensfragen in Anspruch nimmt, unabhän-
gig von dessen Religions- bzw. Konfessionszu-
gehörigkeit. Seelsorge ist für diejenigen, die sie 
in Anspruch nehmen, unentgeltlich. 

(2) Die förmliche Beichte gilt als Seelsorge im 
Sinne des Absatzes 1.

(3) Unbeschadet des Auftrags aller Getauften, 
Seelsorge zu üben, betraut die Kirche einzel-
ne Personen mit einem besonderen Auftrag zur 
Seelsorge.

(4) Jede Person, die sich in einem Seelsorgege-
spräch einer Seelsorgerin oder einem Seelsor-
ger anvertraut, muss darauf vertrauen können, 

Nr. 5 Kirchengesetz zum Schutz des Seel-
sorgegeheimnisses der Evangelischen 
Kirche in Deutschland; Inkrafttreten  

Ha n nover, den 11. Februar 2011

Gemäß § 4 Abs. 2 des Kirchengesetzes zur Ergän-
zung des Kirchengesetzes zum Schutz des Seelsor-
gegeheimnisses (Ergänzungsgesetz zum Seelsorge-
geheimnisgesetz – SeelGGErgG) vom 8. Dezember 
2010 (Kirchl. Amtsbl. 2010, S. 155) geben wir 
bekannt, dass das Kirchengesetz zum Schutz des 
Seelsorgegeheimnisses der Evangelischen Kirche 
in Deutschland vom 28. Oktober 2009 (ABl. EKD 
2009, S. 352) im Bereich der Evangelisch-luthe-
rischen Landeskirche Hannovers ab 1. Januar 2011 
in Kraft getreten ist. Auf die nachfolgende Bekannt-
machung des Landeskirchenamtes nehmen wir Be-
zug.

Der Kirchensenat
der Evangelisch-lutherischen 

Landeskirche Hannovers

In Vertretung:

Guntau

Nr. 6 Rechtsetzung der Evangelischen Kir-
che in Deutschland (EKD); hier: Kir-
chengesetz zum Schutz des Seelsorge-
geheimnisses

Ha n nover, den 11. Februar 2011

Mit Wirkung vom 1. Januar 2011 ist das Kirchen-
gesetz der Evangelischen Kirche in Deutschland 
zum Schutz des Seelsorgegeheimnisses vom 28. Ok-
tober 2009 im Bereich der Evangelisch-lutherischen 
Landeskirche Hannovers in Kraft getreten. Auf die 
vorstehende Bekanntmachung des Kirchensenates 
nehmen wir Bezug. In Ergänzung zu diesem Kir-
chengesetz hat die Landessynode mit Zustimmung 
des Kirchensenates das Kirchengesetz zur Ergän-
zung des Kirchengesetzes zum Schutz des Seelsor-
gegeheimnisses (Kirchl. Amtsbl. 2010, S. 155) be-
schlossen.

Folgende Rechtsvorschriften werden unter Bezug-
nahme auf Artikel 126 Abs. 2 der Kirchenverfas-
sung zum Zwecke der Bekanntmachung abgedruckt:
1. Kirchengesetz zum Schutz des Seelsorgege-

heimnisses vom 28. Oktober 2009 (ABl. EKD 
S. 352/2009).
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§ 5
Ausbildung

(1) Personen, denen gemäß § 3 Absatz 2 ein be-
stimmter Seelsorgeauftrag erteilt werden soll, 
sind in einer Ausbildung insbesondere zu be-
fähigen, aus dem christlichen Glauben heraus 
andere Menschen zu unterstützen, zu begleiten, 
ihnen Lösungswege in seelischen Krisen aufzu-
zeigen und ihnen Trost und Hoffnung zu vermit-
teln. 

(2) Die Evangelische Kirche in Deutschland, die 
Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse tragen dafür Sorge, dass die Aus-
bildung nach vergleichbaren Standards erfolgt. 
Die Ausbildung umfasst 
a. theologische Grundlagen,
b. Grundlagen der Psychologie,
c. Fertigkeiten der Gesprächsführung,
d. rechtliche Grundlagen der Ausübung der 

Seelsorge.
(3) Das Nähere regeln die Evangelische Kirche in 

Deutschland, die Gliedkirchen und die glied-
kirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Be-
reich. 

§ 6
Wahrnehmung des bestimmten 

Seelsorgeauftrags

(1) Personen, denen gemäß § 3 Absatz 2 ein be-
stimmter Seelsorgeauftrag erteilt worden ist, 
sind in Ausübung dieses Dienstes unabhängig 
und im Einzelfall keinen Weisungen unterwor-
fen. Sie sind zur uneingeschränkten Wahrung 
des Seelsorgegeheimnisses verpfl ichtet.

(2) Sie sind bei der Ausübung dieses Dienstes an 
Schrift und Bekenntnis sowie die kirchliche 
Ordnung gebunden.

(3) Sie unterliegen der Aufsicht einer von der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland, der jeweiligen 
Gliedkirche oder dem gliedkirchlichen Zusam-
menschluss bestimmten zuständigen Stelle. 
Das Seelsorgegeheimnis darf durch die Ausü-
bung der Aufsicht nicht berührt werden.

§ 7
Schutz und Begleitung der Seelsorgerinnen 

und Seelsorger

(1) Seelsorgerinnen und Seelsorger stehen unab-
hängig von der Art ihres Auftrags oder ihres 
Dienstverhältnisses unter dem besonderen 
Schutz und der besonderen Fürsorge der Kir-
che. 

(2) Die Evangelische Kirche in Deutschland, die 
Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusam-

dass daraus ohne ihren Willen keine Inhalte 
Dritten bekannt werden. Das Beichtgeheimnis 
ist unverbrüchlich zu wahren.

(5) Das Seelsorgegeheimnis steht unter dem 
Schutz der Kirche. Es zu wahren, ist Pfl icht 
aller Getauften und aller kirchlichen Stel-
len. Für kirchliche Mitarbeitende gehört es zu 
den dienstlichen Pfl ichten. Das Nähere regeln 
die Evangelische Kirche in Deutschland, die 
Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse je für ihren Bereich.

II. Der Dienst in der Seelsorge

§ 3
Besonderer Auftrag zur Seelsorge

(1) Besonders mit der Seelsorge beauftragt sind 
ordinierte Pfarrerinnen und Pfarrer. Die Or-
dination sowie der Dienst der Pfarrerinnen 
und Pfarrer richtet sich nach den gesetzlichen 
Bestimmungen des Pfarrdienstrechtes der 
Evangelischen Kirche in Deutschland, der 
Gliedkirchen und der gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse.

(2) Weitere Personen können von der Evangelischen 
Kirche in Deutschland, den Gliedkirchen und 
den gliedkirchlichen Zusammenschlüssen nach 
deren jeweiliger Ordnung und nach Maßgabe 
dieses Gesetzes zur ehren-, neben- oder haupt-
amtlichen Wahrnehmung einen bestimmten 
Seelsorgeauftrag erhalten.

§ 4
Voraussetzungen für die Erteilung eines 

bestimmten Seelsorgeauftrags

(1) Einen bestimmten Seelsorgeauftrag nach § 3 
Absatz 2 kann erhalten, wer 
a. nach Maßgabe des § 5 eine Ausbildung für 

Personen mit einem bestimmten Seelsor-
geauftrag erfolgreich abgeschlossen hat,

b. sich persönlich und fachlich als geeignet er-
weist und

c. die Gewähr dafür bietet, dass sie oder er das 
Seelsorgegeheimnis wahrt.

(2) Die Erteilung eines bestimmten Seelsorgeauf-
trags gemäß § 3 Absatz 2 bedarf der Schrift-
form.

(3) Personen, denen gemäß § 3 Absatz 2 ein be-
stimmter Seelsorgeauftrag erteilt wird, sind 
besonders auf das Seelsorgegeheimnis zu ver-
pfl ichten. Diese Verpfl ichtung ist aktenkundig 
zu machen.
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IV. Schlussvorschriften

§ 13
Übergangsregelung

Zur Zeit des Inkrafttretens dieses Gesetzes sei-
nen Anforderungen entsprechend bereits erteilte 
bestimmte Seelsorgeaufträge bleiben bestehen. Per-
sonen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes in der Seelsorge tätig sind und die Eig-
nung dazu anderweitig erworben haben, kann ein 
Seelsorgeauftrag gemäß § 3 Absatz 2 erteilt werden.

§ 14
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung für die 
Evangelische Kirche in Deutschland am 1. Ja-
nuar 2010 in Kraft.

(2) Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung für die 
jeweilige Gliedkirche oder den jeweiligen glied-
kirchlichen Zusammenschluss in Kraft, nach-
dem diese oder dieser die Zustimmung erklärt 
hat. Die Zustimmung ist jederzeit möglich. Den 
Zeitpunkt, zu dem dieses Kirchengesetz in den 
jeweiligen Gliedkirchen oder dem jeweiligen 
gliedkirchlichen Zusammenschluss in Kraft 
tritt, bestimmt der Rat der Evangelischen Kir-
che in Deutschland durch Verordnung. 

(3) Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse können dieses Kirchengesetz je-
derzeit je für ihren Bereich außer Kraft setzen. 
Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land stellt durch Verordnung fest, dass und zu 
welchem Zeitpunkt das Kirchengesetz jeweils 
außer Kraft getreten ist.

2. Dritte Verordnung über das Inkrafttreten 
des Kirchengesetzes zum Schutz des Seel-
sorgegeheimnisses Seelsorgegeheimnis-
gesetz – SeelGG) vom 28. Oktober 2009

Vom 3. Dezember 2010

Aufgrund Artikel 26 a Absatz 7 Satz 3 der Grund-
ordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland 
verordnet der Rat der Evangelischen Kirche in 
Deutschland:

§ 1

(1) Das Kirchengesetz zum Schutz des Seelsor-
gegeheimnisses (Seelsorgegeheimnisgesetz – 
SeelGG) vom 28. Oktober 2009 (ABl. EKD 
2009 S. 352) tritt am 1. Januar 2011

menschlüsse sorgen für eine angemessene Be-
gleitung und Fortbildung der Seelsorgerinnen 
und Seelsorger.

§ 8
Widerruf des Seelsorgeauftrags

Der gemäß § 3 Absatz 2 erteilte Seelsorgeauftrag 
ist von der erteilenden Stelle zu widerrufen, wenn 
seine Voraussetzungen nicht vorliegen oder nach-
träglich entfallen oder wenn die Seelsorgerin oder 
der Seelsorger erheblich gegen ihr oder ihm oblie-
gende Pfl ichten verstößt.

III. Äußerer Schutz des 
Seelsorgegeheimnisses

§ 9
Grundsatz

Bei der Seelsorge ist dafür Sorge zu tragen, dass 
die geführten Gespräche vertraulich sind und nicht 
von Dritten mitgehört werden können.

§ 10
Seelsorge in gewidmeten Räumen

Für die Wahrnehmung des Seelsorgeauftrags kön-
nen besonders zu diesem Zweck Räume gewidmet 
werden. Deren Widmung richtet sich nach den Vor-
schriften der Evangelischen Kirche in Deutschland, 
der Gliedkirchen und der gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse.

§ 11
Seelsorge mit technischen 
Kommunikationsmitteln

Soweit Seelsorge mit technischen Kommunika-
tionsmitteln ausgeübt wird, haben die jeweilige 
kirchliche Dienststelle oder Einrichtung und die in 
der Seelsorge tätige Person dafür Sorge zu tragen, 
dass die Vertraulichkeit in höchstmöglichem Maß 
gewahrt bleibt.

§ 12
Umgang mit Seelsorgedaten

Beim Umgang mit Seelsorgedaten jeglicher Art 
ist sicherzustellen, dass kirchliche und staatliche 
Bestimmungen zum Schutz des Seelsorgegeheim-
nisses und die Anforderungen des kirchlichen Da-
tenschutzrechts beachtet werden.
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Nr. 8 Rechtsetzung der Evangelischen Kir-
che in Deutschland (EKD); hier: 
Kirchengesetz zur Ergänzung des 
Verwaltungsverfahrens- und -zustel-
lungsgesetzes der Evangelischen Kir-
che in Deutschland

Ha n nover, den 11. Februar 2011

Mit Wirkung vom 1. Januar 2011 ist das Verwal-
tungsverfahrens- und -zustellungsgesetz der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland vom 28. Oktober 
2009 im Bereich der Evangelisch-lutherischen 
Landeskirche Hannovers in Kraft getreten. Auf die 
vorstehende Bekanntmachung des Kirchensenates 
nehmen wir Bezug. In Ergänzung zu diesem Kir-
chengesetz hat die Landessynode mit Zustimmung 
des Kirchensenates das Kirchengesetz zur Ergän-
zung des Verwaltungsverfahrens- und -zustellungs-
gesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland 
(Kirchl. Amtsbl. 2010, S. 156) beschlossen.

Folgende Rechtsvorschriften werden unter Bezug-
nahme auf Artikel 126 Abs. 2 der Kirchenverfas-
sung zum Zwecke der Bekanntmachung abgedruckt:
1. Verwaltungsverfahrens- und -zustellungsge-

setz der Evangelischen Kirche in Deutschland 
(VVZG-EKD, ABl. EKD 2009 S. 334 mit 
Berichtigung des Gesetzes - ABl. EKD  2010
S. 296).

2. Dritte Verordnung über das Inkrafttreten des 
Verwaltungsverfahrens- und -zustellungsge-
setzes der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land vom 3. Dezember 2010 (ABl. EKD 2010 
S. 351).

Das Landeskirchenamt

Guntau

1. Verwaltungsverfahrens- und -zustellungs-
gesetz der Evangelischen Kirche in 
Deutschland 

(VVZG-EKD)

Vom 28. Oktober 2009

Die Synode der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land hat nach Artikel 10 Absatz 1 und Artikel 10 
a Absatz 2 Satz 1 Buchstabe b mit Zustimmung 
der Kirchenkonferenz nach Artikel 26 a Absatz 
4 der Grundordnung der Evangelischen Kirche in 
Deutschland das folgende Kirchengesetz beschlos-
sen:

 - in der Evangelischen Kirche in Mittel-
deutschland,

 -  in der Evangelisch-reformierten Kirche,
 -  in der Evangelisch-Lutherischen Landes-  

kirche Mecklenburgs,
 - in der Nordelbischen Evangelischen- 

Lutherischen Kirche,
 -  in der Pommerschen Evangelischen Kirche, 
 -  in der Evangelischen Kirche von Westfalen,
 - in der Evangelischen Landeskirche in  

Württemberg.

in Kraft.

(2)  In der Evangelisch-lutherischen Landeskirche 
Hannovers tritt das Gesetz am 1. Januar 2011 
in Kraft, sofern der Kirchensenat der Evange-
lisch-lutherischen Landeskirche Hannovers zu-
stimmt.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 16. Dezember 2010 in 
Kraft.

Nr. 7 Verwaltungsverfahrens- und -zustel-
lungsgesetz der Evangelischen Kirche 
in Deutschland; Inkrafttreten

Ha n nover, den 11. Februar 2011

Gemäß § 4 Abs. 1 des Kirchengesetzes zur Ergän-
zung des Verwaltungsverfahrens- und -zustellungs-
gesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland 
(Ergänzungsgesetz zum Verwaltungsverfahrens- 
und -zustellungsgesetz der EKD – VVZGErgG) 
vom 8. Dezember 2010 (Kirchl. Amtsbl. 2010, S. 
156) geben wir bekannt, dass das Verwaltungsver-
fahrens- und -zustellungsgesetz der Evangelischen 
Kirche in Deutschland vom 28. Oktober 2009 (ABl. 
EKD 2009, S. 334) im Bereich der Evangelisch-
lutherischen Landeskirche Hannovers am 1. Janu-
ar 2011 in Kraft getreten ist. Auf die nachfolgende 
Bekanntmachung des Landeskirchenamtes nehmen 
wir Bezug.

Der Kirchensenat
der Evangelisch-lutherischen 

Landeskirche Hannovers

In Vertretung:

Guntau
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grund eines Kirchengesetzes bestimmen, dass 
dieses Kirchengesetz für weitere Verfahren 
ganz oder teilweise keine Anwendung fi ndet.

(4) Für die Tätigkeit der Kirchenbehörden bei 
Leistungs-, Eignungs- und ähnlichen Prü-
fungen von Personen sowie der kirchlichen 
Schulen und Hochschulen bei Versetzungs- 
und anderen Entscheidungen, die auf einer Lei-
stungsbeurteilung beruhen, gelten nur die §§ 3, 
4, 5, 6, 9 bis 14, 16 bis 24, 27 bis 47 dieses 
Kirchengesetzes.

(5) Für Berufungsverfahren an kirchlichen Hoch-
schulen sind die §§ 15, 16 und 26 dieses Kir-
chengesetzes nicht anzuwenden.

(6) Für Personalentscheidungen, die durch ein 
Gremium getroffen werden, ist § 26 nicht anzu-
wenden.

§ 2 Elektronische Kommunikation

(1) Soweit das kirchliche Recht dies zulässt, ist die 
Übermittlung elektronischer Dokumente zuläs-
sig, sofern der Empfänger oder die Empfängerin 
hierfür einen Zugang eröffnet hat.

(2) Eine durch Rechtsvorschrift angeordnete 
Schriftform kann, soweit nicht durch Rechts-
vorschrift etwas anderes bestimmt ist, durch die 
elektronische Form ersetzt werden. Das kirch-
liche Recht kann bestimmen, dass in diesem 
Fall das elektronische Dokument mit einer qua-
lifi zierten elektronischen Signatur nach dem 
Bundesgesetz über Rahmenbedingungen für 
elektronische Signaturen (Signaturgesetz) zu 
versehen ist. Die Signierung mit einem Pseu-
donym, das die Identifi zierung der Person des 
Signaturschlüsselinhabers nicht ermöglicht, ist 
nicht zulässig. Im Rechtsverkehr zwischen Kir-
chenbehörden kann von dem Erfordernis einer 
qualifi zierten elektronischen Signatur abgese-
hen werden.

(3) Ist ein der Kirchenbehörde übermitteltes elek-
tronisches Dokument für sie zur Bearbeitung 
nicht geeignet, teilt sie dies dem oder der Ab-
sendenden unter Angabe der für ihn oder sie 
geltenden technischen Rahmenbedingungen 
unverzüglich mit. Macht ein Empfänger oder 
eine Empfängerin geltend, er oder sie kön-
ne das von der Kirchenbehörde übermittelte 
elektronische Dokument nicht bearbeiten, hat 
sie es ihm oder ihr erneut in einem geeigneten 
elektronischen Format oder als Schriftstück zu 
übermitteln.

Teil I Allgemeine Vorschriften
Abschnitt 1 Anwendungsbereich, 
Elektronische Kommunikation

§ 1 Anwendungsbereich

(1) Dieses Kirchengesetz gilt 
1. für die öffentlich-rechtliche Verwaltungs-

tätigkeit der Kirchenbehörden der Evange-
lischen Kirche in Deutschland, sowie der 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts, über die sie die 
Aufsicht führt,

2. nach Maßgabe des § 62 Absatz 2 und des 
§ 63 für die öffentlich-rechtliche Verwal-
tungstätigkeit der Kirchenbehörden der 
Gliedkirchen, ihrer Kirchengemeinden, 
Kirchenkreise, Kirchenbezirke und anderer 
Untergliederungen, der gliedkirchlichen Zu-
sammenschlüsse sowie der Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts, über die eine Gliedkirche oder ein 
gliedkirchlicher Zusammenschluss die Auf-
sicht führt, soweit sie aufgrund kirchlichen 
Rechts öffentlich-rechtliche Verwaltungs-
tätigkeit ausüben. Das kirchliche Recht 
bestimmt die Kirchenbehörden, die die 
öffentlich-rechtliche Verwaltungstätigkeit 
ausüben. Kirchenbehörde im Sinne dieses 
Kirchengesetzes ist jede Stelle, die Aufga-
ben der kirchlichen Verwaltung wahrnimmt.

(2) Die Vorschriften dieses Kirchengesetzes gelten 
nicht, soweit Rechtsvorschriften der Evange-
lischen Kirche in Deutschland, der Gliedkir-
chen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se inhaltsgleiche oder entgegenstehende 
Vorschriften enthalten. Die Vorschriften dieses 
Kirchengesetzes gelten weiterhin nicht, soweit 
die Kirchenbehörde hoheitliche Aufgaben kraft 
staatlichen Rechts wahrnimmt. 

(3) Die Vorschriften dieses Kirchengesetzes mit 
Ausnahme der §§ 55 bis 60 gelten ferner nicht 
für 
1. Verfahren im Zusammenhang mit geist-

lichen Amtshandlungen oder anderen geist-
lichen Handlungen,

2. Verfahren, die Wahlen zu einem kirchlichen 
Amt, von kirchlichen Organen und anderen 
kirchlichen Gremien betreffen,

3. Verfahren, die nach der Abgabenordnung 
durchzuführen sind,

4. Visitationsverfahren,
5. Lehrbeanstandungsverfahren.

 Die Evangelische Kirche in Deutschland, die 
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse können durch Kirchengesetz oder auf-
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(4) Die §§ 53 und 55 der Zivilprozessordnung gel-
ten entsprechend.

§ 6 Beteiligte

(1) Beteiligte sind
1. Antragsteller und Antragstellerin sowie An-

tragsgegner und Antragsgegnerin,
2. diejenigen, an die die Kirchenbehörde den 

Verwaltungsakt richten will oder gerichtet 
hat,

3. diejenigen, mit denen die Kirchenbehörde 
einen öffentlich-rechtlichen Vertrag schlie-
ßen will oder geschlossen hat, 

4. diejenigen, die nach Absatz 2 von der Kir-
chenbehörde zu dem Verfahren hinzugezo-
gen worden sind.

(2) Die Kirchenbehörde kann von Amts wegen oder 
auf Antrag diejenigen, deren rechtliche Interes-
sen durch den Ausgang des Verfahrens berührt 
werden können, als Beteiligte hinzuziehen. 
Hat der Ausgang des Verfahrens unmittelbar 
rechtsgestaltende Wirkung für einen Dritten 
oder eine Dritte, so ist dieser oder diese auf 
Antrag als Beteiligter oder Beteiligte zu dem 
Verfahren hinzuzuziehen; soweit er oder sie der 
Kirchenbehörde bekannt ist, hat diese ihn oder 
sie von der Einleitung des Verfahrens zu be-
nachrichtigen.

(3) Wer anzuhören ist, ohne dass die Vorausset-
zungen des Absatzes 1 vorliegen, wird dadurch 
nicht Beteiligter oder Beteiligte.

§ 7 Bevollmächtigte und Beistände

(1) Ein Beteiligter oder eine Beteiligte kann sich 
durch einen Bevollmächtigten oder eine Be-
vollmächtigte vertreten lassen. Die Vollmacht 
ermächtigt zu allen das Verwaltungsverfahren 
betreffenden Verfahrenshandlungen, sofern 
sich aus ihrem Inhalt nicht etwas anderes er-
gibt. Der Bevollmächtigte oder die Bevollmäch-
tigte hat auf Verlangen die Vollmacht schrift-
lich nachzuweisen. Ein Widerruf der Vollmacht 
wird der Kirchenbehörde gegenüber erst wirk-
sam, wenn er ihr zugeht.

(2) Die Vollmacht wird weder durch den Tod des 
Vollmachtgebers oder der Vollmachtgeberin 
noch durch eine Veränderung in seiner oder ih-
rer Handlungsfähigkeit oder seiner oder ihrer 
gesetzlichen Vertretung aufgehoben; der oder 
die Bevollmächtigte hat jedoch, wenn er oder 
sie für den Rechtsnachfolger oder die Rechts-
nachfolgerin im Verwaltungsverfahren auftritt, 
dessen oder deren Vollmacht auf Verlangen 
schriftlich beizubringen.

Abschnitt 2 Verfahrensgrundsätze

§ 3 Begriff des Verwaltungsverfahrens

Das Verwaltungsverfahren im Sinne dieses Kir-
chengesetzes ist die nach außen wirkende Tätig-
keit der Kirchenbehörden, die auf die Prüfung der 
Voraussetzungen, die Vorbereitung und den Erlass 
eines Verwaltungsaktes oder auf den Abschluss 
eines öffentlich-rechtlichen Vertrags gerichtet ist; es 
schließt den Erlass des Verwaltungsaktes oder den 
Abschluss des öffentlich-rechtlichen Vertrags ein.

§ 4 Nichtförmlichkeit des 
Verwaltungsverfahrens

Das Verwaltungsverfahren ist an bestimmte For-
men nicht gebunden, soweit keine besonderen 
Rechtsvorschriften für die Form des Verfahrens be-
stehen. Es ist einfach, zweckmäßig und zügig durch-
zuführen. Die Sprache des Verwaltungsverfahrens 
ist deutsch.

§ 5 Beteiligungs- und Handlungsfähigkeit

(1) Fähig, am Verfahren beteiligt zu sein, sind 
natürliche und juristische Personen sowie Kir-
chenbehörden.

(2) Fähig zur Vornahme von Verfahrenshand-
lungen sind
1. natürliche Personen, die nach bürgerlichem 

Recht geschäftsfähig sind,
2. natürliche Personen, die nach bürgerlichem 

Recht in der Geschäftsfähigkeit beschränkt 
sind, soweit sie 
a) für den Gegenstand des Verfahrens durch 

Vorschriften des bürgerlichen Rechts als 
geschäftsfähig oder durch Vorschriften 
des öffentlichen oder kirchlichen Rechts 
als handlungsfähig anerkannt sind,

b) nach kirchlichem Recht in bestimmten 
Bereichen handlungsfähig sind, 

3. juristische Personen sowie kirchliche Be-
hörden oder Behörden im Sinne des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes des Bundes.

(3) Betrifft ein Einwilligungsvorbehalt nach 
§ 1903 des Bürgerlichen Gesetzbuchs den Ge-
genstand des Verfahrens, so ist ein geschäfts-
fähiger Betreuter oder eine geschäftsfähige 
Betreute nur insoweit zur Vornahme von Ver-
fahrenshandlungen fähig, als er oder sie nach 
den Vorschriften des bürgerlichen Rechts ohne 
Einwilligung des Betreuers oder der Betreue-
rin handeln kann oder durch Vorschriften des 
öffentlichen oder kirchlichen Rechts als hand-
lungsfähig anerkannt ist.
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fänger oder die Empfängerin nicht oder zu einem 
späteren Zeitpunkt erreicht hat. Auf die Rechtsfol-
gen der Unterlassung ist hinzuweisen.

§ 9 Ausgeschlossene Personen

(1) In einem Verwaltungsverfahren darf für eine 
Kirchenbehörde nicht tätig werden, 
1. wer selbst Beteiligter oder Beteiligte ist,
2. wer Angehöriger oder Angehörige von Betei-

ligten ist,
3. wer einen Beteiligten oder eine Beteiligte 

kraft Gesetzes oder Vollmacht allgemein 
oder in diesem Verwaltungsverfahren ver-
tritt,

4. wer Angehöriger oder Angehörige einer Per-
son ist, die Beteiligte in diesem Verfahren 
vertritt,

5. wer bei einem Beteiligten oder einer Betei-
ligten gegen Entgelt beschäftigt ist oder bei 
ihm oder ihr als Mitglied des Vorstands, des 
Aufsichtsrates oder eines gleichartigen Or-
gans tätig ist; dies gilt nicht für Personen, 
die in den genannten Organen auf Verlan-
gen, Vorschlag oder Veranlassung ihrer oder 
ihres Dienstvorgesetzten oder ihrer obersten 
Dienstbehörde tätig sind,

6. wer außerhalb seiner amtlichen Eigenschaft 
in der Angelegenheit ein Gutachten abgege-
ben hat oder sonst tätig geworden ist.

 Dem oder der Beteiligten steht gleich, wer durch 
die Tätigkeit oder durch die Entscheidung ei-
nen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil erlan-
gen kann. Dies gilt nicht, wenn der Vor- oder 
Nachteil nur darauf beruht, dass jemand einer 
Berufs- oder Bevölkerungsgruppe angehört, de-
ren gemeinsame Interessen durch die Angele-
genheit berührt sind.

(2) Wer nach Absatz 1 ausgeschlossen ist, darf bei 
Gefahr im Verzug unaufschiebbare Maßnah-
men treffen.

(3) Wird die Kirchenbehörde durch mehrere Per-
sonen geleitet und hält sich ein Mitglied des 
Leitungsorgans für ausgeschlossen oder beste-
hen Zweifel, ob die Voraussetzungen des Ab-
satzes 1 gegeben sind, ist dies dem oder der 
Vorsitzenden mitzuteilen. Das Leitungsorgan 
entscheidet über den Ausschluss. Der oder die 
Betroffene darf an dieser Entscheidung nicht 
mitwirken. Das ausgeschlossene Mitglied darf 
bei der weiteren Beratung und Beschlussfas-
sung nicht zugegen sein.

(4) Angehörige im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 und 
4 sind:

(3) Ist für das Verfahren ein Bevollmächtigter oder 
eine Bevollmächtigte bestellt, so soll sich die 
Kirchenbehörde an ihn oder sie wenden. Sie 
kann sich an den Beteiligten oder die Beteiligte 
selbst wenden, soweit er oder sie zur Mitwir-
kung verpfl ichtet ist. Wendet sich die Kirchen-
behörde an den Beteiligten oder die Beteiligte, 
so soll der oder die Bevollmächtigte verständigt 
werden. § 57 bleibt unberührt.

(4) Ein Beteiligter oder eine Beteiligte kann zu 
Verhandlungen und Besprechungen mit einem 
Beistand erscheinen. Das von dem Beistand 
Vorgetragene gilt als von dem oder der Beteilig-
ten vorgebracht, soweit der oder die Beteiligte 
dem nicht unverzüglich widerspricht.

(5) Bevollmächtigte und Beistände müssen Mitglied 
einer Kirche sein, die der Arbeitsgemeinschaft 
Christlicher Kirchen angehört. In besonderen 
Ausnahmefällen kann die Kirchenbehörde Per-
sonen als Bevollmächtigte oder Beistände zu-
lassen, die die Voraussetzung nach Satz 1 nicht 
erfüllen. 

(6) Bevollmächtigte und Beistände sind zurück-
zuweisen, wenn sie entgegen § 3 des Rechts-
dienstleistungsgesetzes Rechtsdienstleistungen 
erbringen. Sie sind ferner zurückzuweisen, 
wenn sie die Voraussetzung nach Absatz 5 Satz 
1 nicht erfüllen und keine Zulassung nach Ab-
satz 5 Satz 2 gegeben ist.

(7) Bevollmächtigte und Beistände können vom 
Vortrag zurückgewiesen werden, wenn sie hier-
zu ungeeignet sind; vom mündlichen Vortrag 
können sie nur zurückgewiesen werden, wenn 
sie zum sachgemäßen Vortrag nicht fähig sind.

(8) Die Zurückweisung nach den Absätzen 6 und 7 
ist auch dem oder der Beteiligten, dessen oder 
deren Bevollmächtigter oder Bevollmächtigte 
oder Beistand zurückgewiesen wird, mitzutei-
len. Verfahrenshandlungen der zurückgewie-
senen Bevollmächtigten oder Beistände, die 
diese nach der Zurückweisung vornehmen, sind 
unwirksam.

§ 8 Bestellung eines oder einer 
Empfangsbevollmächtigten

Ein Beteiligter oder eine Beteiligte ohne Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt, Sitz oder Geschäfts-
leitung im Inland hat der Kirchenbehörde auf Ver-
langen innerhalb einer angemessenen Frist einen 
Empfangsbevollmächtigten oder eine Empfangsbe-
vollmächtigte im Inland zu benennen. Wird dies un-
terlassen, gilt ein an ihn oder sie gerichtetes Schrei-
ben am siebten Tage nach der Aufgabe zur Post und 
ein elektronisch übermitteltes Dokument am dritten 
Tage nach der Absendung als zugegangen. Dies gilt 
nicht, wenn feststeht, dass das Dokument den Emp-
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1. von Amts wegen oder auf Antrag tätig werden 
muss,

2. nur auf Antrag tätig werden darf und ein Antrag 
nicht vorliegt.

§ 12 Untersuchungsgrundsatz

(1) Die Kirchenbehörde ermittelt den Sachverhalt 
von Amts wegen. Sie bestimmt Art und Umfang 
der Ermittlungen; an das Vorbringen und an 
die Beweisanträge der Beteiligten ist sie nicht 
gebunden.

(2) Die Kirchenbehörde hat alle für den Einzelfall 
bedeutsamen, auch die für die Beteiligten gün-
stigen Umstände zu berücksichtigen.

(3) Die Kirchenbehörde darf die Entgegennahme 
von Erklärungen oder Anträgen, die in ihren 
Zuständigkeitsbereich fallen, nicht deshalb ver-
weigern, weil sie die Erklärung oder den Antrag 
in der Sache für unzulässig oder unbegründet 
hält.

§ 13 Beratung, Auskunft

(1) Die Kirchenbehörde soll die Abgabe von Er-
klärungen, die Stellung von Anträgen oder die 
Berichtigung von Erklärungen oder Anträgen 
anregen, wenn diese offensichtlich nur verse-
hentlich oder aus Unkenntnis unterblieben oder 
unrichtig abgegeben oder gestellt worden sind. 
Sie erteilt, soweit erforderlich, Auskunft über 
die den Beteiligten im Verwaltungsverfahren 
zustehenden Rechte und die ihnen obliegenden 
Pfl ichten.

(2) Die Behörde erörtert, soweit erforderlich, be-
reits vor Stellung eines Antrags mit dem zu-
künftigen Antragsteller, welche Nachweise und 
Unterlagen von ihm zu erbringen sind und in 
welcher Weise das Verfahren beschleunigt wer-
den kann. Soweit es der Verfahrensbeschleuni-
gung dient, soll sie dem Antragsteller nach Ein-
gang des Antrags unverzüglich Auskunft über 
die voraussichtliche Verfahrensdauer und die 
Vollständigkeit der Antragsunterlagen geben.

§ 14 Beweismittel

(1) Die Kirchenbehörde bedient sich der Beweis-
mittel, die sie nach pfl ichtgemäßem Ermessen 
zur Ermittlung des Sachverhalts für erforder-
lich hält. Sie kann insbesondere
1. Auskünfte jeder Art einholen,
2. Beteiligte anhören, Zeugen und Zeuginnen 

sowie Sachverständige vernehmen oder die 
schriftliche oder elektronische Äußerung 
von Beteiligten, Sachverständigen, Zeugen 
und Zeuginnen einholen, 

1. der oder die Verlobte,
2. der Ehegatte oder die Ehegattin,
3. der Lebenspartner oder die Lebenspartne-

rin,
4. Verwandte und Verschwägerte gerader Li-

nie,
5. Geschwister,
6. Kinder der Geschwister,
7. Ehegatten der Geschwister und Geschwister 

der Ehegatten, des Lebenspartners oder der 
Lebenspartnerin,

8. Geschwister der Eltern,
9. Personen, die durch ein auf längere Dauer 

angelegtes Pfl egeverhältnis mit häuslicher 
Gemeinschaft wie Eltern und Kind mitein-
ander verbunden sind (Pfl egeeltern und 
Pfl egekinder).

 Angehörige sind die in Satz 1 aufgeführten Per-
sonen auch dann, wenn
1. in den Fällen der Nummern 2, 3, 4 und 7 

die die Beziehung begründende Ehe oder 
Lebenspartnerschaft nicht mehr besteht,

2. in den Fällen der Nummern 4 bis 8 die Ver-
wandtschaft oder Schwägerschaft durch An-
nahme als Kind erloschen ist,

3. im Falle der Nummer 9 die häusliche Ge-
meinschaft nicht mehr besteht, sofern die 
Personen weiterhin wie Eltern und Kind 
miteinander verbunden sind.

§ 10 Besorgnis der Befangenheit

Liegt ein Grund vor, der geeignet ist, Misstrauen 
gegen eine unparteiische Amtsausübung zu recht-
fertigen, oder wird von einem Beteiligten oder einer 
Beteiligten das Vorliegen eines solchen Grundes be-
hauptet, so hat, wer in einem Verwaltungsverfahren 
für eine Kirchenbehörde tätig werden soll, die Lei-
tung der Kirchenbehörde zu unterrichten und sich 
auf deren Anordnung der Mitwirkung zu enthalten. 
Betrifft die Besorgnis der Befangenheit den Leiter 
oder die Leiterin der Kirchenbehörde, so trifft diese 
Anordnung die kirchliche Aufsichtsbehörde, sofern 
sich der Kirchenbehördenleiter oder die Kirchenbe-
hördenleiterin nicht selbst einer Mitwirkung enthält. 
Wird die Kirchenbehörde durch mehrere Personen 
geleitet, gilt für Mitglieder eines Leitungsorgans § 9 
Absatz 3 entsprechend.

§ 11 Beginn des Verfahrens

Die Kirchenbehörde entscheidet nach pfl icht-
gemäßem Ermessen, ob und wann sie ein Verwal-
tungsverfahren durchführt. Dies gilt nicht, wenn sie 
auf Grund von Rechtsvorschriften
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sicht in die das Verfahren betreffenden Akten 
zu gestatten, soweit deren Kenntnis zur Gel-
tendmachung oder Verteidigung ihrer recht-
lichen Interessen erforderlich ist. Satz 1 gilt 
nicht für Entwürfe zu Entscheidungen sowie die 
Arbeiten zu ihrer unmittelbaren Vorbereitung. 

(2) Die Kirchenbehörde ist zur Gestattung der 
Akteneinsicht nicht verpfl ichtet, soweit durch 
sie die ordnungsgemäße Erfüllung ihrer Auf-
gaben beeinträchtigt, das Bekanntwerden des 
Inhalts der Akten dem kirchlichen Wohl Nach-
teile bereiten würde oder soweit die Vorgänge 
nach kirchlichen Rechtsvorschriften oder ih-
rem Wesen nach, namentlich wegen der be-
rechtigten Interessen der Beteiligten oder drit-
ter Personen, insbesondere wenn es sich um 
Vorgänge seelsorgerlichen Charakters handelt, 
geheim gehalten werden müssen.

(3) Die Akteneinsicht erfolgt bei der Kirchenbe-
hörde, die die Akten führt. Im Einzelfall kann 
die Einsicht auch bei einer anderen Kirchen-
behörde erfolgen, weitere Ausnahmen kann die 
Kirchenbehörde, die die Akten führt, gestatten.

§ 17 Datenschutz und Geheimhaltung

(1) Für den Schutz personenbezogener Daten in 
einem Verwaltungsverfahren gelten das Kir-
chengesetz über den Datenschutz der Evange-
lischen Kirche in Deutschland in der jeweils 
geltenden Fassung und die aufgrund dieses Kir-
chengesetzes erlassenen Verordnungen sowie 
die zur Ergänzung und Durchführung dieses 
Kirchengesetzes erlassenen Rechtsvorschriften 
der Evangelischen Kirche in Deutschland, der 
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse. 

(2) Die Beteiligten haben Anspruch darauf, dass 
ihre Geheimnisse, insbesondere die zum per-
sönlichen Lebensbereich gehörenden Geheim-
nisse sowie die Betriebs- und Geschäftsgeheim-
nisse, von der Kirchenbehörde nicht unbefugt 
offenbart werden.

(3) Das Beicht- und Seelsorgegeheimnis ist unver-
brüchlich zu wahren.

Abschnitt 3 Fristen, Termine, 
Wiedereinsetzung

§ 18 Fristen und Termine

(1) Für die Berechnung von Fristen und für die 
Bestimmung von Terminen gelten die §§ 187 
bis 193 des Bürgerlichen Gesetzbuchs entspre-
chend, soweit nicht durch die Absätze 2 bis 5 
etwas anderes bestimmt ist. 

(2) Der Lauf einer Frist, die von einer Kirchenbe-

3. Urkunden und Akten beiziehen,
4. den Augenschein einnehmen.

(2) Die Beteiligten sollen bei der Ermittlung des 
Sachverhalts mitwirken. Sie sollen insbesonde-
re ihnen bekannte Tatsachen und Beweismittel 
angeben und die in ihrem Besitz befi ndlichen 
Urkunden und anderen Schriftstücke vorlegen, 
wenn sie für das Verfahren von Bedeutung sind. 
Eine weitergehende Pfl icht, bei der Ermittlung 
des Sachverhalts mitzuwirken, insbesondere 
eine Pfl icht zum persönlichen Erscheinen oder 
zur Aussage, besteht nur, soweit dies durch 
kirchliche Rechtsvorschriften vorgesehen ist. 

(3) Für Zeugen und Zeuginnen sowie Sachver-
ständige besteht eine Pfl icht zur Aussage oder 
zur Erstattung von Gutachten, wenn sie durch 
kirchliche Rechtsvorschrift vorgesehen ist. Falls 
die Kirchenbehörde Zeugen, Zeuginnen und 
Sachverständige herangezogen hat, erhalten 
sie auf Antrag in entsprechender Anwendung 
des Kirchengerichtsgesetzes der Evangelischen 
Kirche in Deutschland in der jeweils geltenden 
Fassung eine Entschädigung oder Vergütung.

§ 15 Anhörung Beteiligter

(1) Bevor ein Verwaltungsakt erlassen wird, der in 
Rechte eines Beteiligten oder einer Beteiligten 
eingreift, ist ihm oder ihr Gelegenheit zu geben, 
sich zu den für die Entscheidung erheblichen 
Tatsachen zu äußern. 

(2) Von der Anhörung kann abgesehen werden, 
wenn sie nach den Umständen des Einzelfalls 
nicht geboten ist, insbesondere wenn 
1. eine sofortige Entscheidung wegen Gefahr 

im Verzug oder im kirchlichen Interesse not-
wendig erscheint,

2. durch die Anhörung die Einhaltung einer 
für die Entscheidung maßgeblichen Frist in 
Frage gestellt würde,

3. von den tatsächlichen Angaben eines Betei-
ligten oder einer Beteiligten, die dieser oder 
diese in einem Antrag oder einer Erklärung 
gemacht hat, nicht zu seinen oder ihren Un-
gunsten abgewichen werden soll,

4. die Kirchenbehörde eine Allgemeinverfü-
gung oder gleichartige Verwaltungsakte in 
größerer Zahl oder Verwaltungsakte mit 
Hilfe automatischer Einrichtungen erlassen 
will.

(3) Eine Anhörung unterbleibt, wenn ihr ein zwin-
gendes kirchliches Interesse entgegensteht.

§ 16 Akteneinsicht durch Beteiligte

(1) Die Kirchenbehörde hat den Beteiligten Ein-
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(5) Die Wiedereinsetzung ist unzulässig, wenn sich 
aus einer Rechtsvorschrift ergibt, dass sie aus-
geschlossen ist.

Abschnitt 4 Amtliche Beglaubigung

§ 20 Beglaubigung von Dokumenten

(1) Jede Kirchenbehörde ist befugt, Abschriften 
von Urkunden, die sie selbst ausgestellt hat, zu 
beglaubigen. Darüber hinaus sind die von der 
jeweiligen obersten Kirchenbehörde durch all-
gemeine Regelung bestimmten Kirchenbehör-
den befugt, Abschriften zu beglaubigen, wenn 
die Urschrift von einer kirchlichen Behörde 
oder einer Behörde im Sinne des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes des Bundes ausgestellt ist 
oder die Abschrift zur Vorlage bei einer sol-
chen Behörde benötigt wird, sofern nicht durch 
Rechtsvorschrift die Erteilung beglaubigter 
Abschriften aus amtlichen Registern und Ar-
chiven anderen Dienststellen oder Behörden 
ausschließlich vorbehalten ist. 

(2) Abschriften dürfen nicht beglaubigt werden, 
wenn Umstände zu der Annahme berechtigen, 
dass der ursprüngliche Inhalt des Schriftstücks, 
dessen Abschrift beglaubigt werden soll, ge-
ändert worden ist, insbesondere wenn dieses 
Schriftstück Lücken, Durchstreichungen, Ein-
schaltungen, Änderungen, unleserliche Wörter, 
Zahlen oder Zeichen, Spuren der Beseitigung 
von Wörtern, Zahlen und Zeichen enthält oder 
wenn der Zusammenhang eines aus mehreren 
Blättern bestehenden Schriftstücks aufgehoben 
ist.

(3) Eine Abschrift wird beglaubigt durch einen Be-
glaubigungsvermerk, der unter die Abschrift zu 
setzen ist. Der Vermerk muss enthalten 
1. die genaue Bezeichnung des Schriftstücks, 

dessen Abschrift beglaubigt wird,
2. die Feststellung, dass die beglaubigte Ab-

schrift mit dem vorgelegten Schriftstück 
übereinstimmt,

3. den Hinweis, dass die beglaubigte Ab-
schrift nur zur Vorlage bei der angegebenen 
kirchlichen Behörde oder einer Behörde im 
Sinne des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
des Bundes erteilt wird, wenn die Urschrift 
nicht von einer solchen Behörde ausgestellt 
worden ist,

4. den Ort und den Tag der Beglaubigung, die 
Unterschrift des oder der für die Beglau-
bigung zuständigen Bediensteten und das 
Dienstsiegel.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für die 
Beglaubigung von 

hörde gesetzt wird, beginnt mit dem Tag, der 
auf die Bekanntgabe der Frist folgt, außer wenn 
dem oder der Betroffenen etwas anderes mitge-
teilt wird.

(3) Fällt das Ende einer Frist auf einen Sonntag, 
einen gesetzlichen Feiertag oder einen Sonn-
abend, so endet die Frist mit dem Ablauf des 
nächstfolgenden Werktags. Dies gilt nicht, wenn 
dem oder der Betroffenen unter Hinweis auf 
diese Vorschrift ein bestimmter Tag als Ende 
der Frist mitgeteilt worden ist.

(4) Hat eine Kirchenbehörde Leistungen nur für 
einen bestimmten Zeitraum zu erbringen, so 
endet dieser Zeitraum auch dann mit dem Ab-
lauf seines letzten Tages, wenn dieser auf einen 
Sonntag, einen gesetzlichen Feiertag oder einen 
Sonnabend fällt.

(5) Ist eine Frist nach Stunden bestimmt, so wer-
den Sonntage, gesetzliche Feiertage oder Sonn-
abende mitgerechnet.

(6) Fristen, die von einer Kirchenbehörde gesetzt 
sind, können verlängert werden. Sind solche 
Fristen bereits abgelaufen, so können sie rück-
wirkend verlängert werden, insbesondere wenn 
es unbillig wäre, die durch den Fristablauf ein-
getretenen Rechtsfolgen bestehen zu lassen. 
Die Kirchenbehörde kann die Verlängerung der 
Frist nach § 23 mit einer Nebenbestimmung 
verbinden.

(7) Absatz 6 gilt nicht für Fristen, die durch Kir-
chengesetz bestimmt werden.

§ 19 Wiedereinsetzung in den vorigen Stand

(1) War jemand ohne Verschulden verhindert, eine 
gesetzliche Frist einzuhalten, so ist ihm oder 
ihr auf Antrag Wiedereinsetzung in den vori-
gen Stand zu gewähren. Das Verschulden eines 
Vertreters oder einer Vertreterin ist dem oder 
der Vertretenen zuzurechnen.

(2) Der Antrag ist innerhalb von zwei Wochen nach 
Wegfall des Hindernisses zu stellen. Die Tat-
sachen zur Begründung des Antrags sind bei 
der Antragstellung oder im Verfahren über den 
Antrag glaubhaft zu machen. Innerhalb der An-
tragsfrist ist die versäumte Handlung nachzu-
holen. Ist dies geschehen, so kann Wiederein-
setzung auch ohne Antrag gewährt werden.

(3) Nach einem Jahr seit dem Ende der versäum-
ten Frist kann die Wiedereinsetzung nicht mehr 
beantragt oder die versäumte Handlung nicht 
mehr nachgeholt werden, außer wenn dies vor 
Ablauf der Jahresfrist infolge höherer Gewalt 
unmöglich war. 

(4) Über den Antrag auf Wiedereinsetzung ent-
scheidet die Kirchenbehörde, die über die ver-
säumte Handlung zu befi nden hat.
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stück zur Vorlage bei einer kirchlichen Behörde 
oder einer Behörde im Sinne des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes des Bundes oder bei einer 
sonstigen Stelle, der auf Grund einer Rechts-
vorschrift das unterzeichnete Schriftstück vor-
zulegen ist, benötigt wird. Dies gilt nicht für
1. Unterschriften ohne zugehörigen Text,
2. Unterschriften, die der öffentlichen Beglau-

bigung  nach § 129 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs bedürfen.

(2) Eine Unterschrift soll nur beglaubigt werden, 
wenn sie in Gegenwart des oder der beglaubi-
genden Bediensteten vollzogen oder anerkannt 
wird. 

(3) Der Beglaubigungsvermerk ist unmittelbar bei 
der Unterschrift, die beglaubigt werden soll, 
anzubringen. Er muss enthalten
1. die Bestätigung, dass die Unterschrift echt 

ist,
2. die genaue Bezeichnung desjenigen oder 

derjenigen, dessen oder deren Unterschrift 
beglaubigt wird, sowie die Angabe, ob sich 
der oder die für die Beglaubigung zustän-
dige Bedienstete Gewissheit über diese Per-
son verschafft hat und ob die Unterschrift in 
seiner oder ihrer Gegenwart vollzogen oder 
anerkannt worden ist,

3. den Hinweis, dass die Beglaubigung nur zur 
Vorlage bei der angegebenen kirchlichen 
Behörde oder einer Behörde im Sinne des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes des Bundes 
oder Stelle bestimmt ist,

4. den Ort und den Tag der Beglaubigung, die 
Unterschrift des oder der für die Beglau-
bigung zuständigen Bediensteten und das 
Dienstsiegel.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten für die Beglaubigung 
von Handzeichen entsprechend.

Teil II  Verwaltungsakt
Abschnitt 1 Zustandekommen des 

Verwaltungsaktes

§ 22 Begriff des Verwaltungsaktes

Verwaltungsakt ist jede Verfügung, Entschei-
dung oder andere einseitige Maßnahme, die eine 
Kirchenbehörde zur Regelung eines Einzelfalls auf 
dem Gebiet des öffentlichen Rechts trifft und die 
auf unmittelbare Rechtswirkung nach außen gerich-
tet ist. Allgemeinverfügung ist ein Verwaltungsakt, 
der sich an einen nach allgemeinen Merkmalen be-
stimmten oder bestimmbaren Personenkreis richtet 
oder die öffentlich-rechtliche Eigenschaft einer Sa-
che oder ihre Benutzung durch die Allgemeinheit 
betrifft. 

1. Ablichtungen, Lichtdrucken und ähnlichen 
in technischen Verfahren hergestellten Ver-
vielfältigungen,

2. auf fototechnischem Wege von Schriftstü-
cken hergestellten Negativen, die bei einer 
kirchlichen Behörde oder einer Behörde im 
Sinne des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
des Bundes aufbewahrt werden, 

3. Ausdrucken elektronischer Dokumente,
4. elektronischen Dokumenten,

a) die zur Abbildung eines Schriftstücks 
hergestellt wurden,

b) die ein anderes technisches Format 
als das mit einer qualifi zierten elek-
tronischen Signatur verbundene Aus-
gangsdokument erhalten haben.

(5) Der Beglaubigungsvermerk muss zusätzlich zu 
den Angaben nach Absatz 3 Satz 2 bei der Be-
glaubigung 
1. des Ausdrucks eines elektronischen Doku-

ments, das mit einer qualifi zierten elektro-
nischen Signatur verbunden ist, die Feststel-
lungen enthalten, 
a) wen die Signaturprüfung als Inhaber 

oder Inhaberin der Signatur ausweist,
b) welchen Zeitpunkt die Signaturprüfung 

für die Anbringung der Signatur aus-
weist und

c) welche Zertifi kate mit welchen Daten 
dieser Signatur zugrunde lagen,

2. eines elektronischen Dokuments den Namen 
des oder der für die Beglaubigung zustän-
digen Bediensteten und die Bezeichnung der 
Kirchenbehörde, die die Beglaubigung vor-
nimmt, enthalten; die Unterschrift des oder 
der für die Beglaubigung zuständigen Be-
diensteten und das Dienstsiegel nach Absatz 
3 Satz 2 Nr. 4 werden durch eine dauerhaft 
überprüfbare qualifi zierte elektronische Si-
gnatur ersetzt.

 Wird ein elektronisches Dokument, das ein an-
deres technisches Format als das mit einer qua-
lifi zierten elektronischen Signatur verbundene 
Ausgangsdokument erhalten hat, nach Satz 1 
Nr. 2 beglaubigt, muss der Beglaubigungsver-
merk zusätzlich die Feststellungen nach Satz 1 
Nr. 1 für das Ausgangsdokument enthalten. 

(6) Die nach Absatz 4 hergestellten Dokumente 
stehen, sofern sie beglaubigt sind, beglaubigten 
Abschriften gleich. 

§ 21 Beglaubigung von Unterschriften

(1) Die von der jeweiligen obersten Kirchenbehör-
de durch allgemeine Regelung bestimmten Kir-
chenbehörden sind befugt, Unterschriften zu 
beglaubigen, wenn das unterzeichnete Schrift-
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Vertretung berechtigten oder von ihm oder ihr 
beauftragten Person erkennen lassen. Wird für 
einen Verwaltungsakt, für den durch Rechts-
vorschrift die Schriftform angeordnet ist, die 
elektronische Form verwendet, muss auch das 
der Signatur zugrunde liegende qualifi zierte 
Zertifi kat oder ein zugehöriges qualifi ziertes 
Attributzertifi kat die erlassende Kirchenbehör-
de erkennen lassen.

(4) Für einen Verwaltungsakt kann für die nach § 2 
Absatz 2 erforderliche Signatur durch Rechts-
vorschrift die dauerhafte Überprüfbarkeit vor-
geschrieben werden. 

(5) Bei einem schriftlichen Verwaltungsakt, der 
mit Hilfe automatischer Einrichtungen erlassen 
wird, können abweichend von Absatz 3 Unter-
schrift und Namenswiedergabe fehlen. Zur In-
haltsangabe können Schlüsselzeichen verwen-
det werden, wenn derjenige oder diejenige, für 
den der Verwaltungsakt bestimmt ist oder der 
von ihm oder ihr betroffen wird, auf Grund der 
dazu gegebenen Erläuterungen den Inhalt des 
Verwaltungsaktes eindeutig erkennen kann.

§ 25 Zusicherung

(1) Eine von der zuständigen Kirchenbehörde er-
teilte Zusage, einen bestimmten Verwaltungs-
akt später zu erlassen oder zu unterlassen 
(Zusicherung), bedarf zu ihrer Wirksamkeit 
der schriftlichen Form. Ist vor dem Erlass des 
zugesicherten Verwaltungsaktes die Anhörung 
Beteiligter oder die Mitwirkung einer anderen 
kirchlichen Behörde oder einer Behörde im 
Sinne des Verwaltungsverfahrensgesetzes des 
Bundes auf Grund einer Rechtsvorschrift erfor-
derlich, so darf die Zusicherung erst nach An-
hörung der Beteiligten oder nach Mitwirkung 
dieser Behörde gegeben werden.

(2) Auf die Unwirksamkeit der Zusicherung fi nden, 
unbeschadet des Absatzes 1 Satz 1, § 32, auf 
die Heilung von Mängeln bei der Anhörung 
Beteiligter und der Mitwirkung anderer kirch-
licher Behörden oder Behörden im Sinne des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes des Bundes 
§ 33 Absatz 1 Nr. 3 und 4 sowie Absatz 2, auf 
die Rücknahme § 36, auf den Widerruf, un-
beschadet des Absatzes 3, § 37 entsprechende 
Anwendung.

(3) Ändert sich nach Abgabe der Zusicherung die 
Sach- oder Rechtslage derart, dass die Kir-
chenbehörde bei Kenntnis der nachträglich ein-
getretenen Änderung die Zusicherung nicht ge-
geben hätte oder aus rechtlichen Gründen nicht 
hätte geben dürfen, ist die Kirchenbehörde an 
die Zusicherung nicht mehr gebunden.

§ 23 Nebenbestimmungen zum 
Verwaltungsakt

(1) Ein Verwaltungsakt, auf den ein Anspruch be-
steht, darf mit einer Nebenbestimmung nur ver-
sehen werden, wenn sie durch Rechtsvorschrift 
zugelassen ist oder wenn sie sicherstellen soll, 
dass die gesetzlichen Voraussetzungen des Ver-
waltungsaktes erfüllt werden.

(2) Unbeschadet des Absatzes 1 darf ein Verwal-
tungsakt nach pfl ichtgemäßem Ermessen erlas-
sen werden mit 
1. einer Bestimmung, nach der eine Vergünsti-

gung oder Belastung zu einem bestimmten 
Zeitpunkt beginnt, endet oder für einen be-
stimmten Zeitraum gilt (Befristung),

2. einer Bestimmung, nach der der Eintritt 
oder der Wegfall einer Vergünstigung oder 
einer Belastung von dem ungewissen Ein-
tritt eines zukünftigen Ereignisses abhängt 
(Bedingung), 

3. einem Vorbehalt des Widerrufs oder verbun-
den werden mit

4. einer Bestimmung, durch die dem oder der 
Begünstigten ein Tun, Dulden oder Unter-
lassen vorgeschrieben wird (Aufl age),

5. einem Vorbehalt der nachträglichen Auf-
nahme, Änderung oder Ergänzung einer 
Aufl age.

(3) Eine Nebenbestimmung darf dem Zweck des 
Verwaltungsaktes nicht zuwiderlaufen.

§ 24 Bestimmtheit und Form des 
Verwaltungsaktes

(1) Ein Verwaltungsakt muss inhaltlich hinrei-
chend bestimmt sein.

(2) Ein Verwaltungsakt kann schriftlich, elektro-
nisch, mündlich oder in anderer Weise erlas-
sen werden. Ein mündlicher Verwaltungsakt 
ist schriftlich oder elektronisch zu bestätigen, 
wenn hieran ein berechtigtes Interesse besteht 
und der oder die Betroffene dies unverzüglich 
verlangt. Ein elektronischer Verwaltungsakt ist 
unter denselben Voraussetzungen schriftlich zu 
bestätigen; § 2 Absatz 2 fi ndet insoweit keine 
Anwendung.

(3) Ein schriftlicher oder elektronischer Verwal-
tungsakt muss die erlassende Kirchenbehörde 
und die Unterschrift oder die Namenswieder-
gabe des Behördenleiters oder der Behördenlei-
terin, seines oder ihres Vertreters oder seiner 
oder ihrer Vertreterin oder seines oder ihrer 
Beauftragten oder, soweit die Kirchenbehörde 
durch ein aus mehreren Personen bestehendes 
Organ geleitet wird, die Unterschrift des oder 
der Vorsitzenden oder der zu seiner oder ihrer 
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dritten Tage nach der Absendung als bekannt 
gegeben. Dies gilt nicht, wenn der Verwaltungs-
akt nicht oder zu einem späteren Zeitpunkt zu-
gegangen ist; im Zweifel hat die Kirchenbehör-
de den Zugang des Verwaltungsaktes und den 
Zeitpunkt des Zugangs nachzuweisen.

(3) Ein Verwaltungsakt darf öffentlich bekannt 
gegeben werden, wenn dies durch Rechtsvor-
schrift zugelassen ist. Eine Allgemeinverfügung 
darf auch dann öffentlich bekannt gegeben wer-
den, wenn eine Bekanntgabe an die Beteiligten 
untunlich ist.

(4) Die öffentliche Bekanntgabe eines schriftlichen 
oder elektronischen Verwaltungsaktes wird da-
durch bewirkt, dass sein verfügender Teil orts-
üblich bekannt gemacht wird. In der ortsüb-
lichen Bekanntmachung ist anzugeben, wo der 
Verwaltungsakt und seine Begründung einge-
sehen werden können. Der Verwaltungsakt gilt 
zwei Wochen nach der ortsüblichen Bekannt-
machung als bekannt gegeben. In einer Allge-
meinverfügung kann ein hiervon abweichender 
Tag, jedoch frühestens der auf die Bekanntma-
chung folgende Tag bestimmt werden.

(5) Vorschriften über die Bekanntgabe eines Ver-
waltungsaktes mittels Zustellung bleiben unbe-
rührt.

§ 29 Offenbare Unrichtigkeiten im 
Verwaltungsakt

Die Kirchenbehörde kann Schreibfehler, Rechen-
fehler und ähnliche offenbare Unrichtigkeiten in 
einem Verwaltungsakt jederzeit berichtigen. Bei be-
rechtigtem Interesse des oder der Beteiligten ist zu 
berichtigen. Die Kirchenbehörde ist berechtigt, die 
Vorlage des Dokuments zu verlangen, das berichtigt 
werden soll.

§ 30 Rechtsbehelfsbelehrung

(1) Die Frist für ein Rechtsmittel oder einen ande-
ren Rechtsbehelf beginnt nur zu laufen, wenn 
der oder die Beteiligte über den Rechtsbehelf, 
die Verwaltungsbehörde oder das Gericht, bei 
denen der Rechtsbehelf anzubringen ist, den 
Sitz und die einzuhaltende Frist schriftlich oder 
elektronisch belehrt worden ist.

(2) Ist die Belehrung unterblieben oder unrichtig 
erteilt, so ist die Einlegung des Rechtsbehelfs 
nur innerhalb eines Jahres seit Bekanntgabe 
oder Zustellung zulässig, außer wenn die Einle-
gung vor Ablauf der Jahresfrist infolge höherer 
Gewalt unmöglich war oder eine schriftliche 
oder elektronische Belehrung dahin erfolgt ist, 
dass ein Rechtsbehelf nicht gegeben sei. 

§ 26 Begründung des Verwaltungsaktes

(1) Ein schriftlicher oder elektronischer sowie 
ein schriftlich oder elektronisch bestätigter 
Verwaltungsakt ist mit einer Begründung zu 
versehen. In der Begründung sind die wesent-
lichen tatsächlichen und rechtlichen Gründe 
mitzuteilen, die die Kirchenbehörde zu ihrer 
Entscheidung bewogen haben. Die Begründung 
von Ermessensentscheidungen soll auch die 
Gesichtspunkte erkennen lassen, von denen die 
Kirchenbehörde bei der Ausübung ihres Er-
messens ausgegangen ist.

(2) Einer Begründung bedarf es nicht,
1. soweit die Kirchenbehörde einem Antrag 

entspricht oder einer Erklärung folgt und 
der Verwaltungsakt nicht in Rechte eines 
oder einer anderen eingreift,

2. soweit demjenigen oder derjenigen, für den 
oder die der Verwaltungsakt bestimmt ist 
oder der oder die von ihm betroffen wird, die 
Auffassung der Kirchenbehörde über die 
Sach- und Rechtslage bereits bekannt oder 
auch ohne Begründung für ihn oder sie ohne 
weiteres erkennbar ist,

3. wenn die Kirchenbehörde gleichartige Ver-
waltungsakte in größerer Zahl oder Verwal-
tungsakte mit Hilfe automatischer Einrich-
tungen erlässt und die Begründung nach 
den Umständen des Einzelfalls nicht gebo-
ten ist,

4. wenn sich dies aus einer Rechtsvorschrift 
ergibt,

5. wenn eine Allgemeinverfügung öffentlich 
bekannt gegeben wird.

§ 27 Ermessen

Ist die Kirchenbehörde ermächtigt, nach ihrem 
Ermessen zu handeln, hat sie ihr Ermessen entspre-
chend dem Zweck der Ermächtigung auszuüben und 
die gesetzlichen Grenzen des Ermessens einzuhal-
ten.

§ 28 Bekanntgabe des Verwaltungsaktes

(1) Ein Verwaltungsakt ist demjenigen oder der-
jenigen Beteiligten bekannt zu geben, für den 
oder die er bestimmt ist oder der oder die von 
ihm betroffen wird. Ist ein Bevollmächtigter 
oder eine Bevollmächtigte bestellt, so kann die 
Bekanntgabe ihm oder ihr gegenüber vorge-
nommen werden. 

(2) Ein schriftlicher Verwaltungsakt gilt bei der 
Übermittlung durch die Post im Inland am drit-
ten Tage nach der Aufgabe zur Post, ein Verwal-
tungsakt, der elektronisch übermittelt wird, am 
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(4) Betrifft die Nichtigkeit nur einen Teil des Ver-
waltungsaktes, so ist er im Ganzen nichtig, 
wenn der nichtige Teil so wesentlich ist, dass 
die Kirchenbehörde den Verwaltungsakt ohne 
den nichtigen Teil nicht erlassen hätte.

(5) Die Kirchenbehörde kann die Nichtigkeit jeder-
zeit von Amts wegen feststellen; auf Antrag ist 
sie festzustellen, wenn der Antragsteller oder 
die Antragstellerin hieran ein berechtigtes In-
teresse hat. 

§ 33 Heilung von Verfahrens- und 
Formfehlern

(1) Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften, die nicht den Verwaltungsakt nach 
§ 32 nichtig macht, ist unbeachtlich, wenn
1. der für den Erlass des Verwaltungsaktes er-

forderliche Antrag nachträglich gestellt wird,
2. die erforderliche Begründung nachträglich 

gegeben wird,
3. die erforderliche Anhörung eines oder einer 

Beteiligten nachgeholt wird,
4. die erforderliche Mitwirkung einer anderen 

Kirchenbehörde nachgeholt wird.
(2) Handlungen nach Absatz 1 können bis zum Ab-

schluss der letzten Tatsacheninstanz eines kir-
chengerichtlichen oder anderen verwaltungsge-
richtlichen Verfahrens nachgeholt werden.

(3) Fehlt einem Verwaltungsakt die erforderliche 
Begründung oder ist die erforderliche Anhö-
rung eines oder einer Beteiligten vor Erlass des 
Verwaltungsaktes unterblieben und ist dadurch 
die rechtzeitige Anfechtung des Verwaltungs-
aktes versäumt worden, so gilt die Versäumung 
der Rechtsbehelfsfrist als nicht verschuldet. 
Das für die Wiedereinsetzungsfrist nach § 19 
Absatz 2 maßgebende Ereignis tritt im Zeit-
punkt der Nachholung der unterlassenen Ver-
fahrenshandlung ein.

§ 34 Folgen von Verfahrens- und 
Formfehlern

Die Aufhebung eines Verwaltungsaktes, der nicht 
nach § 32 nichtig ist, kann nicht allein deshalb 
beansprucht werden, weil er unter Verletzung von 
Vorschriften über das Verfahren, die Form oder die 
örtliche Zuständigkeit zustande gekommen ist, wenn 
offensichtlich ist, dass die Verletzung die Entschei-
dung in der Sache nicht beeinfl usst hat.

Abschnitt 2  Bestandskraft des 
Verwaltungsaktes

§ 31 Wirksamkeit des Verwaltungsaktes

(1) Ein Verwaltungsakt wird gegenüber demjeni-
gen oder derjenigen, für den oder die er be-
stimmt ist oder der oder die von ihm betroffen 
wird, in dem Zeitpunkt wirksam, in dem er ihm 
oder ihr bekannt gegeben wird. Der Verwal-
tungsakt wird mit dem Inhalt wirksam, mit dem 
er bekannt gegeben wird. 

(2) Ein Verwaltungsakt bleibt wirksam, solange 
und soweit er nicht zurückgenommen, widerru-
fen, anderweitig aufgehoben oder durch Zeitab-
lauf oder auf andere Weise erledigt ist.

(3) Ein nichtiger Verwaltungsakt ist unwirksam.

§ 32 Nichtigkeit des Verwaltungsaktes

(1) Ein Verwaltungsakt ist nichtig, soweit er an 
einem besonders schwerwiegenden Fehler lei-
det oder gegen Schrift und Bekenntnis verstößt 
und dies bei verständiger Würdigung aller in 
Betracht kommenden Umstände offensichtlich 
ist.

(2) Ohne Rücksicht auf das Vorliegen der Voraus-
setzungen des Absatzes 1 ist ein Verwaltungs-
akt nichtig,
1. der schriftlich oder elektronisch erlassen 

worden ist, die erlassende Kirchenbehörde 
aber nicht erkennen lässt,

2. der nach einer Rechtsvorschrift nur durch 
die Aushändigung einer Urkunde erlassen 
werden kann, aber dieser Form nicht genügt,

3. den aus tatsächlichen Gründen niemand 
ausführen kann,

4. der die Begehung einer rechtswidrigen Tat 
verlangt, die einen Straf- oder Bußgeldtat-
bestand verwirklicht,

5. der gegen die guten Sitten verstößt.

(3) Ein Verwaltungsakt ist nicht schon deshalb 
nichtig, weil 
1. Vorschriften über die örtliche Zuständigkeit 

nicht eingehalten worden sind, 
2. eine nach § 9 Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 bis 6 

ausgeschlossene Person mitgewirkt hat,
3. eine durch Rechtsvorschrift zur Mitwirkung 

berufene Kirchenbehörde den für den Er-
lass des Verwaltungsaktes vorgeschriebenen 
Beschluss nicht gefasst hat oder nicht be-
schlussfähig war,

4. die nach einer Rechtsvorschrift erforder-
liche Mitwirkung einer anderen Kirchenbe-
hörde unterblieben ist.
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hat, die in wesentlicher Beziehung unrichtig 
oder unvollständig waren,

3. die Rechtswidrigkeit des Verwaltungsaktes 
kannte oder infolge grober Fahrlässigkeit 
nicht kannte.

 In den Fällen des Satzes 3 wird der Verwal-
tungsakt in der Regel mit Wirkung für die Ver-
gangenheit zurückgenommen.

(3) Wird ein rechtswidriger Verwaltungsakt, der 
nicht unter Absatz 2 fällt, zurückgenommen, so 
hat die Kirchenbehörde dem oder der Betrof-
fenen auf Antrag den Vermögensnachteil aus-
zugleichen, den er oder sie dadurch erleidet, 
dass er oder sie auf den Bestand des Verwal-
tungsaktes vertraut hat, soweit das Vertrauen 
unter Abwägung mit dem kirchlichen Interesse 
schutzwürdig ist. Absatz 2 Satz 3 ist anzuwen-
den. Der Vermögensnachteil ist jedoch nicht 
über den Betrag des Interesses hinaus zu erset-
zen, das der oder die Betroffene an dem Bestand 
des Verwaltungsaktes hat. Der auszugleichende 
Vermögensnachteil wird durch die Kirchenbe-
hörde festgesetzt. Der Anspruch kann nur in-
nerhalb eines Jahres geltend gemacht werden; 
die Frist beginnt, sobald die Kirchenbehörde 
den Betroffenen oder die Betroffene auf sie hin-
gewiesen hat. 

(4) Erhält die Kirchenbehörde von Tatsachen 
Kenntnis, welche die Rücknahme eines rechts-
widrigen Verwaltungsaktes rechtfertigen, so ist 
die Rücknahme nur innerhalb eines Jahres seit 
dem Zeitpunkt der Kenntnisnahme zulässig. 
Dies gilt nicht im Falle des Absatzes 2 Satz 3 
Nr. 1. 

(5) Über die Rücknahme entscheidet nach Unan-
fechtbarkeit des Verwaltungsaktes die nach 
gliedkirchlichem Recht  zuständige Kirchenbe-
hörde. 

§ 37 Widerruf eines rechtmäßigen 
Verwaltungsaktes

(1) Ein rechtmäßiger nicht begünstigender Verwal-
tungsakt kann, auch nachdem er unanfechtbar 
geworden ist, ganz oder teilweise mit Wirkung 
für die Zukunft widerrufen werden, außer wenn 
ein Verwaltungsakt gleichen Inhalts erneut er-
lassen werden müsste oder aus anderen Grün-
den ein Widerruf unzulässig ist.

(2) Ein rechtmäßiger begünstigender Verwaltungs-
akt darf, auch nachdem er unanfechtbar gewor-
den ist, ganz oder teilweise mit Wirkung für die 
Zukunft nur widerrufen werden,
1. wenn der Widerruf durch Rechtsvorschrift 

zugelassen oder im Verwaltungsakt vorbe-
halten ist,

2. wenn mit dem Verwaltungsakt eine Aufl age 

§ 35 Umdeutung eines fehlerhaften 
Verwaltungsaktes

(1) Ein fehlerhafter Verwaltungsakt kann in einen 
anderen Verwaltungsakt umgedeutet werden, 
wenn er auf das gleiche Ziel gerichtet ist, von 
der erlassenden Kirchenbehörde in der gesche-
henen Verfahrensweise und Form rechtmäßig 
hätte erlassen werden können und wenn die Vo-
raussetzungen für dessen Erlass erfüllt sind.

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn der Verwaltungsakt, 
in den der fehlerhafte Verwaltungsakt umzu-
deuten wäre, der erkennbaren Absicht der er-
lassenden Kirchenbehörde widerspräche oder 
seine Rechtsfolgen für den Betroffenen oder die 
Betroffene ungünstiger wären als die des fehler-
haften Verwaltungsaktes. Eine Umdeutung ist 
ferner unzulässig, wenn der fehlerhafte Verwal-
tungsakt nicht zurückgenommen werden dürfte.

(3) Eine Entscheidung, die nur als gesetzlich ge-
bundene Entscheidung ergehen kann, kann 
nicht in eine Ermessensentscheidung umgedeu-
tet werden. 

(4) § 15 ist entsprechend anzuwenden.

§ 36 Rücknahme eines rechtswidrigen 
Verwaltungsaktes

(1) Ein rechtswidriger Verwaltungsakt kann, auch 
nachdem er unanfechtbar geworden ist, ganz 
oder teilweise mit Wirkung für die Zukunft oder 
für die Vergangenheit zurückgenommen wer-
den. Ein Verwaltungsakt, der ein Recht oder 
einen rechtlich erheblichen Vorteil begründet 
oder bestätigt hat (begünstigender Verwal-
tungsakt), darf nur unter den Einschränkungen 
der Absätze 2 bis 4 zurückgenommen werden. 

(2) Ein rechtswidriger Verwaltungsakt, der eine 
einmalige oder laufende Geldleistung oder 
teilbare Sachleistung gewährt oder hierfür Vo-
raussetzung ist, darf nicht zurückgenommen 
werden, soweit der oder die Begünstigte auf 
den Bestand des Verwaltungsaktes vertraut 
hat und das Vertrauen unter Abwägung mit 
dem kirchlichen Interesse an einer Rücknah-
me schutzwürdig ist. Das Vertrauen ist in der 
Regel schutzwürdig, wenn der oder die Begün-
stigte gewährte Leistungen verbraucht oder eine 
Vermögensdisposition getroffen hat, die er oder 
sie nicht mehr oder nur unter unzumutbaren 
Nachteilen rückgängig machen kann. Auf Ver-
trauen kann sich der oder die Begünstigte nicht 
berufen, wenn er oder sie
1. den Verwaltungsakt durch arglistige Täu-

schung, Drohung oder Bestechung erwirkt 
hat,

2. den Verwaltungsakt durch Angaben erwirkt 
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§ 38 Erstattung, Verzinsung

(1) Soweit ein Verwaltungsakt mit Wirkung für die 
Vergangenheit zurückgenommen oder widerru-
fen worden oder infolge des Eintritts einer auf-
lösenden Bedingung unwirksam geworden ist, 
sind bereits erbrachte Leistungen zu erstatten. 
Die zu erstattende Leistung ist von der Kirchen-
behörde durch schriftlichen Verwaltungsakt 
festzusetzen. 

(2) Für den Umfang der Erstattung mit Ausnah-
me der Verzinsung gelten die Vorschriften des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs über die Herausgabe 
einer ungerechtfertigten Bereicherung entspre-
chend. Auf den Wegfall der Bereicherung kann 
sich der oder die Begünstigte nicht berufen, so-
weit er oder sie die Umstände kannte oder in-
folge grober Fahrlässigkeit nicht kannte, die zur 
Rücknahme, zum Widerruf oder zur Unwirk-
samkeit des Verwaltungsaktes geführt haben.

(3) Der zu erstattende Betrag ist vom Eintritt der 
Unwirksamkeit des Verwaltungsaktes an mit 
fünf Prozentpunkten über dem Basiszinssatz 
jährlich zu verzinsen. Von der Geltendmachung 
des Zinsanspruchs kann insbesondere dann ab-
gesehen werden, wenn der oder die Begünstigte 
die Umstände, die zur Rücknahme, zum Wider-
ruf oder zur Unwirksamkeit des Verwaltungs-
aktes geführt haben, nicht zu vertreten hat oder 
die Verzinsung für ihn oder sie eine unbillige 
Härte bedeuten würde und den zu erstattenden 
Betrag innerhalb der von der Kirchenbehörde 
festgesetzten Frist leistet.

(4) Wird eine Leistung nicht alsbald nach der Aus-
zahlung für den bestimmten Zweck verwendet, 
so können für die Zeit bis zur zweckentspre-
chenden Verwendung Zinsen nach Absatz 3 
Satz 1 verlangt werden. Entsprechendes gilt, 
soweit eine Leistung in Anspruch genommen 
wird, obwohl andere Mittel anteilig oder vorran-
gig einzusetzen sind. § 37 Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 
bleibt unberührt. 

§ 39 Rücknahme und Widerruf im 
Rechtsbehelfsverfahren

§ 36 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 bis 4 sowie 
§ 37 Absatz 2 bis 4 und 6 gelten nicht, wenn ein 
begünstigender Verwaltungsakt, der von einem oder 
einer Dritten angefochten worden ist, während des 
Vorverfahrens oder während des verwaltungsge-
richtlichen Verfahrens aufgehoben wird, soweit da-
durch dem Widerspruch oder der Klage abgeholfen 
wird.

verbunden ist und der oder die Begünstigte 
diese nicht oder nicht innerhalb einer ihm 
oder ihr gesetzten Frist erfüllt hat,

3. wenn die Kirchenbehörde auf Grund nach-
träglich eingetretener Tatsachen berechtigt 
wäre, den Verwaltungsakt nicht zu erlassen, 
und wenn ohne den Widerruf das kirchliche 
Interesse gefährdet würde,

4. wenn die Kirchenbehörde auf Grund ei-
ner geänderten Rechtsvorschrift berechtigt 
wäre, den Verwaltungsakt nicht zu erlassen, 
soweit der oder die Begünstigte von der Ver-
günstigung noch keinen Gebrauch gemacht 
oder auf Grund des Verwaltungsaktes noch 
keine Leistungen empfangen hat, und wenn 
ohne den Widerruf das kirchliche Interesse 
gefährdet würde,

5. um schwere Nachteile für das kirchliche In-
teresse zu verhüten oder zu beseitigen.

 § 36 Absatz 4 gilt entsprechend.
(3) Ein rechtmäßiger Verwaltungsakt, der eine ein-

malige oder laufende Geldleistung oder teilbare 
Sachleistung zur Erfüllung eines bestimmten 
Zwecks gewährt oder hierfür Voraussetzung ist, 
kann, auch nachdem er unanfechtbar geworden 
ist, ganz oder teilweise auch mit Wirkung für 
die Vergangenheit widerrufen werden, 
1. wenn die Leistung nicht, nicht alsbald nach 

der Erbringung oder nicht mehr für den in 
dem Verwaltungsakt bestimmten Zweck ver-
wendet wird,

2. wenn mit dem Verwaltungsakt eine Aufl age 
verbunden ist und der oder die Begünstigte 
diese nicht oder nicht innerhalb einer ihm 
gesetzten Frist erfüllt hat.

 § 36 Absatz 4 gilt entsprechend.
(4) Der widerrufene Verwaltungsakt wird mit dem 

Wirksamwerden des Widerrufs unwirksam, 
wenn die Kirchenbehörde keinen anderen Zeit-
punkt bestimmt.

(5) Über den Widerruf entscheidet nach Unan-
fechtbarkeit des Verwaltungsaktes die zustän-
dige Kirchenbehörde. Dies gilt auch dann, 
wenn der zu widerrufende Verwaltungsakt von 
einer anderen Kirchenbehörde erlassen worden 
ist.

(6) Wird ein begünstigender Verwaltungsakt in 
den Fällen des Absatzes 2 Nr. 3 bis 5 widerru-
fen, so hat die Kirchenbehörde den Betroffenen 
oder die Betroffene auf Antrag für den Vermö-
gensnachteil zu entschädigen, den dieser oder 
diese dadurch erleidet, dass er oder sie auf den 
Bestand des Verwaltungsaktes vertraut hat, so-
weit das Vertrauen schutzwürdig ist. § 36 Ab-
satz 3 Satz 3 bis 5 gilt entsprechend. 
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Teil III Rechtsbehelfsverfahren gegen 
Verwaltungsakte

§ 42 Vorverfahren

(1) Vor Erhebung der Anfechtungsklage sind 
Rechtmäßigkeit und Zweckmäßigkeit des Ver-
waltungsakts in einem Vorverfahren nachzu-
prüfen. Einer solchen Nachprüfung bedarf es 
nicht, wenn dies durch Kirchengesetz bestimmt 
ist oder wenn der Abhilfebescheid oder der Wi-
derspruchsbescheid erstmalig eine Beschwer 
enthält.

(2) Für die Verpfl ichtungsklage gilt Absatz 1 ent-
sprechend, wenn der Antrag auf Vornahme des 
Verwaltungsakts abgelehnt worden ist.

§ 43 Widerspruch

(1) Das Vorverfahren beginnt mit der Erhebung 
des Widerspruchs.

(2) Der Widerspruch ist innerhalb eines Monats, 
nachdem der Verwaltungsakt dem oder der Be-
schwerten bekannt gegeben worden ist, schrift-
lich bei der Kirchenbehörde zu erheben, die 
den Verwaltungsakt erlassen hat. Die Frist wird 
auch durch Einlegung bei der Kirchenbehörde, 
die den Widerspruchsbescheid zu erlassen hat, 
gewahrt.

(3) § 18 gilt entsprechend.

§ 44 Anhörung

Ist die Aufhebung oder Änderung eines Verwal-
tungsakts im Widerspruchsverfahren erstmalig mit 
einer Beschwer verbunden, soll der oder die Betrof-
fene vor Erlass des Abhilfebescheids oder des Wi-
derspruchsbescheids gehört werden.

§ 45 Abhilfeentscheidung

Hält die Kirchenbehörde den Widerspruch für be-
gründet, so hilft sie ihm ab und entscheidet über die 
Kosten.

§ 46 Widerspruchsbescheid

(1) Hilft die Kirchenbehörde dem Widerspruch 
nicht ab, so ergeht ein Widerspruchsbescheid. 
Diesen erlässt die nächsthöhere Kirchenbehör-
de, soweit nicht durch Kirchengesetz eine ande-
re Kirchenbehörde bestimmt ist.

(2) Der Widerspruchsbescheid ist zu begründen, 
mit einer Rechtsmittelbelehrung entsprechend 
§ 30 zu versehen und zuzustellen. Der Wider-
spruchsbescheid bestimmt auch, wer die Ko-
sten trägt.

§ 40 Wiederaufgreifen des Verfahrens

(1) Die Kirchenbehörde hat auf Antrag des Betrof-
fenen oder der Betroffenen über die Aufhebung 
oder Änderung eines unanfechtbaren Verwal-
tungsaktes zu entscheiden, wenn 
1. sich die dem Verwaltungsakt zugrunde lie-

gende Sach- oder Rechtslage nachträglich 
zugunsten des oder der Betroffenen geändert 
hat,

2. neue Beweismittel vorliegen, die eine dem 
Betroffenen oder der Betroffenen günstigere 
Entscheidung herbeigeführt haben würden,

3. Wiederaufnahmegründe entsprechend 
§ 580 der Zivilprozessordnung gegeben 
sind.

(2) Der Antrag ist nur zulässig, wenn der oder die 
Betroffene ohne grobes Verschulden außerstan-
de war, den Grund für das Wiederaufgreifen in 
dem früheren Verfahren, insbesondere durch 
Rechtsbehelf, geltend zu machen.

(3) Der Antrag muss binnen drei Monaten gestellt 
werden. Die Frist beginnt mit dem Tage, an 
dem der oder die Betroffene von dem Grund für 
das Wiederaufgreifen Kenntnis erhalten hat.

(4) Über den Antrag entscheidet die zuständige 
Kirchenbehörde. Dies gilt auch dann, wenn der 
Verwaltungsakt, dessen Aufhebung oder Ände-
rung begehrt wird, von einer anderen Kirchen-
behörde erlassen worden ist.

(5) Die Vorschriften des § 36 Absatz 1 Satz 1 und 
des § 37 Absatz 1 bleiben unberührt.

§ 41 Rückgabe von Urkunden und Sachen

Ist ein Verwaltungsakt unanfechtbar widerrufen 
oder zurückgenommen oder ist seine Wirksamkeit 
aus einem anderen Grund nicht oder nicht mehr ge-
geben, so kann die Kirchenbehörde die auf Grund 
dieses Verwaltungsaktes erteilten Urkunden oder 
Sachen, die zum Nachweis der Rechte aus dem Ver-
waltungsakt oder zu deren Ausübung bestimmt sind, 
zurückfordern. Der Inhaber oder die Inhaberin und, 
sofern er oder sie nicht der Besitzer oder die Besitze-
rin ist, auch der Besitzer oder die Besitzerin dieser 
Urkunden oder Sachen ist zu ihrer Herausgabe ver-
pfl ichtet. Der Inhaber oder die Inhaberin oder der 
Besitzer oder die Besitzerin kann jedoch verlangen, 
dass ihm oder ihr die Urkunden oder Sachen wieder 
ausgehändigt werden, nachdem sie von der Kirchen-
behörde als ungültig gekennzeichnet sind; dies gilt 
nicht bei Sachen, bei denen eine solche Kennzeich-
nung nicht oder nicht mit der erforderlichen Offen-
sichtlichkeit oder Dauerhaftigkeit möglich ist.
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schlossen werden, wenn die Gegenleistung für 
einen bestimmten Zweck im Vertrag vereinbart 
wird und der Kirchenbehörde zur Erfüllung 
ihrer kirchlichen Aufgaben dient. Die Gegen-
leistung muss den gesamten Umständen nach 
angemessen sein und im sachlichen Zusam-
menhang mit der vertraglichen Leistung der 
Kirchenbehörde stehen.

(2) Besteht auf die Leistung der Kirchenbehörde 
ein Anspruch, so kann nur eine solche Gegen-
leistung vereinbart werden, die bei Erlass eines 
Verwaltungsaktes Inhalt einer Nebenbestim-
mung nach § 23 sein könnte. 

§ 51 Schriftform

Ein öffentlich-rechtlicher Vertrag ist schriftlich zu 
schließen, soweit nicht durch Rechtsvorschrift eine 
andere Form vorgeschrieben ist. 

§ 52 Zustimmung von Dritten und 
Behörden

(1) Ein öffentlich-rechtlicher Vertrag, der in Rechte 
eines Dritten oder einer Dritten eingreift, wird 
erst wirksam, wenn der oder die Dritte schrift-
lich zustimmt. 

(2) Wird anstatt eines Verwaltungsaktes, bei des-
sen Erlass nach einer Rechtsvorschrift die 
Genehmigung, die Zustimmung oder das Ein-
vernehmen einer anderen kirchlichen Behörde 
oder einer Behörde im Sinne des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes des Bundes erforderlich ist, 
ein Vertrag geschlossen, so wird dieser erst 
wirksam, nachdem die andere Behörde in der 
vorgeschriebenen Form mitgewirkt hat.

§ 53 Nichtigkeit

(1) Ein öffentlich-rechtlicher Vertrag ist nichtig, 
wenn sich die Nichtigkeit aus der entspre-
chenden Anwendung von Vorschriften des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs ergibt. 

(2) Ein öffentlich-rechtlicher Vertrag im Sinne des 
§ 48 Satz 2 ist ferner nichtig, wenn 
1. ein Verwaltungsakt mit entsprechendem In-

halt nichtig wäre,
2. ein Verwaltungsakt mit entsprechendem In-

halt nicht nur wegen eines Verfahrens- oder 
Formfehlers im Sinne des § 34 rechtswidrig 
wäre und dies den Vertragschließenden be-
kannt war,

3. die Voraussetzungen zum Abschluss eines 
Vergleichsvertrags nicht vorlagen und ein 
Verwaltungsakt mit entsprechendem Inhalt 

§ 47 Erstattung von Kosten im 
Vorverfahren

(1) Soweit der Widerspruch erfolgreich ist, hat die 
Kirchenbehörde, die den angefochtenen Ver-
waltungsakt erlassen hat, demjenigen oder der-
jenigen, der oder die Widerspruch erhoben hat, 
die zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung 
oder Rechtsverteidigung notwendigen Aufwen-
dungen zu erstatten. 

(2) Soweit der Widerspruch erfolglos geblieben ist, 
hat derjenige oder diejenige, der oder die den 
Widerspruch eingelegt hat, die zur zweckent-
sprechenden Rechtsverfolgung oder Rechtsver-
teidigung notwendigen Aufwendungen der Kir-
chenbehörde zu erstatten. 

(3) Wenn ein Beteiligter oder eine Beteiligte teils 
obsiegt, teils unterliegt, so sind die Kosten ver-
hältnismäßig zu verteilen.

(4) Die Gebühren und Auslagen eines Rechtsan-
walts oder einer Rechtsanwältin oder eines oder 
einer sonstigen Bevollmächtigten im Vorverfah-
ren sind erstattungsfähig, wenn die Zuziehung 
notwendig war.

Teil IV Öffentlich-rechtlicher Vertrag 

§ 48 Zulässigkeit

Ein Rechtsverhältnis auf dem Gebiet des öffent-
lichen Rechts kann durch Vertrag begründet, geän-
dert oder aufgehoben werden (öffentlich-rechtlicher 
Vertrag), soweit Rechtsvorschriften nicht entgegen-
stehen. Insbesondere kann die Kirchenbehörde, 
anstatt einen Verwaltungsakt zu erlassen, einen 
öffentlich-rechtlichen Vertrag mit demjenigen oder 
derjenigen schließen, an den sie sonst den Verwal-
tungsakt richten würde.

§ 49 Vergleichsvertrag

Ein öffentlich-rechtlicher Vertrag im Sinne des 
§ 48, durch den eine bei verständiger Würdigung 
des Sachverhalts oder der Rechtslage bestehen-
de Ungewissheit durch gegenseitiges Nachgeben 
beseitigt wird (Vergleich), kann geschlossen wer-
den, wenn die Kirchenbehörde den Abschluss des 
Vergleichs zur Beseitigung der Ungewissheit nach 
pfl ichtgemäßem Ermessen für zweckmäßig hält.

§ 50 Austauschvertrag

(1) Ein öffentlich-rechtlicher Vertrag im Sinne des 
§ 48 Satz 2, in dem sich der Vertragspartner 
oder die Vertragspartnerin der Kirchenbehörde 
zu einer Gegenleistung verpfl ichtet, kann ge-
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über den Vorgang zu den Akten gebracht ist,
3. durch öffentliche Zustellung.

(2) Ein elektronisches Dokument kann elektro-
nisch zugestellt werden, soweit der Empfänger 
oder die Empfängerin hierfür einen Zugang 
eröffnet hat. Das Dokument ist mit einer qua-
lifi zierten elektronischen Signatur nach dem 
Signaturgesetz zu versehen. Zum Nachweis der 
Zustellung genügt das mit Datum und Unter-
schrift versehene Empfangsbekenntnis, das an 
die Kirchenbehörde zurückzusenden ist.

(3) Die Kirchenbehörde hat die Wahl zwischen den 
Zustellungsarten nach Absatz 1 Nr. 1 und 2.

§ 56 Zustellung an gesetzliche Vertreter 
oder Vertreterinnen

(1) Bei Geschäftsunfähigen oder beschränkt Ge-
schäftsfähigen ist an ihre gesetzlichen Vertreter 
oder Vertreterinnen zuzustellen. Gleiches gilt 
bei Personen, für die ein Betreuer oder eine Be-
treuerin bestellt ist, soweit der Aufgabenkreis 
des Betreuers oder der Betreuerin reicht.

(2) Bei kirchlichen Behörden oder Behörden im 
Sinne des Verwaltungsverfahrensgesetzes des 
Bundes wird an den Leiter oder die Leiterin 
der Behörde, bei juristischen Personen, nicht 
rechtsfähigen Personenvereinigungen und 
Zweckvermögen an ihre gesetzlichen Vertreter 
oder Vertreterinnen zugestellt. 

(3) Bei mehreren gesetzlichen Vertretern oder Ver-
treterinnen oder Leitern oder Leiterinnen der 
Kirchenbehörde genügt die Zustellung an einen 
oder eine von ihnen.

(4) Der oder die zustellende Bedienstete braucht 
nicht zu prüfen, ob die Anschrift den Vor-
schriften der Absätze 1 bis 3 entspricht.

§ 57 Zustellung an Bevollmächtigte

(1) Zustellungen können an die allgemein oder für 
bestimmte Angelegenheiten bestellten Bevoll-
mächtigten gerichtet werden. Sie sind an diese 
zu richten, wenn er oder sie eine schriftliche 
Vollmacht vorgelegt hat. Ist ein Bevollmächtig-
ter oder eine Bevollmächtigte für mehrere Be-
teiligte bestellt, so genügt die Zustellung eines 
Dokuments an ihn oder sie für alle Beteiligten.

(2) Einem oder einer Zustellungsbevollmächtig-
ten mehrerer Beteiligter sind so viele Ausfer-
tigungen oder Abschriften zuzustellen, wie Be-
teiligte vorhanden sind.

(3) Das zuzustellende Schriftstück an kirch-
liche Behörden oder Behörden im Sinne des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes des Bundes, 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts, Rechtsanwälte oder 

nicht nur wegen eines Verfahrens- oder 
Formfehlers im Sinne des § 34 rechtswidrig 
wäre,

4. sich die Kirchenbehörde eine nach § 50 un-
zulässige Gegenleistung versprechen lässt.

(3) Betrifft die Nichtigkeit nur einen Teil des Ver-
trags, so ist er im Ganzen nichtig, wenn nicht 
anzunehmen ist, dass er auch ohne den nich-
tigen Teil geschlossen worden wäre.

§ 54 Anpassung und Kündigung in 
besonderen Fällen, ergänzende Anwendung 

von Vorschriften

(1) Haben die Verhältnisse, die für die Festsetzung 
des Vertragsinhalts maßgebend gewesen sind, 
sich seit Abschluss des Vertrags so wesentlich 
geändert, dass einer Vertragspartei das Festhal-
ten an der ursprünglichen vertraglichen Regelung 
nicht zuzumuten ist, so kann diese Vertragspartei 
eine Anpassung des Vertragsinhalts an die geän-
derten Verhältnisse verlangen oder, sofern eine 
Anpassung nicht möglich oder einer Vertragspar-
tei nicht zuzumuten ist, den Vertrag kündigen. Die 
Kirchenbehörde kann den Vertrag auch kündigen, 
um schwere Nachteile für das kirchliche Interesse 
zu verhüten oder zu beseitigen.

(2) Die Kündigung bedarf der Schriftform, soweit 
nicht durch kirchliche Rechtsvorschrift eine 
andere Form vorgeschrieben ist. Die Kündi-
gung soll begründet werden.

(3) Soweit sich aus den §§ 48 bis 54 Absatz 1 und 2 
nichts Abweichendes ergibt, gelten die übrigen 
Vorschriften dieses Kirchengesetzes. Ergän-
zend gelten die Vorschriften des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs entsprechend.

Teil V Verwaltungszustellung

§ 55 Zustellung

(1) Die Zustellung von Schriftstücken in Verwal-
tungsangelegenheiten von Kirchenbehörden, 
die nach kirchlichen Rechtsvorschriften oder 
kirchenbehördlicher Anordnung zuzustellen 
sind, geschieht
1. bei der Zustellung durch die Post durch Ein-

schreiben oder durch Postzustellung mit Zu-
stellungsurkunde,

2. bei der Zustellung durch die Kirchenbehör-
de durch Übergabe an den Empfänger oder 
die Empfängerin; wird die Annahme des 
Schriftstückes oder die Unterschrift unter 
das Empfangsbekenntnis verweigert, so gilt 
das Schriftstück im Zeitpunkt der Weige-
rung als zugestellt, wenn eine Niederschrift 
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werden soll, zur Post aufgegeben wird. Das Do-
kument gilt am siebten Tag nach Aufgabe zur 
Post als zugestellt, wenn nicht feststeht, dass 
es den Empfänger oder die Empfängerin nicht 
oder zu einem späteren Zeitpunkt erreicht hat. 
Die Kirchenbehörde kann eine längere Frist be-
stimmen. In der Anordnung nach Satz 1 ist auf 
diese Rechtsfolge hinzuweisen. Zum Nachweis 
der Zustellung ist in den Akten zu vermerken, 
zu welcher Zeit und unter welcher Anschrift das 
Dokument zur Post gegeben wurde.

§ 60 Öffentliche Zustellung

(1) Die Zustellung kann durch öffentliche Bekannt-
machung erfolgen, wenn 
1. der Aufenthaltsort des Empfängers oder der 

Empfängerin unbekannt ist und eine Zustel-
lung an einen Vertreter oder eine Vertrete-
rin oder einen Zustellungsbevollmächtigten 
oder eine Zustellungsbevollmächtigte nicht 
möglich ist oder

2. sie im Falle des § 59 nicht möglich ist oder 
keinen Erfolg verspricht.

 Die Anordnung über die öffentliche Zustellung 
trifft die Kirchenbehörde, die das Verwaltungs-
verfahren betreibt.

(2) Die öffentliche Zustellung erfolgt durch Be-
kanntmachung einer Benachrichtigung an der 
Stelle, die von der obersten Kirchenbehörde 
hierfür allgemein bestimmt ist. Die Benach-
richtigung muss
1. die Kirchenbehörde, für die zugestellt wird,
2. den Namen und die letzte bekannte An-

schrift des Zustellungsadressaten oder der 
Zustellungsadressatin,

3. das Datum und das Aktenzeichen des Doku-
ments sowie

4. die Stelle, wo das Dokument eingesehen 
werden kann erkennen lassen. Die Benach-
richtigung muss den Hinweis enthalten, dass 
das Dokument öffentlich zugestellt wird und 
Fristen in Gang gesetzt werden können, nach 
deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
Bei der Zustellung einer Ladung muss die 
Benachrichtigung den Hinweis enthalten, 
dass das Dokument eine Ladung zu einem 
Termin enthält, dessen Versäumung Rechts-
nachteile zur Folge haben kann. In den 
Akten ist zu vermerken, wann und wie die 
Benachrichtigung bekannt gemacht wurde. 
Das Dokument gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tag der Bekanntmachung der Benach-
richtigung zwei Wochen vergangen sind.

Rechtsanwältinnen, Patentanwälte oder Pa-
tentanwältinnen, Notare oder Notarinnen, 
Steuerberater oder Steuerberaterinnen, Steu-
erbevollmächtigte, Wirtschaftsprüfer oder 
Wirtschaftsprüferinnen, vereidigte Buchprüfer 
oder Buchprüferinnen, Steuerberatungsgesell-
schaften, Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 
und Buchprüfungsgesellschaften kann auch auf 
andere Weise, auch elektronisch, gegen Emp-
fangsbekenntnis zugestellt werden. Zum Nach-
weis der Zustellung genügt das mit Datum und 
Unterschrift versehene Empfangsbekenntnis, 
das an die Kirchenbehörde zurückzusenden ist.

§ 58 Heilung von Zustellungsmängeln

Lässt sich die formgerechte Zustellung eines Do-
kuments nicht nachweisen oder ist es unter Verlet-
zung zwingender Zustellungsvorschriften zugegan-
gen, gilt es als in dem Zeitpunkt zugestellt, in dem 
es dem oder der Empfangsberechtigten tatsächlich 
zugegangen ist, im Fall des § 57 Absatz 3 in dem 
Zeitpunkt, in dem der Empfänger oder die Empfän-
gerin das Empfangsbekenntnis zurückgesendet hat. 

§ 59 Zustellung im Ausland

(1) Hält sich der Empfänger oder die Empfängerin 
im Ausland auf und hat er oder sie keinen be-
kannten Aufenthaltsort im Inland oder keinen 
Empfangsbevollmächtigten oder keine Emp-
fangsbevollmächtigte nach § 8, ist das zuzu-
stellende Schriftstück im Ausland zuzustellen, 
sofern eine Anschrift bekannt ist, an die zuge-
stellt werden kann.

(2) Eine Zustellung im Ausland erfolgt 
1. durch Einschreiben mit Rückschein, soweit 

die Zustellung von Dokumenten unmittelbar 
durch die Post oder

2. durch Übermittlung elektronischer Doku-
mente nach § 2, soweit dies völkerrechtlich 
zulässig ist.

(3) Zum Nachweis der Zustellung genügt der Rück-
schein oder das Empfangsbekenntnis nach § 57 
Absatz 3 Satz 2. 

(4) Die Kirchenbehörde kann bei der Zustellung 
nach Absatz 2 anordnen, dass die Person, an 
die zugestellt werden soll, innerhalb einer an-
gemessenen Frist einen Zustellungsbevoll-
mächtigten oder eine Zustellungsbevollmäch-
tigte benennt, der oder die im Inland wohnt 
oder dort einen Geschäftsraum hat. Wird kein 
Zustellungsbevollmächtigter oder keine Zustel-
lungsbevollmächtigte benannt, können spätere 
Zustellungen bis zur nachträglichen Benennung 
dadurch bewirkt werden, dass das Dokument 
unter der Anschrift der Person, an die zugestellt 
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2. Dritte Verordnung über das Inkrafttreten 
des Verwaltungsverfahrens- und 
-zustellungsgesetzes der Evangelischen 
Kirche in Deutschland (VVZG-EKD)

 vom 28. Oktober 2009

Vom 3. Dezember 2010

Aufgrund von Artikel 26 a Absatz 7 Satz 3 
der Grundordnung der Evangelischen Kirche in 
Deutschland verordnet der Rat der Evangelischen 
Kirche in Deutschland:

§ 1

(1)  Das Verwaltungsverfahrens- und -zustellungs-
gesetz der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land (VVZG-EKD) vom 28. Oktober 2009 
(ABl. EKD 2009 S. 334) tritt am 1. Januar 
2011 in Kraft in
 - der Evangelischen Kirche in Berlin-Bran-

denburg-schlesische Oberlausitz,
 - der Bremischen Evangelischen Kirche,
 - der Evangelischen Kirche von Kurhessen-

Waldeck,
 - der Lippischen Landeskirche,
 - der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen 

Kirche,
 - der Pommerschen Evangelischen Kirche,
 - der Evangelischen Landeskirche in Württ-

emberg.
(2) In der Evangelisch-lutherischen Landeskirche 

Hannovers tritt das Gesetz am 1. Januar 2011 
in Kraft, sofern der Kirchensenat der Evange-
lisch-lutherischen Landeskirche Hannovers zu-
stimmt.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 16. Dezember 2010 in 
Kraft.

Teil VI Schlussvorschriften

§ 61 Überleitung von Verfahren

Bereits begonnene Verfahren sind nach den Vor-
schriften dieses Kirchengesetzes zu Ende zu führen.

§ 62 Inkrafttreten

(1) Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung für die 
Evangelische Kirche in Deutschland am 1. Ja-
nuar 2010 in Kraft. 

(2) Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung für die 
jeweilige Gliedkirche oder den jeweiligen glied-
kirchlichen Zusammenschluss in Kraft, nach-
dem diese oder dieser die Zustimmung erklärt 
hat. Die Zustimmung ist jederzeit möglich. Den 
Zeitpunkt, zu dem dieses Kirchengesetz in den 
jeweiligen Gliedkirchen oder dem jeweiligen 
gliedkirchlichen Zusammenschluss in Kraft 
tritt, bestimmt der Rat der Evangelischen Kir-
che in Deutschland durch Verordnung.

§ 63 Außerkrafttreten

Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse können dieses Kirchengesetz jederzeit 
je für ihren Bereich außer Kraft setzen. Der Rat der 
Evangelischen Kirche in Deutschland stellt durch 
Verordnung fest, dass und zu welchem Zeitpunkt 
das Kirchengesetz jeweils außer Kraft getreten ist.
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I.

1. § 16 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 3 werden die Worte „Vollendung 
des 63. Lebensjahres“ durch die Worte „Er-
reichen der Antragsaltersgrenze nach den 
für die Beamten des Landes Niedersachsen 
geltenden Vorschriften“ ersetzt.

b) In Absatz 4 entfallen die Worte „und wegen 
Schwerbehinderung im Sinne des § 2 Abs. 2 
des Sozialgesetzbuchs IX“.

2. § 18 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 entfällt. Die Absätze 2 bis 4 wer-

den Absätze 1 bis 3.
b) Im neuen Absatz 3 werden die Worte „Ab-

satz 2 und Absatz 3“ durch die Worte „Ab-
satz 1 und Absatz 2“ ersetzt.

3. § 19 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 2 erhält folgenden Wortlaut:
 „Wird die Dienstunfähigkeit von der Kasse 

anerkannt, so trägt die Kasse das Ruhege-
halt von dem Zeitpunkt an, zu dem sie die 
Dienstunfähigkeit anerkennt.“

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 an-
gefügt: 

 „Wird die Dienstunfähigkeit von der Kasse 
nicht anerkannt, so trägt die Kasse das Ru-
hegehalt von dem in § 16 Abs. 3 genannten 
Zeitpunkt an. Bis zu einer Anerkennung der 
Dienstunfähigkeit bleibt der Umstand, dass 
die Versetzung in den Ruhestand wegen 
Dienstunfähigkeit erfolgte, bei der Errech-
nung der Versorgungsleistungen außer An-
satz.“

4. § 23 Absatz 4 wird wie folgt geändert:
a) Im Text zu Buchstabe b werden die Worte 

„mit Vollendung des 65. Lebensjahres“ 
durch die Worte „mit Erreichen der Regel-
altersgrenze“ ersetzt.

b) Im Text zu Buchstabe d entfallen die Worte 
„oder bei Schwerbehinderung im Sinne des 
§ 2  Abs. 2 des Sozialgesetzbuchs IX“.

5. In § 28 Absatz 2 erhält der in Klammern ge-
setzte Text folgenden Wortlaut:

   „§ 8 Abs. 1 Buchst. e“.

II. 

Diese 16. Satzungsänderung tritt am 01.01.2011 
in Kraft.

II. Verfügungen

Nr. 9 Änderung der Satzung der Norddeut-
schen Kirchlichen Versorgungskas-
se für Pfarrer und Kirchenbeamte 
(NKVK)

Ha n nover, den 31. Januar 2011

Nachstehend veröffentlichen wir eine Bekanntma-
chung des Vorstandes der NKVK über die sechzehn-
te Änderung der Satzung. Diese Änderung haben 
wir gemäß Artikel 3 Absatz 2 des Vertrages über 
die Errichtung einer gemeinsamen Versorgungskas-
se für Pfarrer und Kirchenbeamte kirchenaufsicht-
lich genehmigt.

Das Landeskirchenamt

Guntau

Bekanntmachung

Ha n nover, den 31. Januar 2011

Gemäß Artikel 12 Absatz 2 des Vertrages über 
die Errichtung einer gemeinsamen Versorgungs-
kasse für Pfarrer und Kirchenbeamte geben wir 
nachstehend die sechzehnte Änderung der Satzung 
der Norddeutschen Kirchlichen Versorgungskasse 
(NKVK) bekannt.

Der Vorstand der Norddeutschen 
Kirchlichen Versorgungskasse 

für Pfarrer und Kirchenbeamte

D r.  K rä mer

Vorsitzender

Sechzehnte Änderung der Satzung der
Norddeutschen Kirchlichen Versorgungs-

kasse für Pfarrer und Kirchenbeamte 
(NKVK)

Vom 8. Dezember 2010

Der Verwaltungsrat der Norddeutschen Kirch-
lichen Versorgungskasse für Pfarrer und Kirchen-
beamte hat mit Genehmigung des Landeskirchen-
amtes in Hannover die folgende Satzungsänderung 
beschlossen:
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Nr. 11 Aufhebung der Evangelisch-luthe-
rischen Kirchengemeinde Unterbil-
lingshausen (Kirchenkreis Leine-Sol-
ling), hier: Ergänzung

Urkunde

Gemäß § 5 der Kirchengemeindeordnung wird 
in Ergänzung der Urkunde vom 12. Januar 2010 
(Kirchl. Amtsbl. S. 2) Folgendes angeordnet:

§ 1

(1) Mit Anordnung vom 12. Januar 2010 wurde die 
Evangelisch-lutherische St.-Martini-Kirchen-
gemeinde Unterbillingshausen in Bovenden 
(Kirchenkreis Leine-Solling) zum 1. Januar 
2010 aufgehoben.

(2) Aus dem Grundvermögen der Evangelisch-luthe-
rischen St.-Martini-Kirchengemeinde Unter-
billingshausen gehen die Miteigentumsanteile 
an folgenden weiteren Grundstücken auf den 
Evangelisch-lutherischen Kirchenkreis Leine-
Solling (Dotation Kirche) über:

Gemarkung Flur Flur-

stück

Fläche/

ha

Grund-

buch von

Blatt Anteil/Dotation

Heinade 7 186/4 4,7759 Heinade 71 18 % Kirche Un-

terbillingshausen,

9 % Küsterei Un-

terbillingshausen

Heinade 7 274/3 0,0014 Heinade 71 18 % Kirche Un-

terbillingshausen,

9 % Küsterei Un-

terbillingshausen

Hillerse 1 154 2,8014 Hillerse 693 10 % Kirche Un-

terbillingshausen

Hillerse 1 155 1,5091 Hillerse 693 10 % Kirche Un-

terbillingshausen

Hillerse 1 156 0,0690 Hillerse 693 10 % Kirche Un-

terbillingshausen

Hillerse 1 157 0,0242 Hillerse 693 10 % Kirche Un-

terbillingshausen

§ 2

Diese Anordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
2010 in Kraft.

Ha n nover, den 3. Februar 2011

Das Landeskirchenamt

In Vertretung:

(L.S.) D r.  K rä mer

Nr. 10 Aufhebung der Evangelisch-luthe-
rischen Kapellengemeinde Lütgen-
rode in der Evangelisch-lutherischen 
Martin-Luther-Kirchengemeinde Pa-
rensen in Nörten-Hardenberg und 
Umbenennung der Kirchengemeinde 
(Kirchenkreis Göttingen); Ergänzung

Urkunde

Gemäß § 5 der Kirchengemeindeordnung wird in 
Ergänzung der Urkunde vom 9. März 2009 (Kirchl. 
Amtsbl. S. 61) Folgendes angeordnet:

§ 1

(1)  Mit Anordnung vom 9. März 2009 wurde mit 
Wirkung vom 1. Januar 2009 in der Evangelisch-
lutherischen Martin-Luther-Kirchengemeinde 
Parensen in Nörten-Hardenberg (Kirchenkreis 
Göttingen) die Evangelisch-lutherische Kapel-
lengemeinde Lütgenrode in Nörten-Hardenberg 
aufgehoben und die Kirchengemeinde wurde 
umbenannt in „Evangelisch-lutherische Kir-
chengemeinde Parensen-Lütgenrode in Nörten-
Hardenberg“.

(2)  In Ergänzung von § 3 gehen aus dem Grund-
vermögen der Evangelisch-lutherischen Kapel-
lengemeinde Lütgenrode in Nörten-Hardenberg 
auch die Salzabbaugerechtigkeiten an den fol-
genden Grundstücken auf die Evangelisch-lu-
therische Kirchengemeinde Parensen-Lütgen-
rode in Nörten-Hardenberg (Dotation Kirche) 
über:

Grundbuch von Blatt Gemarkung Flur Flurstück Fläche/qm

Lütgenrode 311 Lütgenrode 1 65/1 92 478

Lütgenrode 311 Lütgenrode 2 131/4 920

Lütgenrode 311 Lütgenrode 2 132 132

§ 2

Diese Anordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
2009 in Kraft.

Ha n nover, den 3. Januar 2011

Das Landeskirchenamt

In Vertretung:

(L.S.) D r.  K rä mer
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§ 2

Diese Anordnung tritt mit Wirkung vom 1. Juni 
2010 in Kraft.

Ha n nover, den 21. Dezember 2010

Das Landeskirchenamt

In Vertretung:

(L.S.) D r.  K rä mer

Nr. 14 Eingliederung der Kirchengemeinde 
Reinstorf (Kirchenkreis Bleckede) in 
den Evangelisch-lutherischen Kinder-
tagesstättenverband Lüneburg 

Urkunde

Gemäß § 101 Absatz 1 Satz 1 der Kirchengemein-
deordnung wird nach Anhörung der Beteiligten Fol-
gendes angeordnet:

§ 1

Die Evangelisch-lutherische St.-Viti-Kirchenge-
meinde in Reinstorf (Kirchenkreis Bleckede) wird 
in den Evangelisch-lutherischen Kindertagesstät-
tenverband Lüneburg eingegliedert.

§ 2

Die Satzung des Evangelisch-lutherischen Kin-
dertagesstättenverbandes Lüneburg vom 1. Dezem-
ber 2008 (Kirchl. Amtsbl. S. 258), geändert durch 
Anordnung vom 20. Januar 2010 (Kirchl. Amtsbl. 
S. 5), wird wie folgt geändert:

(1)  In § 1 Absatz 1 Satz 1 werden am Satzende fol-
gende Wörter angefügt:
„• Ev.-luth. St.-Viti-Kirchengemeinde Rein-

storf.“
(2)  In § 2 Absatz 1 Satz 1 werden am Satzende fol-

gende Wörter angefügt:
„• Ev. Kindergarten Barendorf, Schulstraße 4, 

21397 Barendorf.“

§ 3

Diese Anordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
2011 in Kraft.

Ha n nover, den 11. Januar 2011

Nr. 12 Aufhebung der I. Pfarrstelle der pfarr-
amtlich verbundenen Kirchenge-
meinden Evangelisch-lutherische Fe-
licianus-Kirchengemeinde Weyhe in 
Weyhe und Evangelisch-lutherische 
Marien-Kirchengemeinde Leeste in 
Weyhe (Kirchenkreis Syke-Hoya)

Urkunde

Gemäß Artikel 36 der Kirchenverfassung wird 
nach Anhörung der Beteiligten Folgendes angeord-
net:

§ 1

In den pfarramtlich verbundenen Kirchengemein-
den Evangelisch-lutherische Felicianus-Kirchen-
gemeinde Weyhe in Weyhe und Evangelisch-luthe-
rische Marien-Kirchengemeinde Leeste in Weyhe 
(Kirchenkreis Syke-Hoya) wird die I. Pfarrstelle 
aufgehoben. 

§ 2

Diese Anordnung tritt mit Wirkung vom 1. De-
zember 2010 in Kraft.

Ha n nover, den 21. Dezember 2010

Das Landeskirchenamt

In Vertretung:

(L.S.) D r.  K rä mer

Nr. 13 Aufhebung der II. Pfarrstelle in der 
Evangelisch-lutherischen Kirchenge-
meinde Meckelfeld (Kirchenkreis Hitt-
feld)

Urkunde

Gemäß Artikel 36 der Kirchenverfassung wird 
nach Anhörung der Beteiligten Folgendes angeord-
net:

§ 1

(1)  In der Evangelisch-lutherischen Kirchenge-
meinde Meckelfeld in Seevetal (Kirchenkreis 
Hittfeld) wird die II. Pfarrstelle aufgehoben. 

(2) Die bisherige III. Pfarrstelle wird neue II. 
Pfarrstelle dieser Kirchengemeinde.
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Das Landeskirchenamt

In Vertretung:

(L.S.) D r.  K rä mer

Satzung für den
Evangelisch-lutherischen 

Kindertagesstättenverband Cuxhaven

Die unterzeichnenden Kirchengemeinden bekräf-
tigen den Gedanken des Leitbildes des Kirchen-
kreises Cuxhaven für die Arbeit in seinen Kinder-
tagesstätten:

Die evangelischen Kindertagesstätten sind Ein-
richtungen der Jugendhilfe in kirchlicher Träger-
schaft. Sie arbeiten im Rahmen des kirchlichen und 
staatlichen Bildungs- und Erziehungsauftrages. Die 
Träger, die Leitungen und die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter nehmen den Auftrag und die Botschaft 
Jesu ernst, der sagt: „Lasst die Kinder zu mir kom-
men und wehrt sie nicht ab, denn ihnen gehört das 
Reich Gottes. Wer das Reich Gottes nicht annimmt 
wie ein Kind, wird nicht hineinkommen.“ Und er 
herzte sie, legte ihnen die Hände auf und segnete 
sie (Markus 10).

Jedes Kind ist einzigartig. Es ist ein Geschenk 
Gottes. Es ist ausgezeichnet als eine liebenswerte 
Persönlichkeit. 

Aus diesem Auftrag und dieser Verheißung heraus 
begreifen die unterzeichnenden Kirchengemeinden, 
die Zuwendung zu Kindern als Verantwortung und 
Aufgabe im Betrieb von Kindertageseinrichtungen 
im Rahmen des staatlichen Bildungsauftrages. Die 
evangelischen Tageseinrichtungen im Evangelisch-
lutherischen Kirchenkreis Cuxhaven regen Bil-
dungsprozesse an. Sie sind ein Ort der gemeinsamen 
Erziehung, Bildung und Förderung behinderter und 
nicht behinderter Kinder. Kinder und deren Eltern 
fi nden in ihnen einen Ort der Begegnung und An-
sprechpartner über die Angelegenheiten der Tages-
stätte hinaus. 

In den evangelischen Kindertagesstätten werden 
Kinder ohne Ansehen der Konfession, Nationalität 
und Religion aufgenommen. Die Kindertagesstät-
tenarbeit bleibt wesentlicher Bestandteil der Arbeit 
der Kirchengemeinden. Die Kinder sind eingebun-
den in das Leben der Kirchengemeinde. Vor dem 
Hintergrund sich verändernder Rahmenbedin-
gungen ist eine einrichtungsübergreifende Planung 
und Steuerung der Arbeit der evangelischen Kin-
dertagesstätten unerlässlich, um Kirchenvorstände 
und Pfarrämter von administrativen Tätigkeiten zu 
entlasten, die fi nanzielle Verantwortung zu bündeln 
und einen fl exibleren Einsatz der Mitarbeitenden zu 
gewährleisten. Daher soll die Trägerschaft der Ta-
geseinrichtung von der Kirchengemeinde auf den 

Das Landeskirchenamt

In Vertretung:

(L.S.) D r.  K rä mer

Nr. 15 Errichtung des Kirchengemeinde-
verbandes „Evangelisch-lutherischer 
Kindertagesstättenverband Cuxhaven“ 
(Kirchenkreis Cuxhaven) 

Urkunde

Gemäß Artikel 26 Abs. 2 der Kirchenverfassung 
und § 101 Abs. 1 Satz 1 der Kirchengemeindeord-
nung wird nach Anhörung der Beteiligten Folgendes 
angeordnet:

§ 1

Zur gemeinsamen Trägerschaft von Kindertages-
stätten werden 
 - die Evangelisch-lutherische St.-Nicolai-Kirchen-

gemeinde Altenbruch in Cuxhaven,
 - die Evangelisch-lutherische Kreuz-Kirchenge-

meinde Altenwalde in Cuxhaven,
 - die Evangelisch-lutherische Emmaus-Kirchenge-

meinde in Cuxhaven,
 - die Evangelisch-lutherische Gnaden-Kirchenge-

meinde in Cuxhaven,
 - die Evangelisch-lutherische St.-Petri-Kirchenge-

meinde in Cuxhaven,
 - die Evangelisch-lutherische St.-Gertrud-Kirchen-

gemeinde Cuxhaven-Döse in Cuxhaven,
 - die Evangelisch-lutherische St.-Abundus-Kir-

chengemeinde Cuxhaven-Groden in Cuxhaven 
und

 - die Evangelisch-lutherische Martins-Kirchenge-
meinde Cuxhaven-Ritzebüttel in Cuxhaven,

(Kirchenkreis Cuxhaven) zu einem Kirchengemein-
deverband zusammengeschlossen. Dieser trägt den 
Namen „Evangelisch-lutherischer Kindertagesstät-
tenverband Cuxhaven”.

§ 2

Die Satzung des Kirchengemeindeverbandes und 
der Vermerk über die Genehmigung der Satzung 
werden im Kirchlichen Amtsblatt veröffentlicht.

§ 3

Diese Anordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
2011 in Kraft.

Ha n nover, den 11. Januar 2011
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 - Evangelische Kindertagesstätte Martinskir-
che, Vorwerk 3;

 - Evangelische Kindertagesstätte Regenbogen, 
Sahlenburger Weg 40;

 - Evangelische Kindertagesstätte St.Abundus, 
Papenstraße 2a;

 - Evangelische Kindertagesstätte St.Gertrud, 
Steinmarnerstr.5a;

 - Evangelische Kindertagesstätte St.Nicolai, 
Gammenteil 2;

 - Evangelische Kindertagesstätte St.Petri, 
Strichweg 23.

 Zu diesem Zweck übertragen die beteiligten 
Kirchengemeinden die Trägerschaft der vorge-
nannten Kindertagesstätten auf den Kinderta-
gesstättenverband.

(2)  Der Kindertagesstättenverband hat die Aufga-
be, alle die Tageseinrichtungen betreffenden 
Entscheidungen grundsätzlicher und plane-
rischer Art zu treffen und sie umzusetzen. Hier-
zu gehören insbesondere:
a) Förderung der inhaltlichen, personellen und 

fi nanziellen Zusammenarbeit der Kinderta-
gesstätten auf Verbandsebene,

b) Dienstaufsicht über die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in den Kindertagesstätten,

c) Vertretung der Kindertagesstätten nach au-
ßen (gegenüber Kommune, Landkreis, Kir-
chenkreis, Landeskirche, Sprengelfachbera-
tung und anderen),

d) Verabschiedung des Haushaltsplanes,
e) Bewirtschaftung der für die Kindertages-

stätten zur Verfügung stehenden Mittel,
f) Beantragung und Abrechnung der Betriebs-

kostenzuschüsse mit der Kommune und dem 
Land,

g) Bauunterhaltung und Gebäudebewirtschaf-
tung,

h) Errichtung, Veränderung, Besetzung und 
Aufhebung von Stellen.

(3) Der Kindertagesstättenverband übernimmt die 
sich aus den zwischen den Kirchengemeinden 
und der Kommune bestehenden Betriebsfüh-
rungsverträgen ergebenden Rechte und Pfl ich-
ten. Hierzu sind Überleitungsverträge zwischen 
dem Kindertagesstättenverband und der Kom-
mune abzuschließen. Der Kindertagesstätten-
verband übernimmt auch sämtliche Betreu-
ungsverhältnisse mit den Eltern. Entsprechende 
Überleitungsverträge sind abzuschließen.

(4) Dem Kindertagesstättenverband können auf-
grund übereinstimmender Kirchenvorstandsbe-
schlüsse weitere Aufgaben und Befugnisse der 
Kirchengemeinden übertragen werden.

Kindertagesstättenverband übertragen werden. Das 
dient der Stärkung des evangelischen Profi ls der Ar-
beit.

§ 1 Mitglieder

(1)  Die folgenden Kirchengemeinden des Evange-
lisch-lutherischen Kirchenkreises Cuxhaven, 
nachfolgend Kirchengemeinden genannt, bil-
den einen Kirchengemeindeverband als Kör-
perschaft des öffentlichen Rechts gemäß §§ 
100ff. der Kirchengemeindeordnung:
 - Evangelisch-lutherische Kreuz-Kirchenge-

meinde Altenwalde,
 - Evangelisch-lutherische Emmaus-Kirchen-

gemeinde Cuxhaven,
 - Evangelisch-lutherische Gnaden-Kirchenge-

meinde Cuxhaven,
 - Evangelisch-lutherische Martins-Kirchenge-

meinde Cuxhaven-Ritzebüttel,
 - Evangelisch-lutherische St.-Gertrud-Kir-

chengemeinde Cuxhaven-Döse,
 - Evangelisch-lutherische St.-Abundus-Kir-

chengemeinde Cuxhaven-Groden,
 - Evangelisch-lutherische St.-Nicolai-Kirchen-

gemeinde Altenbruch,
 - Evangelisch-lutherische St.-Petri-Kirchenge-

meinde Cuxhaven.
(2) Der Name des Kindertagesstättenverbandes 

lautet: „Evangelisch-lutherischer Kindertages-
stättenverband Cuxhaven“, nachfolgend Kin-
dertagesstättenverband genannt. Der Kinderta-
gesstättenverband hat seinen Sitz in Cuxhaven.

(3)  Über die Aufnahme weiterer Mitglieder ent-
scheidet das Landeskirchenamt (§ 102 Abs. 1 
KGO). Der Verbandsvorstand kann dazu einen 
Antrag stellen, der mit einfacher Mehrheit be-
schlossen wird.

§ 2 Aufgaben des 
Kindertagesstättenverbandes

(1) Ziel und Zweck des Kindertagesstättenver-
bandes ist es, die folgenden evangelischen Ta-
geseinrichtungen für Kinder, die bisher von den 
Mitgliedern des Kindertagesstättenverbandes 
getragen wurden, mit klarem evangelischem 
Profi l effi zient zu betreiben:

 - Evangelische Kindertagesstätte Altenwalde, 
Frankenweg 4;

 - Evangelische Kindertagesstätte Emmaus, 
Regerstraße 37;

 - Evangelische Kindertagesstätte Gnadenkir-
che, Pommernstraße 83;

 - Evangelische Kindertagesstätte Lummer-
land, Lappeplatz 1;
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(3) Bei Neueinstellungen einer Leitung in einer 
Kindertagesstätte muss das Einvernehmen zwi-
schen der jeweiligen Kirchengemeinde und dem 
Kindertagesstättenverband hergestellt werden. 

§ 5 Verbandsvorstand

(1) Organ des Kindertagesstättenverbandes ist der 
Verbandsvorstand. Er besteht aus
a) einem geistlichen oder nichtgeistlichen Mit-

glied je Kindertagesstätte, das der jeweilige 
Kirchenvorstand aus seiner Mitte wählt, und

b) zwei Mitgliedern, darunter einem Pastor 
oder einer Pastorin, die vom Verbandsvor-
stand berufen werden; eines der Mitglieder 
muss Kirchenkreisvorsteher oder Kirchen-
kreisvorsteherin sein. Der Kirchenkreistag 
kann hierzu Vorschläge machen.

 Liegen im Bereich einer Kirchengemeinde 
mehrere Kindertagesstätten, kann der Kirchen-
vorstand abweichend von Satz 2 Buchstabe a) 
auch für jeweils zwei Kindertagesstätten ein 
Mitglied wählen; dieses hat dann zwei Stim-
men. Dem Verbandsvorstand soll mindestens 
ein geistliches Mitglied aus einer Kirchenge-
meinde angehören, die Mitglied des Kinderta-
gesstättenverbandes ist. 

(2)  Je Kindertagesstätte, im Fall des Absatzes 1 
Satz 3 je Kirchengemeinde, ist ein stellvertre-
tendes Mitglied durch den jeweiligen Kirchen-
vorstand aus seiner Mitte zu wählen, das im 
Falle der Verhinderung des Mitglieds an dessen 
Stelle tritt.

(3)  Ein gewähltes Mitglied oder ein stellvertre-
tendes Mitglied scheidet aus dem Verbands-
vorstand aus, wenn es aus dem Kirchenvor-
stand ausscheidet, aus dem es gewählt ist. Der 
betroffene Kirchenvorstand wählt aus seiner 
Mitte unverzüglich einen Nachfolger oder eine 
Nachfolgerin. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
des Kindertagesstättenverbandes, des Kirchen-
kreises oder einer dem Kindertagesstättenver-
band angehörenden Kirchengemeinde können 
nicht Mitglied des Verbandsvorstandes sein.

(4) Der Verbandsvorstand wird jeweils innerhalb 
einer Frist von drei Monaten nach Neubildung 
der Kirchenvorstände neu gebildet. Er wählt 
aus seiner Mitte einen Vorsitzenden oder eine 
Vorsitzende und einen stellvertretenden Vorsit-
zenden oder eine stellvertretende Vorsitzende.

(5)  An den Sitzungen des Verbandsvorstandes neh-
men die betriebswirtschaftliche und die päda-
gogische Geschäftsführung des Kindertages-
stättenverbandes mit beratender Stimme teil. 
Leitungen und weitere fachkundige Personen 
können beratend ohne Stimmrecht teilnehmen, 

(5) Die rechtliche Selbständigkeit der Kirchenge-
meinden und die kirchengesetzlichen Entschei-
dungskompetenzen ihrer verfassungsmäßigen 
Organe (Kirchenvorstände und Pfarrämter) 
bleiben unberührt, sofern im Folgenden nicht 
etwas anderes vereinbart ist.

§ 3 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

(1) Der Kindertagesstättenverband wird Anstel-
lungsträger für alle neu einzustellenden 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Kin-
dertagesstättenbereich. Er übernimmt die An-
stellungsträgerschaft der zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens der Satzung im Kindertagesstät-
tenbereich der Kirchengemeinden angestell-
ten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zu den 
gleichen Bedingungen. Entsprechende Überlei-
tungsverträge sind abzuschließen.

(2) Auf den Kindertagesstättenverband sind die in 
der Landeskirche für Kirchengemeinden gel-
tenden Bestimmungen über Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter anzuwenden.

§ 4 Aufgaben der Kirchengemeinden

(1)  Die Kirchengemeinden erkennen die Kinderta-
gesstätten als wichtigen Beitrag zum Gemein-
deaufbau und Bestandteil des gemeindlichen 
Lebens an. Aufgabe der Kirchengemeinden ist 
die seelsorgerliche und religionspädagogische 
Begleitung und Unterstützung der Mitarbeiten-
den und Kinder der Kindertagesstätten sowie 
deren Familien.

(2) Der Kindertagesstättenverband und die Kir-
chengemeinden verpfl ichten sich, die inhalt-
liche Einbindung der Kindertagesstätten in die 
Arbeit und das Leben der Kirchengemeinde, in 
deren Bereich sich die Kindertagesstätte befi n-
det, beizubehalten und auch künftig sicherzu-
stellen. Dies geschieht unter anderem durch: 
a) regelmäßige Einbeziehung der Kindertages-

stätte in gemeindliche Aktivitäten,
b) regelmäßige Teilnahme der Kindertagesstät-

tenleitung an Dienstbesprechungen der Kir-
chengemeinde,

c) mindestens jährliche Berichterstattung der 
Kindertagesstättenleitung im Kirchenvor-
stand,

d) regelmäßige Besuche des Pfarramtes in der 
Kindertagesstätte,

e) Nutzung der Öffentlichkeitsarbeit der Kir-
chengemeinde durch die Kindertagesstätte,

f) Vertretung des Kindertagesstättenverbandes 
im Beirat nach § 10 des Gesetzes über Ta-
geseinrichtungen für Kinder (KiTaG).
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wird. Dieser Aufgabenverteilungsplan kann 
später mit einer Mehrheit von drei Vierteln der 
Stimmen der satzungsmäßigen Mitglieder des 
Verbandsvorstandes geändert werden. Inner-
halb des Aufgabenverteilungsplanes können 
in begründeten Ausnahmefällen Sonderrege-
lungen für einzelne Kindertagesstätten getrof-
fen werden.

(3)  Der Verbandsvorstand vertritt den Kinderta-
gesstättenverband. In den Rechts- und Verwal-
tungsgeschäften sowie gerichtlichen Verfahren 
wird der Verbandsvorstand durch seinen Vor-
sitzenden oder seine Vorsitzende, bei seiner 
Verhinderung durch den stellvertretenden Vor-
sitzenden oder die stellvertretende Vorsitzende 
vertreten.

(4)  Erklärungen des Verbandsvorstandes, durch 
die für den Kindertagesstättenverband Rechte 
oder Pfl ichten begründet, verändert oder aufge-
hoben oder durch die Vollmachten erteilt wer-
den, sind von dem oder der Vorsitzenden oder 
dem oder der stellvertretenden Vorsitzenden 
und einem weiteren Mitglied des Verbandsvor-
standes gemeinsam und schriftlich abzugeben. 
Sie sind, sofern sie nicht öffentlich beurkundet 
werden, nur rechtsverbindlich, wenn sie eigen-
händig unterschrieben und mit dem Siegel des 
Verbandsvorstandes versehen worden sind. Ist 
eine kirchenaufsichtliche Genehmigung kir-
chengesetzlich vorgeschrieben, so ist die Erklä-
rung erst mit der Erteilung der Genehmigung 
rechtswirksam. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht 
für Erklärungen des täglichen Geschäftsver-
kehrs.

(5) Die Aufgaben und Zuständigkeiten sind über 
den § 6 dieser Satzung hinaus in einer Verein-
barung und in den Dienstanweisungen für die 
Geschäftsführung festgelegt.

(6)  Der Kindertagesstättenverband arbeitet mit an-
deren Trägern von Kindertageseinrichtungen 
zusammen, insbesondere der Katholischen Kir-
che und der Aktion Kinderbetreuung. 

§ 7 Finanzen und Vermögen

(1) Für den Kindertagesstättenverband wird ein 
Haushaltsplan aufgestellt, der durch den Ver-
bandsvorstand beschlossen wird.

(2) Der fi nanzielle Aufwand des Kindertagesstät-
tenverbandes wird durch Umlagen, die aus den 
Haushalten der Kindertagesstätten zu fi nanzie-
ren sind, gedeckt. Der Umlageschlüssel wird 
vom Verbandsvorstand festgelegt.

(3)  Sofern die Kirchengemeinden Eigentümerinnen 
der Kindergartengebäude und -grundstücke 
sind, verbleiben diese im Eigentum der jewei-
ligen Kirchengemeinde. Diese stellen die Ge-

wenn der Verbandsvorstand dies beschließt, 
§ 51 Abs. 2 KGO ist zu beachten. Der Super-
intendent oder die Superintendentin sowie die 
Fachberatung im Sprengel Stade werden zu den 
Sitzungen eingeladen. Ohne Stimmrecht kann 
ein Mitarbeiter oder eine Mitarbeiterin des Kin-
dertagesstättenverbandes gemäß § 42a KGO an 
den Sitzungen teilnehmen. Die Kindertages-
stättenleitungen berichten mindestens jährlich 
im Verbandsvorstand.

(6)  Die Vorschriften der KGO, insbesondere die 
§§ 100 bis 111 und die Vorschriften des IV. 
Teiles, 3. Abschnitt, fi nden für die Arbeit des 
Verbandsvorstandes Anwendung. Für die Tätig-
keit des Verbandsvorstandes gelten ergänzend 
die Vorschriften für die Kirchenvorstände sinn-
gemäß, soweit die Satzung keine abweichenden 
Regelungen trifft. 

(7) Die Sitzungen sind grundsätzlich nicht öffent-
lich. Über die Zulassung der Öffentlichkeit ent-
scheidet der Verbandsvorstand in nichtöffent-
licher Sitzung.

(8)  Sitzungen sind von dem oder der Vorsitzenden, 
im Falle seiner oder ihrer Verhinderung von 
dem oder der stellvertretenden Vorsitzenden re-
gelmäßig, mindestens jedoch viermal im Jahr 
einzuberufen.

(9)  Außerordentliche Sitzungen beruft der oder die 
Vorsitzende nach eigenem Ermessen ein. Sie 
oder er ist verpfl ichtet, eine außerordentliche 
Sitzung einzuberufen, wenn die oder der stell-
vertretende Vorsitzende, ein Kirchenvorstand, 
der Kirchenkreisvorstand oder das Landeskir-
chenamt dieses unter Angabe des Beratungsge-
genstandes verlangt.

(10) Nach drei Jahren fi ndet eine Evaluation mit dem 
Ziel statt, die Arbeitsprozesse des Verbands-
vorstandes zu überprüfen. Insbesondere sollen 
Aussagen getätigt werden, ob ein geschäftsfüh-
render Ausschuss eingerichtet werden soll.

§ 6 Aufgaben des Verbandsvorstandes

(1)  Der Verbandsvorstand trägt die Gesamtver-
antwortung für die Kindertagesstätten. Dies 
umfasst insbesondere die strategische Planung 
und die Organisation in den Kindertagesstät-
ten. 

(2)  Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten kön-
nen vom Verbandsvorstand auf Kirchenvorstän-
de, in deren Bereich eine Kindertagesstätte 
gelegen ist, die Geschäftsführung und auf Kin-
dertagesstättenleitungen übertragen werden. 
Dies erfolgt in einem besonderen Aufgabenver-
teilungsplan, der im Rahmen der Gründung des 
Kindertagesstättenverbandes von den Organen 
der beteiligten Körperschaften beschlossen 
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gischen Geschäftsführung im Benehmen mit 
der Sprengelfachberatung mit einer sozialpä-
dagogischen Fachkraft besetzt werden. Für die 
Aufgaben sind angemessene Stundenumfänge 
zur Verfügung zu stellen. Anstellungsträger der 
pädagogischen Leitung ist der Kindertagesstät-
tenverband.

(4) Der Sitz der pädagogischen Geschäftsführung 
ist wegen der Nähe zu den Kindertageseinrich-
tungen in der Stadt Cuxhaven.

(5) Betriebswirtschaftliche und pädagogische Ge-
schäftsführung erledigen ihre Aufgaben gemäß 
dem Aufgabenverteilungsplan einvernehmlich. 
Ist ein Einvernehmen nicht herzustellen, ent-
scheidet die oder der Vorsitzende des Verbands-
vorstandes.

(6)  Die Aufgaben der pädagogischen und betriebs-
wirtschaftlichen Geschäftsführung sind in einer 
Dienstanweisung festzulegen. Darin ist konkret 
und abschließend zu regeln, welche Aufgaben 
ihr obliegen. 

§ 10 Aufl ösung, Ausscheiden

(1)  Das Landeskirchenamt kann den Kindertages-
stättenverband auf Antrag des Verbandsvor-
standes oder von Amts wegen aufl ösen.

(2)  Dabei verbleiben zweckbestimmte Vermögens-
werte bei den jeweiligen Kirchengemeinden, 
sofern der Verbandsvorstand keine andere Ver-
wendung beschließt. Eventuell verbleibende 
allgemeine Vermögenswerte fallen proportional 
zu den Haushaltsvolumina der Kindertagesstät-
ten den jeweiligen Kirchengemeinden zu.

(3) Jede Kirchengemeinde oder der Kirchenvor-
stand kann frühestens nach einem Jahr mit ei-
ner Kündigungsfrist von einem Jahr zum Ende 
des Haushaltsjahres kündigen. In diesem Falle 
ist eine Rückübertragung der Trägerschaft für 
die Kindertagessstätte vorzunehmen. Über die 
Ausgliederung entscheidet das Landeskirchen-
amt.

§ 11 Inkrafttreten, Genehmigung

(1)  Diese Satzung tritt vorbehaltlich des Zustande-
kommens der nach § 2 Abs. 3 erforderlichen 
Verträge mit der Kommune am 01. Januar 2011 
in Kraft. 

(2) Die Satzung bedarf der kirchenaufsichtlichen 
Genehmigung des Landeskirchenamtes.

Cu x haven , den 14. Dezember 2010

Für die Evangelisch-lutherische Kreuz-Kirchenge-
meinde Altenwalde
(Vorsitzende/r) (Mitglied) (L.S.)

bäude dem Kindertagesstättenverband zur Nut-
zung zur Verfügung. Im Gegenzug übernimmt 
der Kindertagesstättenverband die Verpfl ich-
tung, alle notwendigen Investitionen an den 
Gebäuden durchzuführen und zu fi nanzieren. 
Bei allen Baumaßnahmen an den Gebäuden ist 
der Kirchenvorstand vorher in die Planung ein-
zubeziehen, ebenso ist für die Ausführung die 
Genehmigung des Kirchenvorstandes erforder-
lich.

(4)  Belegt die Kindertagesstätte nur einen Teil 
eines Gebäudes, gilt Absatz 3 entsprechend. 
Bauunterhaltungskosten sowie der zur Finan-
zierung erforderliche Trägeranteil werden pro-
portional zur Kubatur aufgeteilt. 

(5) Der Kirchenkreis bringt zur Anschubfi nanzie-
rung des Kindertagesstättenverbandes eine 
für Kindertagesstättenarbeit zweckgebundene 
Geldsumme in Höhe von 100.000 Euro ein.

(6) Sofern sich die Kindertagesstättengebäude und 
-grundstücke im Eigentum der jeweiligen Kom-
mune befi nden oder von dieser angemietet wer-
den, gelten die Vereinbarungen zwischen Kir-
chengemeinde und Kommune weiter.

§ 8 Zusammenarbeit des 
Verbandsvorstandes mit den Gremien der 
Kirchengemeinde und des Kirchenkreises

(1)  Der Verbandsvorstand leitet die Protokolle sei-
ner Sitzungen den Kirchengemeinden und dem 
Kirchenkreisvorstand zu.

(2) Der Verbandsvorstand berichtet dem Kirchen-
kreistag einmal jährlich über seine Tätigkeit.

(3) Die oder der Vorsitzende des Verbandsvor-
standes berichtet dem Kirchenkreisvorstand 
mindestens einmal jährlich. Der vorläufi ge Jah-
resabschluss ist dem Kirchenkreisvorstand zur 
Kenntnis zu geben.

§ 9 Betriebswirtschaftliche und 
pädagogische Geschäftsführung

(1) Der Verbandsvorstand des Kindertagesstätten-
verbandes entscheidet über die betriebswirt-
schaftliche und pädagogische Geschäftsfüh-
rung.

(2)  Bei Gründung des Kindertagesstättenverbandes 
wird die betriebswirtschaftliche Geschäftsfüh-
rung des Kindertagesstättenverbandes dem 
Kirchenkreisamt Bremerhaven nach Genehmi-
gung durch den Kirchenkreisvorstand übertra-
gen.

(3)  Bei Gründung des Kindertagesstättenverbandes 
wird die pädagogische Geschäftsführung der 
Fachberatung des Kirchenkreises übertragen. 
Im Folgenden muss die Stelle der pädago-
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Kirchengemeinden wird Pfarrstelle der Evangelisch-
lutherischen Trinitatis-Kirchengemeinde in Sehlem. 
Die II. Pfarrstelle wird Pfarrstelle der Evangelisch-
lutherischen St.-Marien-Kirchengemeinde in Wol-
tershausen.

§ 2

(1)  Die Evangelisch-lutherische Kirchengemeinde 
Adenstedt-Wrisbergholzen in Adenstedt,
die Evangelisch-lutherische Moritz-Kirchenge-
meinde in Almstedt,
die Evangelisch-lutherische Kirchengemeinde 
Graste-Netze in Woltershausen,
die Evangelisch-lutherische Sophien-Kirchen-
gemeinde in Lamspringe,
die Evangelisch-lutherische Marien-Kirchenge-
meinde Möllensen in Sibbesse,
die Evangelisch-lutherische Auferstehungs-
Kirchengemeinde in Neuhof,
die Evangelisch-lutherische Antonius-Kirchen-
gemeinde Petze in Sibbesse,
die Evangelisch-lutherische Nicolai-Kirchenge-
meinde in Sibbesse und
die Evangelisch-lutherische St.-Marien-Kir-
chengemeinde in Woltershausen,
werden pfarramtlich verbunden.

(2)  Die Pfarrstelle der Kirchengemeinde Adenstedt-
Wrisbergholzen wird I. Pfarrstelle, die Pfarr-
stelle der Kirchengemeinden Graste-Netze, 
Lamspringe und Neuhof wird II. Pfarrstelle, die 
Pfarrstelle der Kirchengemeinden Möllensen, 
Petze und Sibbesse wird III. Pfarrstelle, die 
Pfarrstelle der Kirchengemeinde Almstedt wird 
IV. Pfarrstelle, die Pfarrstelle der Kirchenge-
meinde Woltershausen wird V. Pfarrstelle des 
gemeinschaftlichen Pfarramtes.

§ 3

Diese Anordnung tritt am 1. Januar 2011 in Kraft.

Ha n nover, den 21. Dezember 2010

Das Landeskirchenamt

In Vertretung:

(L.S.) D r.  K rä mer

Für die Evangelisch-lutherische Emmaus-Kirchen-
gemeinde Cuxhaven
(Vorsitzende/r) (Mitglied) (L.S.)

Für die Evangelisch-lutherische Gnaden-Kirchen-
gemeinde Cuxhaven 
(Vorsitzende/r) (Mitglied) (L.S.)

Für die Evangelisch-lutherische Martins-Kirchen-
gemeinde Cuxhaven-Ritzebüttel 
(Vorsitzende/r) (Mitglied) (L.S.)

Für die Evangelisch-lutherische St.-Gertrud-Kir-
chengemeinde Cuxhaven-Döse 
(Vorsitzende/r) (Mitglied) (L.S.)

Für die Evangelisch-lutherische St.-Abundus-Kir-
chengemeinde Cuxhaven-Groden
(Vorsitzende/r) (Mitglied) (L.S.)

Für die Evangelisch-lutherische St.-Nicolai-Kir-
chengemeinde Altenbruch 
(Vorsitzende/r) (Mitglied) (L.S.)

Für die Evangelisch-lutherische St.-Petri-Kirchen-
gemeinde Cuxhaven 
(Vorsitzende/r) (Mitglied) (L.S.)

Die vorstehende Satzung genehmigen wir gemäß 
§ 101 Abs. 2 Satz 2 der Kirchengemeindeordnung 
kirchenaufsichtlich.

Ha n nover, den 11. Januar 2011

Das Landeskirchenamt

In Vertretung:

(L.S.) D r.  K rä mer

Nr. 16 Änderungen pfarramtlicher Verbin-
dungen im Evangelisch-lutherischen 
Kirchenkreis Alfeld

Urkunde

Gemäß Artikel 36 der Kirchenverfassung wird 
nach Anhörung der Beteiligten Folgendes angeord-
net:

§ 1

Die pfarramtliche Verbindung der Evangelisch-
lutherischen Trinitatis-Kirchengemeinde in Sehlem 
und der Evangelisch-lutherischen St.-Marien-Kir-
chengemeinde in Woltershausen (Kirchenkreis 
Alfeld) wird aufgehoben. Die I. Pfarrstelle dieser 
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chengemeinde Oesede in Georgsmarienhüt-
te (Kirchenkreis Georgsmarienhütte) werden 
pfarramtlich verbunden.

(2) Die I. und II. Pfarrstelle der Evangelisch-lu-
therischen Luther-Kirchengemeinde in Ge-
orgsmarienhütte werden I. und II. Pfarrstelle, 
die Pfarrstelle der Evangelisch-lutherischen 
König-Christus-Kirchengemeinde Oesede wird 
III. Pfarrstelle, die Pfarrstelle der Evangelisch-
lutherischen Auferstehungs-Kirchengemeinde 
Kloster Oesede wird IV. Pfarrstelle des gemein-
schaftlichen Pfarramtes.

§ 2

Diese Anordnung tritt am 1. Januar 2011 in Kraft.

Ha n nover, den 21. Dezember 2010

Das Landeskirchenamt

In Vertretung:

(L.S.) D r.  K rä mer

Nr. 19 Pfarramtliche Verbindung der evange-
lisch-lutherischen Kirchengemeinden 
Betzendorf und Embsen (Kirchenkreis 
Lüneburg)

Urkunde

Gemäß Artikel 36 der Kirchenverfassung wird 
nach Anhörung der Beteiligten Folgendes angeord-
net:

§ 1

(1) Die Evangelisch-lutherische St.-Peter-und-
Pauls-Kirchengemeinde in Betzendorf und die 
Evangelisch-lutherische Katharinen-Kirchen-
gemeinde in Embsen (Kirchenkreis Lüneburg) 
werden pfarramtlich verbunden.

(2) Die I. und II. Pfarrstelle der Evangelisch-lu-
therischen Katharinen-Kirchengemeinde in 
Embsen werden I. und II. Pfarrstelle, die Pfarr-
stelle der Evangelisch-lutherischen St.-Peter-
und-Pauls-Kirchengemeinde in Betzendorf 
wird III. Pfarrstelle des gemeinschaftlichen 
Pfarramtes.

§ 2

Die mit dem Patronat über die Evangelisch-lu-
therische Katharinen-Kirchengemeinde in Embsen 
verbundenen Rechte und Pfl ichten bleiben erhalten.

Nr. 17 Pfarramtliche Verbindung der evange-
lisch-lutherischen Kirchengemeinden 
Brelingen und Mellendorf (Kirchen-
kreis Burgwedel-Langenhagen)

Urkunde

Gemäß Artikel 36 der Kirchenverfassung wird 
nach Anhörung der Beteiligten Folgendes angeord-
net:

§ 1

(1) Die Evangelisch-lutherische St.-Martini-Kir-
chengemeinde Brelingen in Wedemark und die 
Evangelisch-lutherische St.-Georgs-Kirchenge-
meinde Mellendorf in Wedemark (Kirchenkreis 
Burgwedel-Langenhagen) werden pfarramtlich 
verbunden.

(2)  Die I. und II. Pfarrstelle der Evangelisch-luthe-
rischen St.-Georgs-Kirchengemeinde Mellen-
dorf werden I. und II. Pfarrstelle, die Pfarrstelle 
der Evangelisch-lutherischen St.-Martini-Kir-
chengemeinde Brelingen wird III. Pfarrstelle 
des gemeinschaftlichen Pfarramtes.

§ 2

Diese Anordnung tritt am 1. Januar 2011 in Kraft.

Ha n nover, den 6. Dezember 2010

Das Landeskirchenamt

In Vertretung:

(L.S.) D r.  K rä mer

Nr. 18 Pfarramtliche Verbindung der evange-
lisch-lutherischen Kirchengemeinden 
Georgsmarienhütte, Kloster Oesede 
und Oesede (Kirchenkreis Georgsma-
rienhütte)

Urkunde

Gemäß Artikel 36 der Kirchenverfassung wird 
nach Anhörung der Beteiligten Folgendes angeord-
net:

§ 1

(1) Die Evangelisch-lutherische Luther-Kirchenge-
meinde in Georgsmarienhütte, die Evangelisch-
lutherische Auferstehungs-Kirchengemeinde 
Kloster Oesede in Georgsmarienhütte und die 
Evangelisch-lutherische König-Christus-Kir-
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§ 3

Diese Anordnung tritt zum 1. Januar 2011 in 
Kraft.

Ha n nover, den 16. Dezember 2010

Das Landeskirchenamt

In Vertretung:

(L.S.) D r.  K rä mer

Nr. 21 Zusammenlegung der evangelisch-lu-
therischen Kirchengemeinden Heinde-
Listringen und Lechstedt (Kirchen-
kreis Hildesheimer Land)

Urkunde

Gemäß Artikel 28 und 36 der Kirchenverfassung 
wird nach Anhörung der Beteiligten Folgendes an-
geordnet:

§ 1

In der Evangelisch-lutherischen Kirchengemeinde 
Lechstedt in Bad Salzdetfurth (Kirchenkreis Hildes-
heimer Land) wird die Pfarrstelle aufgehoben.

§ 2

Die Evangelisch-lutherische Kirchengemeinde 
Heinde-Listringen in Bad Salzdetfurth (Kirchen-
kreis Hildesheimer Land) und die Evangelisch-
lutherische Kirchengemeinde Lechstedt in Bad 
Salzdetfurth werden zu einer Kirchengemeinde 
zusammengelegt. Diese trägt den Namen „Evange-
lisch-lutherische Kirchengemeinde Innerstetal in 
Bad Salzdetfurth“. Sie ist Rechtsnachfolgerin der 
Evangelisch-lutherischen Kirchengemeinde Heinde-
Listringen und der Evangelisch-lutherischen Kir-
chengemeinde Lechstedt.

§ 3

(1)  Die bisherigen Mitglieder der Kirchenvorstände 
werden Mitglieder des Kirchenvorstandes der 
Evangelisch-lutherischen Kirchengemeinde In-
nerstetal.

(2)  Die nach § 8 Abs. 2 und 4 Kirchenkreisordnung 
bestimmten Mitglieder und stellvertretenden 
Mitglieder des Kirchenkreistages scheiden aus 
diesen Ämtern aus. Der Kirchenvorstand der 
Evangelisch-lutherischen Kirchengemeinde In-
nerstetal entsendet entsprechend der Gemein-

§ 3

Diese Anordnung tritt am 1. Januar 2011 in Kraft.

Ha n nover, den 21. Dezember 2010

Das Landeskirchenamt

In Vertretung:

(L.S.) D r.  K rä mer

Nr. 20 Pfarramtliche Verbindung der Evan-
gelisch-lutherischen St.-Wilhadi-
Kirchengemeinde in Stade, der 
Evangelisch-lutherischen St.-Cosmae-
und-St.-Nicolai-Kirchengemeinde in 
Stade und der St.-Nicolai-Kirchenge-
meinde Bützfl eth in Stade (Kirchen-
kreis Stade)

Urkunde

Gemäß Artikel 36 der Kirchenverfassung wird 
nach Anhörung der Beteiligten Folgendes angeord-
net:

§ 1

Die Evangelisch-lutherische St.-Wilhadi-Kirchen-
gemeinde in Stade, die Evangelisch-lutherische St.-
Cosmae-und-St.-Nicolai-Kirchengemeinde in Stade 
und die Evangelisch-lutherische St.-Nicolai-Kir-
chengemeinde Bützfl eth in Stade (alle Kirchenkreis 
Stade) werden pfarramtlich verbunden.

§ 2

Die I. Pfarrstelle der Evangelisch-lutherischen 
St.-Wilhadi-Kirchengemeinde in Stade wird die I. 
Pfarrstelle, die II. Pfarrstelle der Evangelisch-lu-
therischen St.-Wilhadi-Kirchengemeinde in Stade 
wird die II. Pfarrstelle, die I. Pfarrstelle der Evan-
gelisch-lutherischen St.-Cosmae-und-St.-Nicolai-
Kirchengemeinde in Stade wird die III. Pfarrstelle, 
die II. Pfarrstelle der Evangelisch-lutherischen St.-
Cosmae-und-St.-Nicolai-Kirchengemeinde in Stade 
wird die IV. Pfarrstelle, die Pfarrstelle der Evan-
gelisch-lutherischen St.-Nicolai-Kirchengemeinde 
Bützfl eth in Stade wird die V. Pfarrstelle und die 
III. Pfarrstelle der Evangelisch-lutherischen St. 
Wilhadi-Kirchengemeinde in Stade wird die VI. 
Pfarrstelle der pfarramtlich verbundenen Kirchen-
gemeinden.
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stringen gehen folgende Grundstücke auf die 
Evangelisch-lutherische Kirchengemeinde In-
nerstetal in Bad Salzdetfurth (Dotation Pfarre) 
über:

Grundbuch Blatt Gemarkung Flur Flur-

stück

Fläche/

ha

Dotation Salzab-

bauger. 

Blatt

Heinde 501 Heinde 6 132/51 0,2263 Pfarr-

witwen-

tum

712

Heinde 501 Heinde 8 319/2 0,0046 Pfarr-

witwen-

tum

–

Heinde 501 Listringen 3 122/4 0,2591 Pfarr-

witwen-

tum

712

Heinde 500 Heinde 6 15/2 1,5000 Pfarre 610

Heinde 500 Heinde 6 7 4,6549 Pfarre 610

Heinde 500 Heinde 7 67 0,0088 Pfarre 610

Heinde 500 Heinde 7 126/66 0,5618 Pfarre 610

Heinde 500 Heinde 8 212 0,0997 Pfarre 610

Heinde 500 Heinde 8 275 0,0655 Pfarre 610

Heinde 500 Heinde 8 216/3 0,4588 Pfarre 610

Heinde 500 Heinde 6 49/1 0,6458 Pfarre 610

Heinde 500 Heinde 8 262/1 0,0924 Pfarre 610

Heinde 500 Heinde 8 262/2 0,0860 Pfarre 610

Heinde 500 Heinde 8 265/1 0,0491 Pfarre 610

Heinde 500 Heinde 8 265/2 0,0624 Pfarre 610

(3)  Aus dem Grundvermögen der Evangelisch-lu-
therischen Kirchengemeinde Heinde-Listrin-
gen geht folgendes Grundstück (11/20 Mitei-
gentumsanteil) auf die Evangelisch-lutherische 
Kirchengemeinde Innerstetal in Bad Salzdet-
furth [zu c) Dotation Pfarre zu 6/20, zu d) Do-
tation Kirche zu 5/20] über:

Grundbuch Blatt Gemar-

kung

Flur Flur-

stück

Fläche/

ha

Dotation

Lechstedt 244 Lechstedt 3 59/1 4,0696 zu c) Dotation 

Pfarre zu 6/20

zu d) Dotation Kü-

sterei zu 5/20

(4) Aus dem Grundvermögen der Evangelisch-lu-
therischen Kirchengemeinde Lechstedt gehen 
folgende Grundstücke auf die Evangelisch-lu-
therische Kirchengemeinde Innerstetal in Bad 
Salzdetfurth (Dotation Kirche) über:

Grundbuch Blatt Gemarkung Flur Flur-

stück

Fläche/

ha

Dotation

Lechstedt 321 Lechstedt 1 31/16 0,7272 Kirche

Lechstedt 321 Lechstedt 3 2 0,5220 Kirche

Lechstedt 321 Lechstedt 3 161/85 0,0210 Kirche

Lechstedt 321 Lechstedt 4 112 0,1809 Kirche

Lechstedt 321 Lechstedt 4 141/1 0,1477 Kirche

Lechstedt 345 Lechstedt 4 7/2 0,0606 Küsterei

degliederzahl am 1. Januar 2011 neue Mit-
glieder und stellvertretende Mitglieder in den 
Kirchenkreistag.

§ 4

Die mit dem Patronat über die Evangelisch-luthe-
rische Kirchengemeinde Heinde-Listringen verbun-
denen Rechte und Pfl ichten bleiben erhalten.

§ 5

(1)  Aus dem Grundvermögen der Evangelisch-
lutherischen Kirchengemeinde Heinde-Li-
stringen gehen folgende Grundstücke auf die 
Evangelisch-lutherische Kirchengemeinde In-
nerstetal in Bad Salzdetfurth (Dotation Kirche) 
über:

Grundbuch Blatt Gemarkung Flur Flur-

stück

Fläche/

ha

Dotation Salzab-

bauger. 

Blatt

Heinde 497 Heinde 2 6/1 4,7617 Kirche 

Heinde

711

Heinde 497 Heinde 6 131/50 0,0791 Kirche 

Heinde

711

Heinde 497 Heinde 8 225/7 1,2285 Kirche 

Heinde

711

Heinde 497 Heinde 8 260 0,0350 Kirche 

Heinde

711

Heinde 497 Heinde 8 261/1 0,0939 Kirche 

Heinde

711

Heinde 497 Heinde 8 261/2 0,0815 Kirche 

Heinde

711

Heinde 497 Heinde 2 9 0,0689 Kirche 

Heinde

–

Heinde 495 Heinde 6 6 0,7070 Küsterei 495

Heinde 495 Heinde 6 8 1,6329 Küsterei 495

Heinde 495 Heinde 7 36 0,0484 Küsterei 495

Heinde 495 Heinde 7 37 0,3135 Küsterei 495

Heinde 495 Heinde 6 133/52 1,0733 Küsterei 495

Heinde 495 Heinde 8 227/1 0,1747 Küsterei 495

Listringen 208 Listringen 1 55/7 0,1846 Küsterei –

Listringen 208 Listringen 3 46/1 0,0314 Küsterei –

Listringen 208 Listringen 3 255/4 0,0202 Küsterei –

Listringen 208 Listringen 3 511/46 0,0121 Küsterei –

Listringen 208 Listringen 3 527/201 0,2957 Küsterei –

Listringen 208 Listringen 3 121/2 0,9801 Küsterei –

Listringen 192 Listringen 2 6/1 3,4454 Kirche 

Listrin-

gen

–

Listringen 193 Listringen 3 50/3 0,1536 Kirche 

Listrin-

gen

–

Listringen 194 Listringen 3 255/7 0,0336 Kirche 

Listrin-

gen

–

(2)  Aus dem Grundvermögen der Evangelisch-
lutherischen Kirchengemeinde Heinde-Li-
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§ 5

Diese Anordnung tritt am 1. Januar 2011 in Kraft.

Ha n nover, den 28. Dezember 2010

Das Landeskirchenamt

In Vertretung:

(L.S.) Beh rens

Nr. 22 Zusammenlegung der evangelisch-lu-
therischen Kirchengemeinden Rühle 
und Dölme (Kirchenkreis Holzmin-
den-Bodenwerder); Ergänzung

Urkunde

Gemäß § 5 der Kirchengemeindeordnung wird 
in Ergänzung der Urkunde vom 29. April 2009 
(Kirchl. Amtsbl. S. 87) Folgendes angeordnet:

§ 1

(1) Mit Anordnung vom 29. April 2009 wurden 
die Evangelisch-lutherische St.-Michaelis-
Kirchengemeinde Rühle in Bodenwerder und 
die Evangelisch-lutherische St.-Markus-Kir-
chengemeinde Dölme in Bevern (Kirchenkreis 
Holzminden-Bodenwerder) mit Wirkung vom 1. 
Januar 2009 zur Evangelisch-lutherischen Kir-
chengemeinde Rühle-Dölme in Bodenwerder 
zusammengelegt.

(2) In Ergänzung von § 3 geht aus dem Grundver-
mögen der Evangelisch-lutherischen St.-Micha-
elis-Kirchengemeinde Rühle in Bodenwerder 
das  folgende Grundstück auf die Evangelisch-
lutherische Kirchengemeinde Rühle-Dölme 
(Dotation Pfarre) über:

Grundbuch von Blatt Gemarkung Flur Flurstück Fläche/qm

Rühle 143 Rühle 1 229/9 49

§ 2

Diese Anordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
2009 in Kraft.

Ha n nover, den 11. Januar 2011

Das Landeskirchenamt

In Vertretung:

(L.S.) D r.  K rä mer

Grundbuch Blatt Gemarkung Flur Flur-

stück

Fläche/

ha

Dotation

Lechstedt 345 Lechstedt 4 251/3 0,0026 Küsterei

Lechstedt 345 Lechstedt 4 6 0,2085 Küsterei

Lechstedt 345 Lechstedt 4 217/2 1,4119 Küsterei

(5) Aus dem Grundvermögen der Evangelisch-lu-
therischen Kirchengemeinde Lechstedt gehen 
folgende Grundstücke auf die Evangelisch-lu-
therische Kirchengemeinde Innerstetal in Bad 
Salzdetfurth (Dotation Pfarre) über:

Grundbuch Blatt Gemarkung Flur Flur-

stück

Fläche/

ha

Dotation

Lechstedt 329 Lechstedt 3 8 0,5282 Pfarre

Lechstedt 329 Lechstedt 3 11 0,3929 Pfarre

Lechstedt 329 Lechstedt 1 30/16 0,3203 Pfarre

Lechstedt 329 Lechstedt 3 9 1,1043 Pfarre

Lechstedt 329 Lechstedt 3 10 0,6969 Pfarre

Lechstedt 329 Lechstedt 3 66 2,2614 Pfarre

Lechstedt 329 Lechstedt 3 86/1 5,2926 Pfarre

Lechstedt 329 Lechstedt 3 166/90 2,7977 Pfarre

Lechstedt 329 Lechstedt 4 56/1 0,1987 Pfarre

Lechstedt 329 Lechstedt 4 56/2 0,2250 Pfarre

Lechstedt 329 Lechstedt 4 138/6 0,1799 Pfarre

Lechstedt 329 Lechstedt 4 183/11 0,1060 Pfarre

Lechstedt 329 Lechstedt 4 198 7.3427 Pfarre

Lechstedt 347 Lechstedt 4 5 0,1764 Pfarrwit-

wentum

(6) Aus dem Grundvermögen der Evangelisch-lu-
therischen Kirchengemeinde Lechstedt gehen 
folgende Grundstücke auf die Evangelisch-lu-
therische Kirchengemeinde Innerstetal in Bad 
Salzdetfurth (Dotation Pfarre zu 2/3, Dotation 
Kirche zu 1/3) über:

Grundbuch Blatt Gemarkung Flur Flur-

stück

Fläche/

ha

Dotation

Lechstedt 356 Lechstedt 1 15/1 2,4917 Dotation Pfar-

re zu 2/3

Dotation Kü-

sterei zu 1/3

Lechstedt 356 Lechstedt 1 15/2 0,0616 Dotation Pfar-

re zu 2/3

Dotation Kü-

sterei zu 1/3

(7) Aus dem Grundvermögen der Evangelisch-lu-
therischen Kirchengemeinde Lechstedt geht 
folgendes Grundstück auf die Evangelisch-lu-
therische Kirchengemeinde Innerstetal in Bad 
Salzdetfurth (Dotation Pfarre) über:

Grundbuch Blatt Gemarkung Flur Flur-

stück

Fläche/

ha

Dotation

Lechstedt 360 Lechstedt 4 25 1,3129 zu a) Dotation Pfarre 

zu 2/3 

zu b) Dotation Pfarr-

witwentum zu 1/3
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Nieste 1049 Nieste 11 433/206 1 359

Uschlag 2149 Kattenbühl 6 86/1 1 926

(3) Aus dem Grundvermögen der Evangelisch-
lutherischen Paul-Gerhardt-Kirchengemein-
de Escherode in Staufenberg gehen folgende 
Grundstücke auf die Evangelisch-lutherische 
Dreieinigkeits-Kirchengemeinde Escherode-
Nieste in Staufenberg (Dotation Pfarre) über:

Grundbuch von Blatt Gemarkung Flur Flurstück Fläche/qm

Escherode 1423 Escherode 1 24 13 581

Escherode 1423 Escherode 2 33 26 416

Escherode 1423 Escherode 3 156/11 1 894

Escherode 1423 Escherode 8 43 1 406

Escherode 1423 Escherode 8 52 1 717

Escherode 1423 Escherode 8 54 32 724

Escherode 1423 Escherode 13 6 6 989

Escherode 1423 Escherode 15 36/1 4 896

Escherode 1423 Escherode 15 36/2 3 660

Escherode 1423 Nienhagen 3 110/3 1 768

Escherode 1423 Nienhagen 3 140/3 972

Escherode 1423 Nienhagen 3 140/4 2 171

Escherode 1447 Escherode 14 38 1 410

Jühnde 381 Dransfeld 12 37/4 68 096

Jühnde 381 Jühnde 2 11/5 20 980

Jühnde 381 Jühnde 2 15/6 172 399

Jühnde 381 Jühnde 2 15/9 46 760

Nieste 1533 Nieste 5 50 2 594

Nieste 1533 Nieste 5 55 5 866

Nieste 1533 Nieste 5 62 1 642

§ 3

Die Pfarrstelle der bisher pfarramtlich verbun-
denen Kirchengemeinden Evangelisch-lutherische 
Paul-Gerhardt-Kirchengemeinde Escherode in 
Staufenberg und Evangelisch-lutherische St.-Anna-
Kirchengemeinde Nieste in Nieste wird die einzige 
Pfarrstelle der Evangelisch-lutherischen Dreieinig-
keits-Kirchengemeinde Escherode-Nieste in Stau-
fenberg.

§ 4

(1) Die Kirchenvorsteher der Evangelisch-
lutherischen Paul-Gerhardt-Kirchengemeinde 
Escherode in Staufenberg und der Evangelisch-
lutherischen St.-Anna-Kirchengemeinde Nieste 
in Nieste werden Mitglieder des Kirchenvor-
standes der Evangelisch-lutherischen Dreiei-
nigkeits-Kirchengemeinde Escherode-Nieste in 
Staufenberg.

(2)  Scheidet in der Zeit bis zur Neubildung des Kir-
chenvorstandes ein gewählter Kirchenvorsteher 

Nr. 23 Zusammenlegung der ev.-luth. Kir-
chengemeinden Escherode und Nieste 
(Kirchenkreis Münden)

Urkunde

Gemäß Artikel 28 der Kirchenverfassung wird 
nach Anhörung der Beteiligten Folgendes angeord-
net:

§ 1

Die Evangelisch-lutherische Paul-Gerhardt-Kir-
chengemeinde Escherode in Staufenberg und die 
Evangelisch-lutherische St.-Anna-Kirchengemeinde 
Nieste in Nieste (Kirchenkreis Münden) werden 
zu einer Kirchengemeinde zusammengelegt. Diese 
trägt den Namen „Evangelisch-lutherische Drei-
einigkeits-Kirchengemeinde Escherode-Nieste in 
Staufenberg“. Sie ist Rechtsnachfolgerin der Evan-
gelisch-lutherischen Paul-Gerhardt-Kirchengemein-
de Escherode in Staufenberg und der Evangelisch-
lutherischen St.-Anna-Kirchengemeinde Nieste in 
Nieste.

§ 2

(1) Aus dem Grundvermögen der Evangelisch-lu-
therischen Paul-Gerhardt-Kirchengemeinde 
Escherode in Staufenberg gehen folgende 
Grundstücke auf die Evangelisch-lutherische 
Dreieinigkeits-Kirchengemeinde Escherode-
Nieste in Staufenberg (Dotation Kirche) über:

Grundbuch von Blatt Gemarkung Flur Flurstück Fläche/qm

Escherode 1407 Escherode 2 34 27 214

Escherode 1407 Escherode 2 35 17 528

Escherode 1407 Escherode 3 69/1 1 038

Escherode 1407 Escherode 10 64/4 7 317

Escherode 1407 Escherode 13 11/3 2 502

Escherode 1484 Escherode 13 12/1 2 814

(2) Aus dem Grundvermögen der Evangelisch-lu-
therischen St.-Anna-Kirchengemeinde Nieste 
in Nieste gehen folgende Grundstücke auf die 
Evangelisch-lutherische Dreieinigkeits-Kir-
chengemeinde Escherode-Nieste in Staufen-
berg (Dotation Kirche) über:

Grundbuch von Blatt Gemarkung Flur Flurstück Fläche/qm

Nieste 1049 Nieste 1 41/1 2 235

Nieste 1049 Nieste 1 42/1 1 698

Nieste 1049 Nieste 2 19 1 062

Nieste 1049 Nieste 7 13/1 2 872

Nieste 1049 Nieste 11 205 48
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(Leine) verbunden. Die Superintendentur des 
Amtsbereichs Elze hat ihren Sitz in Elze und 
bleibt mit der I. Pfarrstelle der Evangelisch-lu-
therischen Peter-und-Paul-Kirchengemeinde in 
Elze verbunden.

§ 2

(1)  Die Mitglieder der Kirchenkreistage der evan-
gelisch-lutherischen Kirchenkreise Alfeld und 
Hildesheimer Land bilden den Kirchenkreistag 
des Evangelisch-lutherischen Kirchenkreises 
Hildesheimer Land-Alfeld. Beim Ausscheiden 
eines Mitgliedes fi ndet eine Nachwahl oder eine 
Nachberufung statt.

(2)  Die Mitglieder der Vorstände der Kirchenkreis-
tage der evangelisch-lutherischen Kirchen-
kreise Alfeld und Hildesheimer Land bilden 
den Vorstand des Kirchenkreistages des Evan-
gelisch-lutherischen Kirchenkreises Hildes-
heimer Land-Alfeld. Beim Ausscheiden eines 
Mitgliedes fi ndet eine Nachwahl statt. Der oder 
die Vorsitzende und der oder die stellvertre-
tende Vorsitzende des Kirchenkreistages sind 
auf dessen erster Tagung aus der Mitte des Kir-
chenkreistages neu zu wählen.

§ 3

Die Mitglieder der Kirchenkreisvorstände der 
evangelisch-lutherischen Kirchenkreise Alfeld und 
Hildesheimer Land bilden den Kirchenkreisvor-
stand des Evangelisch-lutherischen Kirchenkreises 
Hildesheimer Land-Alfeld. Beim Ausscheiden eines 
Mitgliedes fi ndet eine Nachwahl statt. Der Kir-
chenkreistag wählt auf seiner ersten Tagung den 
geschäftsführenden Superintendenten oder die ge-
schäftsführende Superintendentin.

§ 4

(1)  Aus dem Grundvermögen des Evangelisch-lu-
therischen Kirchenkreises Alfeld gehen folgende 
Grundstücke auf den Evangelisch-lutherischen 
Kirchenkreis Hildesheimer Land-Alfeld über:

Grundbuch von Blatt Gemarkung Flur Flurstück Fläche/ha

Königsdahlum 596 Königsdahlum 6 117/65 0,5573

Königsdahlum 596 Königsdahlum 6 120/66 0,3298

Wetteborn 329 Wetteborn 8 30/1 0,5331

Wetteborn 329 Wetteborn 7 93/44 0,8177

Wetteborn 346 Winzenburg 12 27 0,5242 

Wetteborn 339 Winzenburg 12 43 0,2621 

Wetteborn 339 Winzenburg 12 42 0,2621

(2) Aus dem Grundvermögen des Evangelisch-lu-

aus seinem Amt aus, so gilt für die Nachfolge 
Folgendes: Derjenige Ersatzkirchenvorsteher 
mit der höchsten Stimmenzahl, der in dersel-
ben Kirchengemeinde wie der ausgeschiedene 
Kirchenvorsteher zur Wahl gestanden hat, tritt 
in den Kirchenvorstand ein.

§ 5

Diese Anordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
2011 in Kraft.

Ha n nover, den 17. Januar 2011

Das Landeskirchenamt

In Vertretung:

(L.S.) D r.  K rä mer

Nr. 24 Zusammenlegung der evangelisch-lu-
therischen Kirchenkreise Alfeld und 
Hildesheimer Land

Urkunde

Gemäß Artikel 51 der Kirchenverfassung, § 2 der 
Verordnung mit Gesetzeskraft zur Erprobung der 
Bildung eines Kirchenkreises mit mehreren Amts-
bereichen im Kirchenkreis Hildesheimer Land-
Alfeld (Erprobungsverordnung) und §§ 92a Abs. 
2, 92b Abs. 4 der Kirchenkreisordnung wird nach 
Anhörung der Beteiligten Folgendes angeordnet:

§ 1

(1)  Der Evangelisch-lutherische Kirchenkreis Al-
feld und der Evangelisch-lutherische Kirchen-
kreis Hildesheimer Land werden zum „Evange-
lisch-lutherischen Kirchenkreis Hildesheimer 
Land-Alfeld“ vereinigt. Dieser ist Rechtsnach-
folger der evangelisch-lutherischen Kirchen-
kreise Alfeld und Hildesheimer Land.

(2) Im Evangelisch-lutherischen Kirchenkreis 
Hildesheimer Land-Alfeld werden die Amts-
bereiche Alfeld und Elze gebildet. In diesen 
Amtsbereichen nehmen die Superintendenten 
und Superintendentinnen im Kirchenkreis ihre 
Aufgaben nach §§ 4 ff. der Erprobungsverord-
nung wahr. Die Zuordnung der Kirchengemein-
den ergibt sich aus der Anlage.

(3) Die Superintendentur des Amtsbereichs Alfeld 
hat ihren Sitz in Alfeld (Leine) und bleibt mit 
der I. Pfarrstelle der Evangelisch-lutherischen 
St.-Nicolai-Kirchengemeinde Alfeld in Alfeld 
(Leine) und der Evangelisch-lutherischen St.-
Petri-Kirchengemeinde Röllinghausen in Alfeld 



Kirchl. Amtsbl. Hannover Nr. 1/2011

71

Anlage
(zu § 1 Absatz 2)

Zuordnung der Kirchengemeinden zu den 
Amtsbereichen

Amtsbereich Alfeld

 - Ev.-luth. Kirchengemeinde Adenstedt-Wris-
bergholzen in Adenstedt

 - Ev.-luth. Friedens-Kirchengemeinde Alfeld in 
Alfeld (Leine)

 - Ev.-luth. St.-Nicolai-Kirchengemeinde Alfeld in 
Alfeld (Leine)

 - Ev.-luth. Moritz-Kirchengemeinde in Almstedt
 - Ev.-luth. Kirchengemeinde Am Reuberg in Alfeld 

(Leine)
 - Ev.-luth. St.-Georgs-Kirchengemeinde in Bad 

Salzdetfurth
 - Ev.-luth. Martin-Luther-Kirchengemeinde in Bad 

Salzdetfurth
 - Ev.-luth. St.-Pancratius-Kirchengemeinde in Bo-

ckenem
 - Ev.-luth. St.-Johannis-Kirchengemeinde Boden-

burg in Bad Salzdetfurth
 - Ev.-luth. Marien-Kirchengemeinde in Brüggen
 - Ev.-luth. St.-Martins-Kirchengemeinde Brunken-

sen in Alfeld (Leine)
 - Ev.-luth. St.-Franziskus-Kirchengemeinde in 

Coppengrave
 - Ev.-luth. Kirchengemeinde Dehnsen in Alfeld 

(Leine)
 - Ev.-luth. Katharinen-Kirchengemeinde in Duin-

gen
 - Ev.-luth. Bartholomäi-Kirchengemeinde in Eber-

holzen
 - Ev.-luth. St.-Pancratius-Kirchengemeinde Eim-

sen in Alfeld (Leine)
 - Ev.-luth. Cäcilien-Kirchengemeinde Everode in 

Freden (Leine)
 - Ev.-luth. St.-Andreas-Kirchengemeinde Föhrste 

in Alfeld (Leine)
 - Ev.-luth. St.-Georgs-Kirchengemeinde Freden in 

Freden (Leine)
 - Ev.-luth. St.-Laurentius-Kirchengemeinde Freden 

in Freden (Leine)
 - Ev.-luth. Nikolai-Kirchengemeinde Grasdorf in 

Holle
 - Ev.-luth. Kirchengemeinde Graste-Netze in Wol-

tershausen
 - Ev.-luth. Kirchengemeinde Grünenplan in Dellig-

sen
 - Ev.-luth. Kirchengemeinde Hackenstedt-Sottrum 

in Holle
 - Ev.-luth. Kirchengemeinde Hary in Bockenem

therischen Kirchenkreises Hildesheimer Land 
gehen folgende Grundstücke auf den Evange-
lisch-lutherischen Kirchenkreis Hildesheimer 
Land-Alfeld über:

Grundbuch von Blatt Gemarkung Flur Flurstück Fläche/ha

Brüggen 776 Brüggen 6 20 5,0618

Brünnighausen 377 Brünnighausen 7 13/1 2,0913 

Burgstemmen 666 Elze 3 99/1 2,4698 

Burgstemmen 666 Burgstemmen 3 99/3 0,8709

Deilmissen 118 Deilmissen 1 411/2 0,6444 

Deilmissen 118 Deilmissen 1 438/109 1,0793 

Deilmissen 118 Deilmissen 1 108/11 1,6763 

Dohnsen 248 Dohnsen 2 188 6,3478

Elze 2994 Mehle 3 3/2 7,2760

Elze 2994 Mehle 3 7 1,0484

Elze 2994 Elze 31 2/1 2,6506

Elze 2994 Elze 31 33 1,7657

Gronau 2663 Gronau 12 13/1 1,9203

Hallerburg 117 Hallerburg 2 1 8,7367

Hallerburg 117 Hallerburg 2 2/2 0,6306

Lauenstein 1571 Lauenstein 12 125 2,0448

Lauenstein 1571 Lauenstein 12 126/1 1,8347

Lauenstein 1571 Lauenstein 12 126/2 1,2646

Lauenstein 1571 Lauenstein 12 128/1 2,0910

Lauenstein 1571 Salzhem-

mendorf

2 248/15 0,3964

Lauenstein 1571 Lauenstein 12 124 2,4760

Lauenstein 1571 Lauenstein 12 128/6 0,2091

Lauenstein 1571 Lauenstein 12 128/9 2,4525

Lauenstein 1571 Lauenstein 12 181/39 1,7597 

Lauenstein 1571 Lauenstein 12 182/111 2,1803

Lauenstein 1571 Lauenstein 13 214/5 0,8944

Lauenstein 1571 Lauenstein 9 12 2,9500

Marienau 427 Marienau 4 39/2 16,5000

Rautenberg 600 Rautenberg 1 67 0,8398

Schwicheldt 1008 Schwicheldt 6 50/3 9,8811

Wallenstedt 274 Wallenstedt 4 18 5,8317

§ 5

Diese Anordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
2011 in Kraft.

Ha n nover, den 14. Februar 2011

Das Landeskirchenamt

(L.S.) Gunt au
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 - Ev.-luth. St.-Martini-Kirchengemeinde Bettrum 
in Söhlde

 - Ev.-luth. St.-Nicolai-Kirchengemeinde in Coppen-
brügge

 - Ev.-luth. Nicolai-Kirchengemeinde Deinsen in 
Eime

 - Ev.-luth. St.-Jakobi-Kirchengemeinde in Eime
 - Ev.-luth. Peter-und-Paul-Kirchengemeinde in 

Elze
 - Ev.-luth. Gallus-Kirchengemeinde Esbeck in Elze
 - Ev.-luth. Kirchengemeinde Feldbergen in Söhlde
 - Ev.-luth. St.-Lukas-Kirchengemeinde Garmissen 

in Schellerten
 - Ev.-luth. St.-Matthäi-Kirchengemeinde Gronau in 

Gronau (Leine)
 - Ev.-luth. St.-Vitus-Kirchengemeinde Hemmen-

dorf in Salzhemmendorf
 - Ev.-luth. Kirchengemeinde Himstedt in Söhlde
 - Ev.-luth. Martins-Kirchengemeinde Hoheneggel-

sen in Söhlde
 - Ev.-luth. Kirchengemeinde Ith-Nesselberg in 

Coppenbrügge
 - Ev.-luth. St.-Georgs-Kirchengemeinde Kemme in 

Schellerten
 - Ev.-luth. St.-Nicolai-Kirchengemeinde Lauen-

stein in Salzhemmendorf
 - Ev.-luth. St.-Urbanus-Kirchengemeinde Mehle in 

Elze
 - Ev.-luth. Marien-Kirchengemeinde Nettlingen in 

Söhlde
 - Ev.-luth. Andreas-Kirchengemeinde Nienstedt in 

Despetal
 - Ev.-luth. Dreikirchengemeinde in Nordstemmen
 - Ev.-luth. St.-Johannis-Kirchengemeinde in 

Nordstemmen
 - Ev.-luth. Kirchengemeinde Oedelum in Scheller-

ten
 - Ev.-luth. St.-Nikolai-Kirchengemeinde Oldendorf 

in Salzhemmendorf
 - Ev.-luth. Christus-Kirchengemeinde Osterwald in 

Salzhemmendorf
 - Ev.-luth. Cosmas-und-Damians-Kirchengemein-

de Rautenberg in Harsum
 - Ev.-luth. St.-Margarethen-Kirchengemeinde in 

Salzhemmendorf
 - Ev.-luth. Kirchengemeinde Schellerten in 

Schellerten
 - Ev.-luth. Martin-Luther-Kirchengemeinde in 

Söhlde
 - Ev.-luth. St.-Martins-Kirchengemeinde Wallen-

sen in Salzhemmendorf
 - Ev.-luth. Thomas-Kirchengemeinde Wendhausen 

in Schellerten
 - Ev.-luth. St.-Marien-Kirchengemeinde Wülfi ngen 

in Elze

 - Ev.-luth. Urbani-Kirchengemeinde Heersum in 
Holle

 - Ev.-luth. St.-Martins-Kirchengemeinde in Holle
 - Ev.-luth. Catharinen-Kirchengemeinde Hörsum 

in Alfeld (Leine)
 - Ev.-luth. Marien-und-Lamberti-Kirchengemeinde 

in Hoyershausen
 - Ev.-luth. St.-Urbani-Kirchengemeinde Imsen in 

Alfeld (Leine)
 - Ev.-luth. Kirchengemeinde Innerstetal in Bad 

Salzdetfurth
 - Ev.-luth. St.-Johannis-Kirchengemeinde Königs-

dahlum in Bockenem
 - Ev.-luth. Sophien-Kirchengemeinde in Lam-

springe
 - Ev.-luth. St.-Bonifatius-Kirchengemeinde Lan-

genholzen in Alfeld (Leine)
 - Ev.-luth. Segens-Kirchengemeinde Limmer in Al-

feld (Leine)
 - Ev.-luth. Marien-Kirchengemeinde Möllensen in 

Sibbesse
 - Ev.-luth. Kirchengemeinde Nette-Upstedt in Bo-

ckenem
 - Ev.-luth. Auferstehungs-Kirchengemeinde in 

Neuhof
 - Ev.-luth. Antonius-Kirchengemeinde Petze in 

Sibbesse
 - Ev.-luth. Cosmae-und-Damiani-Kirchengemeinde 

in Rheden
 - Ev.-luth. St.-Petri-Kirchengemeinde Röllinghau-

sen in Alfeld (Leine)
 - Ev.-luth. Georgs-Kirchengemeinde Sack in Alfeld 

(Leine)
 - Ev.-luth. Trinitatis-Kirchengemeinde in Sehlem
 - Ev.-luth. Nicolai-Kirchengemeinde in Sibbesse
 - Ev.-luth. Matthäus-Kirchengemeinde Sillium in 

Holle
 - Ev.-luth. St.-Andreas-Kirchengemeinde 

Wehrstedt in Bad Salzdetfurth
 - Ev.-luth. Kirchengemeinde Wetteborn in Freden 

(Leine)
 - Ev.-luth. St.-Marien-Kirchengemeinde in Wol-

tershausen

Amtsbereich Elze

 - Ev.-luth. St.-Dionys-Kirchengemeinde Adensen 
in Nordstemmen

 - Ev.-luth. Kirchengemeinde Am Ith im Flecken 
Coppenbrügge

 - Ev.-luth. St.-Georgs-Kirchengemeinde in Banteln
 - Ev.-luth. Johannes-Kirchengemeinde Barfelde in 

Despetal
 - Ev.-luth. St.-Johannis-Kirchengemeinde Benstorf 

in Salzhemmendorf
 - Ev.-luth. Andreas-Kirchengemeinde in Betheln
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IV. Stellenausschreibungen

Nach der Neufassung von § 8 des Pfarrstellenbesetzungsgesetzes (PfStBG; vgl. Seite 158 im Kirchl. Amts-
bl. Nr. 6/2010) werden Pfarrstellen seit Januar 2011 rechtsverbindlich nur noch im Internet unter 

www.freie-pfarrstellen.de 

ausgeschrieben. Die ausgeschriebenen Stellen erscheinen dort zum 1. jeden Monats. 

Im Landeskirchenamt der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers ist in der Abteilung 2 zum 
1. Juni 2011 die Stelle eines/einer

Kirchenamtsrats / Kirchenamtsrätin
(Besoldungsgruppe A 12)

zu besetzen.

Zum Aufgabengebiet gehört die Leitung des Sachgebietes „Theologie, Gottesdienst und Kirchenmusik“ 
(Kur- und Urlauberseelsorge; Missionarische Dienste; Gottesdienst, Amtshandlungen und Liturgie; Ord-
nung des kirchlichen Lebens, Feiertagsrecht; Orgeln, Orgelrevision und Glocken; Kirchenmusik; Kunst und 
Kultur) im Referat 22.

Bewerber und Bewerberinnen mit Prüfung für den gehobenen Dienst in der allgemeinen Verwaltung sollen 
über Erfahrung in der kirchlichen Verwaltung verfügen. Ein sicherer Umgang mit den modernen Bürokom-
munikationsmitteln, insbesondere die Beherrschung von MS-Offi ce-Software, werden erwartet.

Einstellungsvoraussetzung ist die Mitgliedschaft in der evangelischen Kirche. Hierzu wird gebeten, einen 
entsprechenden Hinweis in den Bewerbungsunterlagen aufzunehmen. 

Bewerbungen von Personen mit Behinderungen wird mit Interesse entgegengesehen.

Informationen über die Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers und das Landeskirchenamt siehe 
unter „www.landeskirche-hannover.de“. Nähere Auskünfte zum Aufgabenbereich erteilt Herr Oberlandes-
kirchenrat Dr. Grünwaldt (Tel.-Nr.: 0511/1241-313).

Interessierte, die sich in einer vielseitigen Tätigkeit engagieren wollen, richten bitte ihre Bewerbung mit 
aussagekräftigen Unterlagen bis zum 1. April 2011 an den

Präsidenten des Landeskirchenamtes
der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers
Postfach 3726 in 30037 Hannover
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Im Kirchenkreisamt für die ev.-luth. Kirchenkreise Ronnenberg und Laatzen-Springe ist   zum nächstmög-
lichen Zeitpunkt  die Stelle

Leitung der kaufmännischen Buchführung
(Bes.Gr. A 10  KBBVG bzw. Entgeltgruppe 9 TV-L)

zu besetzen.

Das Kirchenkreisamt in Ronnenberg leistet Verwaltungsaufgaben für den Diakonieverband Hannover-
Land, zwei Kirchenkreise und 52 Kirchen- und Kapellengemeinden in den Kirchenkreisen Ronnenberg 
und Laatzen-Springe sowie deren Einrichtungen. 
Für selbstständige diakonische Einrichtungen der ambulanten und stationären Alten- und Behindertenhilfe 
besteht eine kaufmännische Abteilung im Sachgebiet Diakonie, deren fachliche und organisatorische Lei-
tung sowie die Begleitung der Geschäftsführungen zu den abwechslungsreichen Aufgaben gehören. 
Derzeit werden zwei ambulante Pfl egedienste, ein Alten- und Pfl egeheim, eine Tagespfl egeeinrichtung, ein 
stationäres Wohnheim und eine Tagesstätte für psychisch Kranke betreut.
Im Kirchenkreisamt sind insgesamt 35 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in einem gut ausgestatteten Ver-
waltungsgebäude beschäftigt.

Aufgabenbereiche:
 -  Organisation und Leitung der kaufmännischen Buchführung mit fünf Mitarbeitenden
 -  Beratung der Einrichtungen und Sachbearbeitung für die Geschäftsführungen
 - Bank- und Geldverkehr
 -  Aufbau und Pfl ege des Controllings und Benchmarkings
 -  Vorbereitung der Jahresabschlüsse und der Wirtschaftsplanung
 - Begleitung bei Wirtschaftsprüfungen
 -  Betreuung von EDV-Anwendungen in den Einrichtungen

Anforderungen und Erwartungen:
 - Ausbildung im gehobenen, nichttechnischen Verwaltungsdienst, Schwerpunkt Betriebswirtschaft bzw. 

abgeschlossene Ausbildung im kaufmännischen Bereich.
 - Flexibilität, Leistungsbereitschaft und Fähigkeit zum selbstständigen Arbeiten
 - Dienstleistungsorientierung und Bereitschaft zu Außendiensten
 - Kommunikations- und Beratungskompetenz, Verhandlungsgeschick
 - Gute EDV-Kenntnisse mit sicherem Umgang mit MS-Offi ce-Programmen und Fachprogramme
 - Mitgliedschaft und positive Einstellung zur evangelischen Kirche.

Die Stelle ist nach Besoldungsgruppe A 10 KBBVG bzw. nach Entgeltgruppe 9 TV-L bewertet. 

Bewerbungen mit aussagekräftigen Unterlagen werden innerhalb von zwei Wochen nach Erscheinen dieser 
Anzeige erbeten an:

Joachim Richter, 
Kirchenkreisamt in Ronnenberg, 
Am Kirchhofe 4, 
30952 Ronnenberg.

Auskünfte erteilt Joachim Richter, 
Telefon 05109/5195-20, 
E-Mail: joachim.richter@evlka.de.

Nachrichtlich:
Das Kirchenamt der EKD schreibt die Wiederbesetzung der Auslandspfarrstellen in Jerusalem (Isra-
el), Mailand (Italien) und Philippi/Wynberg (Südafrika) aus. Einzelheiten fi nden Sie im Internet unter
www.ekd.de in der Stellenbörse.


